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Reihsarbeitsführung, Erziehungs⸗ und Ausbildungsamt: 


Die Reichs ſchulungsbriefe werden von allen meinen Dienftftellen gehalten und im täglichen weltan- 
ſchaulichen Unterricht ausgewertet. Sie bilden für unfere Arbeit in den Schulen und Arbeitslagern eine 
ftändige wertvolle Unterlage. n a FR | 3 


Der Adjutant des Minifteramtes Dr. Frank, Berlin: 


Reichs miniſter Dr. Frank wird auch in Zukunft mit großem Intereſſe und reger Anteilnahme den 
| Reichs ſchulungsbrief verfolgen. 35355 


\ Reichsjugendführung, Amt für weltanſchauliche Schulung, Berlin: 


Sie können verſichert fein, daß der Reichs ſchulungsbrief in unſerer Arbeit die entfprechende Ver⸗ 
wendung finden wird. j ge x | 


Deutſches volksbildungswerk, Pg. Leutloff, Berlin: 


Am die Reichs ſchulungsbriefe noch mehr als bisher für unfere Arbeit nutzbar zu machen, find mit 
Beginn des Winter⸗Arbeits abſchnittes in den Volksbiloͤungsſtätten bejondere Arbeitsgemeinſchaften für 


den Reichefchulungsbrief der HSDAP. einzurichten. | 
Reihsfrauenführung, Abtlg. Preſſe und Propaganda: 


Ich möchte Ihnen auch im Auftrag der Reichsfrauenführerin erneut beftätigen, daß die Neichs⸗ 
ſchulungs briefe innerhalb der N S.⸗Frauenſchaft als wertvolles Schulungs material angeſehen und auch von 
allen Dienſtſtellen unſerer Organiſation bezogen werden. re = 


Der Reihsdietwart, Pg. Münch, Berlin: 


Der Schulungsbrief ift ein ſo wertvolles Hilfsmittel für die Erweiterung und Vertiefung unferes 
Wiſſens, daß kein Dietwart ihn in ſeiner Arbeit entbehren kann. Feder Dietwart muß im Gegenteil das. 
Beſtreben haben, den Schulungsbrief nicht nur ſelbſt zu beziehen, ſonoͤern möglichſt viele Kameraden 
feines Vereines zum Bezug und zum Leſen zu veranlaſſen. 
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ür die Zukunft der Erde liegt aber die Bedeutung 
nicht darin, ob die Proteſtanten die Katholiken 
ooͤer die Katholiken die Proteſtanten beſiegen, ſondern 
darin, ob der ariſche Menſch ihr erhalten bleibt oder 
ausſtirbt ... Gerade der völkiſch Eingeftellte hätte die 
heiligſte Verpflichtung, jeder in ſeiner eigenen Konfeſſion 
dafür zu ſorgen, daß man nicht nur immer äußerlich von 
Gottes Willen redet, Jondern auch tatfählich Gottes Willen 
erfülle und Gottes Werk nicht ſchänden laſſe. 
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des neunzehnten Jahrhunderts. 


1. Schickſal und Werk 


Er hat bereits als Knabe gedichtet, geſchrieben, 
philoſophiert, und im Zwanzigjährigen gären alle 


Fragen und Probleme der Vergangenheit und 


Gegenwart. Unter Führung ſeines hervorragenden 
Lehrers Ritſchl will er Philologe werden und 
folgt ihm als ſein begabteſter Schüler von Bonn 
an die Univerſität Leipzig. Edle Freunde, Muſik, 
Philologie und Schopenhauerſche Philoſophie ſind 
das Erlebnis jener Zeit. Seine Genialität 
wird offenbar. Noch vor der Doktorpromotion 
erhält er eine Profeſſur in Baſel und iſt 
als Fünfund zwanzigjähriger wohl der 
jüngſte ordentliche Profeſſor ſeiner Zeit. 


Ritſchl ſchreibt, er habe in 39 Unterrichtsjahren 


nie einen jungen Mann gleich Nietzſche kennen⸗ 
gelernt, er werde dereinſt im vorderſten Rang deut⸗ 


ſcher Philologie ſtehen, Nietzſche ſei „der Abgott 
der ganzen Philologenwelt in Leipzig“. „Er wird 
alles können, was er will.“ 


Zum Kriege 1870 meldet ſich Mietzſche als Frei⸗ 


williger, kann jedoch, durch ſein Amt Schweizer 


Staatsangehöriger geworden, nur als Kranken⸗ 
pfleger teilnehmen. Mit einer ernſten Geſundheits⸗ 
ſchädigung kehrt er dann zurück nach Baſel. In 
jenen Jahren erlebt Nietzſche den Höhepunkt ſeiner 
menſchlichen Beziehungen. Bekanntſchaft oder 
Freundſchaft verbinden ihn mit Jakob Burck— 
hart, dem berühmten Kulturhiſtoriker (1818 bis 
1897), mit Bachofen (Juriſt und Altertums⸗ 
forſcher; 1815 - 1887) und Overbeck (Prot. 
Theologe; 1837 — 1905). Das bedeutendſte Erleb⸗ 
nis aber iſt feine größte und vielleicht einzig würdige 
Freundſchaft, die Freundſchaft mit Richard 
Wagner! Am 8. November 1868 in Leipzig be⸗ 
gegnete er zum erſten Male ſeiner Perſönlichkeit. 
Und am 17. Mai 1869 ift Nietzſche in Triebſchen 
(Luzern) bei Coſima und Richard Wagner. 
Von 1869 — 1872 wiederholen ſich dieſe Beſuche, 
welche drei Genies in Stunden unvergeßlicher 
Lebenshöhe vereinen. 

1872 erſcheint „Die Geburt der Tragödie 
aus dem Geiſte der Muſik“. Der leiden⸗ 
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ſchaftliche Bewunderer altgriechiſchen Lebens ringt 
um eine neue deutſche Kultur als Krönung und 
Vollendung des Waffenſieges von 1871. Im 
Muſikdrama Wagners erhofft er die Wieder— 
geburt des tragiſch⸗heroiſchen Lebens. Gleichzeitig 
greift er die zünftige Philologie an mit „Homer 
und die klaſſiſche Philologie“, und es ent⸗ 
ſtehen das einzigartige politiſche Fragment „Der 
griechiſche Staat“ und „Die Philoſophie im fragi- 
ſchen Zeitalter der Griechen“. Er hat mit dem An⸗ 
griff auf die Philologie die Zunft herausgefordert, 
und ſie ſtößt Nietzſche in Acht und Bann. Mit den 
„Unzeitgemäßen Betrachtungen“ führt er 
dann Angriff auf Angriff gegen ſein Zeitalter. 
Am Vorbilde der Griechen, als Pionier Wag⸗ 
ners, ruft er zum Kriege gegen die um ſich greifende 
Verbürgerlichung des Lebens, die „induſtrielle Kul⸗ 
tur“, die liberale Vermittelmäßigung des Menſchen: 


„Vor dem beſtehenden Kulturzuſtande habe 
ich die größten Beſorgniſſe. Wenn wir nur nicht 
die ungeheueren nationalen Erfolge zu teuer in 
einer Region bezahlen müſſen, wo ich wenigſtens 
mich zu keiner Einbuße verſtehen mag“ (an Gers⸗ 
dorf 7. November 1870). „Nun winken neue 
Pflichten: und wenn eins uns auch im Frieden 
bleiben mag aus jenem wilden Kriegsſpiel, ſo iſt 
es der heldenmütige und zugleich beſonnene Geiſt, 
den ich zu meiner Überraſchung ... in unſerem 
Heere friſch und kräftig, in alter germaniſcher 
Geſundheit wiedergefunden habe. Darauf läßt 
ſich bauen: wir dürfen wieder hoffen! Unſere 
deutſche Miſſion iſt noch nicht vorbei! Ich bin 

| mutiger denn je: -denn noch nicht alles ift unter 
franzöſiſch⸗jüdiſcher Verflachung und „Eleganz“ 
zugrunde gegangen ...“ (an Gersdorf 21. 6. 71). 


Doch Nietzſches Enttäuſchung iſt grenzenlos. Aus 
dem Siege von 1871 entſteht kein Staat, ver⸗ 
gleichbar der altgriechiſchen Polis. An Stelle der 
Kultur, als „Einheit des Stils in allen 
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Lebensäußerungen des Volkes“, vermehrt 
ſich das „chaotiſche Durcheinander aller Stile“: 


Der chriſtlich⸗liberal⸗patriotiſche Kompromiß 


Am gefährlichſten trifft Nietzſche der Zuſammen⸗ 
bruch aller ſeiner Hoffnungen auf Richard Wagner 
und Bayreuth. Bei den erſten Feſtſpielen 1876 
wird er ſich der Kluft bewußt, 1878 folgt auch der 
äußere Bruch. Aus Wagner, dem Verherrlicher 
Siegfrieds, wurde der ſchopenhauerlich-chriſtlich ge⸗ 
ſtimmte Wagner des Parſifal. Mietzſche aber ver⸗ 
liert das Höchſte, den ebenbürtigen Freund. 

Die 1873 beginnenden, durch Überarbeitung und 
vermutlich auch ſeeliſch bedingten ſchmerzhaften An⸗ 
fälle von Kopf⸗ und Magenleiden verſchlimmern 
ſich unter den ſeeliſchen Erſchütterungen jener Jahre. 
Der Urlaub von 1876/77 bringt nur vorüber⸗ 
gehende Erholung. 1879, 35jährig, iſt er gezwun⸗ 
gen, Baſel mit einer Penſion von 3000 Fr. zu 
verlaſſen. 1878 erſcheint „Menſchliches, Allzu⸗ 
menſchliches“ und 1879 „Vermiſchte Mei⸗ 
nungen und Sprüche“. Es find Schriften, eiſig, 
ſpöttiſch, verneinend, dem Überſchwenglichen der Ju⸗ 
gendwerke die unerbittliche Kritik und Skepſis ent⸗ 
gegenſetzend. Nietzſche verſucht als „Freigeiſt“ ſeine 


körperliche, ſeeliſche und geiſtige Kriſis zu über⸗ 


winden. Und mächtiger und reifer kommt er 
aus der Erſchütterung empor. Er hat ſeinen 
arteigenen Lebensſtil gefunden: Karg und ſtreng, 


einſam, aber auch in einer Freiheit und Unab⸗ 


hängigkeit, wie ſie das moderne Leben kaum noch 
gewährt. Er lebt in der ſtimmungsverwandten 
Bergwelt des Engadins oder, nach Jahreszeit, 
in Genua, Nizza, Venedig, Turin. Mit der 
„Morgenröte“ (1881) und „Die fröhliche 
Wiſſenſchaft“ ſchreitet er den Weg zur Geſund⸗ 
heit, und dann gebiert er, in einer unklärbar knappen 


Zeit, in der Fülle ſeiner Schöpferkraft, den 


„Zarathuſtra“ („ein Buch für alle und keinen“). 
Dieſes Werk hat nicht ſeinesgleichen in 
der Weltliteratur. In der hymniſchen Schön— 
heit dieſer Proſa, in der die Sprache Muſik 
wird, hat er die „Vorhalle“ ſeiner Philoſophie 
gebaut. „Es handelt ſich um eine ungeheure 
Syntheſis, von der ich glaube, daß ſie 
noch in keines Menſchen Kopf und Seele 
geweſen if. 

Doch der „Zarathuſtra“ iſt nur „Vorhalle“. 
Nietzſche baut weiter. Seine Philoſophie kommt 
zur Entfaltung. „Ich will reden, und nicht mehr 
Zarathuſtra!“ Er beginnt die Vorarbeiten zum 
Hauptwerk, zum „Willen zur Macht“, der alle 
entſcheidenden Gedanken in einem titaniſchen Frag⸗ 
ment vereinigt. 1886 ſchreibt er Vorreden zu 
ſeinen bisherigen Schriften. Dann folgen „Jen⸗ 
ſeits von Gut und Böſe“ und die „Genealo⸗ 
gie der Moral“, die geſchichtsphiloſophiſch und 
moralkritiſch bedeutſamſten Werke. „Jenſeits von 
Gut und Böſe“ iſt das künſtleriſch vollendetſte, das 
reifſte, gerundetſte Proſawerk Nietzſches.“ (A. 
Baeumler.) 
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Doch Nietzſche iſt in Deutſchland ver⸗ 
geſſen, totgeſchwiegen oder als verrückt 
erklärt. Seine Aphorismenbücher finden wenig 
Beachtung. Er muß Teile des „Zarathuſtra“ auf 
eigene Koſten drucken laſſen ...! Unverſtanden, 
ohne würdige Freunde, in letzter Vereinſamung, 
unter der Folter ſeiner körperlichen Leiden wird er 
in eine gefährliche Spannung hineingezwungen. 
1885 ſchreibt er: „Es iſt jetzt niemand in 
Deutſchland, der weiß, was ich will oder 
daß ich etwas will.“ 1888: „Es iſt nicht un⸗ 
möglich, daß ich der erſte Philoſoph des Zeitalters 
bin ..., doch „in Deutſchland hat man es, obwohl 
ich im 45. Lebensjahr ſtehe, ungefähr fünfzehn 
Werke herausgegeben habe (darunter ein Nonplus⸗ 
ultra, den Zarathuſtra), noch nicht zu einer einzigen 
auch nur mäßig⸗achtbaren Beſprechung auch nur 
eines meinet Bücher gebracht. Man hilft ſich mit 
den Worten: „exzentriſch, pathologiſch, pſychia⸗ 
triſch ...“ (an v. Seyblitz). 

Nietzſche iſt ſich ſeiner weltgeſchichtlichen Größe 
und Aufgabe hellbewußt. Er ſchaut das Schickſal 
der Erde, das Schickſal Europas, die Heraufkunft 
des europäiſchen Nihilismus, der uns heute im 
Bolſchewismus zum Begriff geworden iſt. 
Aber ſeine Warnung bleibt wirkungslos, ſeine 
Rede verhallt ungehört, und nun will er 
mit Gewalt das Schweigen brechen, er ſchreit 
ſeine Urteile und Warnungen hinein in die 
taube Zeit, ſeine neuen Werke ſollen wirken 
wie Dynamit, ſeine Sprache wird „radikal 
bis zum Verbrechen“. So ſchleudert er in das 
Ende des 19. Jahrhunderts hinein den „Anti⸗ 
chriſt“, „Der Fall Wagner“, „Nietzſche 
contra Wagner“, „Götzendämmerung“, 
„Ecce Homo“, Werke, gedanklich und ſtiliſtiſch 
unvergleichbar, im Tempo kaum zu ertragen. Im 
Januar 1889 bricht er in Turin zuſammen. 1900, 
nach elfjährigem Siechtum, iſt auch der Körper tot. 

Die Urſachen ſind nicht reſtlos geklärt. Ob die 
übermenſchlichen inneren Spannungen der letzten 
Jahre, Schlafgifte (Haſchiſch) oder eine „atypiſche“ 
Paralyſe, oder Schizophrenie oder mehrere Urſachen 
zuſammen das plötzliche Ende herbeiführten, kann 
wohl nicht mehr reſtlos erforſcht werden. Doch feſt— 
ſteht für jeden ſachlichen Forſcher, daß vor dem 


Ende des Jahres 1888 aus ſeinem Werke kein 


Beweis einer- geiſtigen Erkrankung zu erbringen it. 


Wer Nietzſches Gedanken heute noch als 
krankhaft verleumdet, iſt ein Lügner und 
vergeht ſich an höchſten Leiſtungen des 
menſchlichen Geiſtes und an einem der 
Größten unſeres Volkes. 

Im allerchriſtlichen Mittelalter wurden die Ketzer 
verbrannt. Die neue Zeit erfand geiſtige Scheiter⸗ 
haufen. Man erklärt ketzeriſche Denker für wahn⸗ 
ſinnig. Verbrannt werden konnte nur der Körper, 
der Geiſt, wie der eines Giordano Bruno, 
leuchtete aber um ſo heller durch die Jahrhunderte. 
Wer jedoch zum Verrückten erklärt wird, iſt auch 
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geiſtig dem Feuertod erlegen. Das iſt ein Mittel der 
modernen Inquiſition. Daran ſollte auch Nietzſche 
ſterben. Aber, wäre Nietzſche vor feinem Zuſammen⸗ 
bruch verrückt geweſen, dann trügen gerade jene 
Mächte die Hauptſchuld daran. Ein Genie von welt- 
geſchichtlicher Größe könnte wahnſinnig werden, 
wenn ſeine höchſten Schöpfungen nur Totſchweigen 
und Mißgunſt begegnen und der Schöpfer ſelbſt 
ſtändig als geiſteskrank verleumdet wird. Doch Mietzſche 
ertrug das Schickſal bis zum Außerſten. Noch 
um 1900 gab es einen anmaßenden Bildungs⸗ 


ſpießer, namens P. J. Möbius, der ein ganzes 
Buch hindurch Nietzſches Werke als Produkte eines 


Verrückten erklärte. Sogar an Goethe hat 
er das „Krankhafte“ „wiſſenſchaftlich“ nach— 
gewieſen. Für dieſe Sorte von „Forſchern“ galt 
nicht nur das Unter⸗Normale, ſondern auch das Über⸗ 
Normale als krankhaft. Geſund gleich normal; 
krank gleich Ausnahme. . 5 


Bei Nietzſche war der „Beweis“ nicht ſchwierig. 
Er iſt im Vordergrund z. T. bewußt widerſpruchs⸗ 
voll. Sein Werk iſt ſtiliſtiſch und inhaltlich völlig 
außergewöhnlich. Seine Schriften ſind nicht geſchaffen 
für den „normalen“ Leſer (nach Möbius). Er iſt meiſt 
leichter mißzuverſtehen als zu erfaſſen. Und das oft 
bewußt. „Ich tue eben alles, um ſelbſt ſchwer ver— 
ſtanden zu werden.“ Dazu kommt, daß ein Großteil 
des heute veröffentlichten Materials nicht mehr von 
Nietzſche ſelbſt geſichtet, geprüft und ausgewählt iſt. 
(Auch nicht „Der Wille zur Macht“.) Über alle 
vordergründigen und formalen Widerſprüche hinweg 
aber iſt er in der Grundrichtung geſchloſſen, von 
härteſter Konſequenz. Für den Politiker habe ich 
das nachgewieſen in meinem Buch: „Nietzſche und 
der Nationalſozialismus“, in welchem ich ver— 
ſuchte, Nietzſches politiſche Gedankenwelt und den 
Nationalſozialismus ſcharf abzugrenzen, Verwandt⸗ 
ſchaft und Gegenſatz klarzuſtellen. Hier können nur 
die Hauptrichtungen ſeines politiſchen Denkens 
ſkitziert werden. 


2. Der Politiker 
Gegen das Zweite Reich 


Nietzſche iſt der größte Gegner des 19. Jahr⸗ 
hunderts. Auch ſein Kampf gegen das Zweite Reich 
gilt zugleich den Ideen und Mächten des Jahrhun⸗ 
derts: Händlertum, dynaſtiſcher Nationalismus, 
Chriſtentum, Demokratismus, Liberalismus und 
Marxismus. 


Die Vernichtung des Liberalismus hatte Nietzſche 
vom Reich erhofft, das aus dem Siege 1871 her— 
vorging. „Jener ganze auf eine erträumte Würde 
des Menſchen, des Gattungsbegriffes Menſch, ge- 
baute Liberalismus wird ſamt ſeinen derberen 
Brüdern an jener ſtarren, vorhin angedeuteten 
Macht verbluten ...“ („Der griechiſche Staat“). 
Er hat ſich bitter getäuſcht. Dieſe „gänzlich unger⸗ 
maniſche, echt romaniſch⸗flache und unmetaphyſiſche 
Philoſophie“ („Der griechiſche Staat“) hatte ſich 
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mit dem Patriotismus verbündet zur „bürgerlichen 
Weltanſchauung“. d 
Der Liberalismus bringt das Gegenteil von 
wahrer Freiheit: „Die liberalen Inftitu- 
tionen hören alsbald auf, liberal zu 
ſein, ſobald ſie erreicht ſind: Es gibt 
ſpäter keine ärgeren und gründlicheren 
Schädiger der Freiheit als liberale 
Inſtitutionen. Man weiß ja, was ſie zuwege 
bringen: Sie unterminieren den Willen zur 
Macht, fie find die zur Moral erhobene Nivel— 
lierung von Berg und Tal, ſie machen klein, 
feige und genüßlich, — mit ihnen triumphiert 
jedesmal das Herdentier. Liberalismus: auf 
deutſch Herdenvertierung ... Völker, 
die etwas wert waren, wert wurden, 
wurden dies nie unter liberalen Inſti⸗ 
tutionen.“ („Götzendämmerung.“) 


Das Zweite Reich iſt demofratifch-parlamen- 
tariſch: „Und das ‚neue Reich“, wieder auf den ver- 
brauchteſten und beſtverachtetſten Gedanken gegrün— 
det: die Gleichheit der Rechte und der Stimmen.“ 


(„Der Wille zur Macht.“) 


Den Parlamentarismus nennt er ‚Die öffent: 
liche Erlaubnis, zwiſchen fünf politiſchen Grund— 
meinungen wählen zu dürfen“. („Fröhliche Wiſſen— 
ſchaft“.) Die formale Gleichheitsdemokratie hat 
Nietzſche klaſſiſch formuliert: „Die Demokratie 
war jederzeit die Niedergangsform der 
organiſierenden Kraft“ („Götzendämme⸗ 
rung“). | 


„Die Mißachtung, der Verfall und der Tod des 
Staates, die Entfeſſelung der Privatperſon lich 
hüte mich zu ſagen: des Individuums) iſt die 
Konſequenz des demokratiſchen Staatsbegriffes ...“ 
„die moderne Demokratie iſt die hiſto⸗ 
riſche Form vom Verfall des Staa— 
tes ... („Menſchliches, Allzumenſchliches.“) 


„Die Lehre von der Gleichheit! .. . Aber 
es gibt gar kein giftigeres Gift: denn ſie ſcheint 
von der Gerechtigkeit ſelbſt gepredigt, während ſie 
das Ende der Gerechtigkeit iſt..“ („Götzen— 
dämmerung “). 


Der Nationalſozialismus hat dieſe Gleichheits⸗ 


demokratie genau ſo befeindet. Doch er hat 
fie überwunden durch eine wirkliche Demofratie- 
Volksherrſchaft, bei der das Volk durch den 
Führer herrſcht, durch eine germaniſche Demo— 
kratie, welche Führertum und Volksverant— 
wortung vereinigt. Trotz aller Feindſchaft ver- 
kennt Nietzſche nicht die poſitive Bedeutung der 
Schöpfung Bismarcks. „Das neue Deutſchland 
ſtellt ein großes Quantum vererbter und angeſchul⸗ 
ter Tüchtigkeit dar, ſo daß es den aufgehäuften 
Schatz von Kraft eine Zeitlang ſelbſt verſchwende⸗ 
riſch ausgeben darf. Es iſt nicht eine hohe Kultur, 

x (Fortſetzung Seite 295) 
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Baldur von Schirach = 
Der ewig junge Goethe 


fjatte er ſich nicht über vaterland und Nation weit erhoben, der Olumpier, 
und ſich von den Feſſeln jeder vaterländiſchen Bindung befreit, um ein Prophet 
der Menfchheit zu werden? .. In den „Wahlverwandtſchaften“ begegnete mir 
einſt das ſeltſame Wort: „Männer ſollten von Jugend auf Uniform tragen, weil 
fie ſich gewöhnen müffen, zuſammen zu handeln, ſich unter ihresgleichen zu ver- 
lieren, in Maffe zu gehorchen und ins Ganze zu arbeiten.“ Es wurde mir damals 
ſchlagartig offenbar, daß Goethe in einer Zeit, da Deutſchland aus drei Dutzend 
Staaten beſtand, die innere Schau einer einheitlichen idealen deutſchen National- 
erziehung beſaß. Wenn man die in feinem gewaltigen Lebenswerk verſtreuten 
fiußerungen über Erziehung und Bildung der Jugend zufammenträgt, überkommt 
uns diefe Erkenntnis mit zwingender Gewalt Wenn wir uns mit liebenden 
fjerzen feiner in ihrem Streben ftets aufs Ganze gerichteten Perſönlichkeit nähern, 
erkennen wir ſehr bald, daß er zu jenen höchſten Weiſen gehört, die von einer 
gütigen Dorfehung den Völkern eingeboren werden... Wir Deutſchen haben alle 
Urſache, einen menſchen dankbar zu verehren, den wir, um mit Friedrich 
von Schlegel zu ſprechen, als Baſis unſerer Bildung zu betrachten gaben 
Da ſpricht man von Goethe als einem Menſchen ohne Vaterland und verſchweigt 
das ſtolze Jeugnis, das er 1813 ablegte: „Glauben Sie ja nicht, daß ich gleich- 
gültig wäre gegen die großen Ideen Freiheit, Volk, Daterland. Nein, diefe Ideen 
ſind in uns, fie find ein Teil unſeres Weſens, und niemand vermag ſie von ſich zu 
werfen.“ Und ſechs Jahre fpäter: „Deutſchland iſt und bleibt auf ewig das wahre 
Vaterland meines Geiftes und Herzens..." s. 2 
jede deutſche Erziehung, aber auch jede Form eines deutſchen Semeinſchafts- 
llebens iſt auf Ehrfurcht gegründet. Ehrfurcht beſtimmt das Leben der Dolkszelle, 
der Familie wie des Volkes ſelbſt. Wir fordern vom finde die Ehrfurcht vor der 
Mutter, wir lehren es, ehrfürchtig dem Dater zu begegnen, deſſen fjandarbeit oder 
geiſtige Tätigkeit das tägliche Brot erwirbt. Wir fordern vom Volke die Ehrfurcht 
vor der ſchöpferiſchen Perſönlichkeit, die fein Leben ſichert, adelt und mehrt. Und 
wie das Dolk auf feine Führung, fo fieht auch die Führung ehrfürchtig auf das 
Volk, wie es durch die Jahrtauſende ſich wandelte, kämpfte, litt, ſiegte, unterlag 
und wieder aufftand. „Die oberſte Ehrfurcht aber iſt — nach Goethe — die Ehr- 
furcht vor ſich felbft, fo daß der menſch zum fjöchſten gelangt, was er zu erreichen 
fühig iſt.“ Dieſe Ehrfurcht beſtimmt unſer Weſen und unfere Unſterblichkeit. In 
dem Augenblick, da wir Goethe für vergangenheit erklären und ſagen, die Dichter 
dieſes Augenbliks find für uns allein beftimmend, find wir fo einfam und ver- 
loren, wie der menſch, der ſich von feinen Eltern losſagt und meint, mit ihm 
allein beginne das Leben. Sewiß, das Alter iſt nicht das Ende, aber die Jugend 
iſt auch nicht der Anfang. Im „Wilhelm meiſter“ heißt es: „Was uns zu ſtrengen 
Forderungen, zu entſchiedenen Gefetien am meiſten berechtigt, iſt: daß gerade das 
‚Genie das angeborene Talent fie am erſten begreift, ihnen den willigſten Gehorfam 
leiſtet. Nur das Aalbvermögen wünſchte gern feine beſchränkte Befonderheit an 
die Stelle des unbedingten Ganzen zu ſetzen und feine falſchen Griffe unter Dor- 
wand einer unbezwinglichen Originalität und Selbftändigkeit zu beſchönigen. Das 
laffen wir aber nicht gelten | 
Gerade eine Zeit, die den Gefictskreis der Deutſchen bedeutend erweitert hat 
und mit einer Fülle neuer Ideen gefegnet iſt wie kaum eine vor ihr, ſo daß es 
keineswegs als Dermeffenheit erſcheinen kann zu glauben, daß die Jahrhunderte 
hindurch die finder und Enkel unſeres Volkes erfüllen werden, gerade eine ſolche 
Zeit, ſage ich, wird gut daran tun, die Vergangenheit mit derſelben Dankbarkeit 
zu begreifen, die wir uns und unferem Werk von den fiommenden erhoffen. Wir 
fühlen uns ftark genug, die ganze deutſche Vergangenheit im 
Guten und im Böfen als eine uns von Gott und Natur gegebene 
Offenbarung zu bejahen | ee 


> | | | | | | De 


. 


kin Sportsmann wie Soethe, der noch als Greis im Gatten feines Hauſes am 


Frauenplan mit Pfeil und Bogen ſchoß, der als Reiter, Schwimmer, Fechter, Berg- 


fteiger einem Ideal der FKörperbewegung nachſtrebte, das heute wohl felbftver- 
ſtändlich geworden ift, es damals aber gewiß nicht war, meinte, daß die friſche 
£uft des freien Feldes der eigentliche Ort fei, wo wir hingehören: „Es iſt, als ob 
der Geift Gottes dort den Menſchen unmittelbar anwehte und eine göttliche Araft 
ihren Einfluß ausübte; die Turnerei halte ich wert, denn ſie ſtärkt und erfriſcht 
nicht nur den jugendlichen Körper, ſondern ermutigt und kräftigt auch die Seele 
und den Geift gegen Derweichlichung.“ Durch ſolche Bekenntniſſe hat Goethe mehr 


als wit bisher meinten, die Entwicklung zugunften unſerer modernen Leibes- 


erziehung beeinflußt.. Auf kckermanns Frage: ob die geniale Schöpferkraft 
nur im Geift oder auch im Körper liege, antwortete er: „Wenigſtens hat der Aörper 


darauf den größten Einfluß. ks gab zwar eine Zeit, wo man in Deutſchland fid 


ein Genie als klein, ſchwach, wohl gar bucklig dachte, allein ich lobe mir ein Genie, 


das den gehörigen Aörper hat.” | 


Goethe trug, wie alle großen Deutſchen, die ewige Jugend in fih. Wer ihn 
als geheimrätliche Exzellenz und Jugendfeind ſich vorſtellt, begeht ein Unrecht, das 
er fofort einſehen wird, wenn er ſich die Mühe macht, die Äußerungen des Greifes 
im letjten Lebensjahr bis zum Tode in ſich aufzunehmen. In feinem Todesjahr 1832 
fagte er in vertrautem Seſpräch zu feinem getreuen kckermann: „Es iſt gar viel 
Dummes in den Satzungen der firche. Aber fie will herrſchen, und da muß fie 
eine bornierte Maffe haben, die ſich duckt und die geneigt ift, ſich beherrſchen zu 
laſſen. Die hohe, reichdotierte Geiftlichkeit fürchtet nichts mehr, als die Aufklärung 
der unteren Maffen. Sie hat ihnen auch die Bibel lange genug vorenthalten, fo 
lange als irgend möglich. Was follte auch ein armes chriſtliches Gemeindeglied 
von der fürſtlichen Pracht eines reichdotierten Biſchofs denken, wenn es dagegen 
in den Evangelien die Armut und Dürftigkeit Chrifti fieht, der mit feinen Jüngern 
in Demut zu Fuße ging, während der fürſtliche Biſchof in einer von ſechs Pferden 
gezogenen faroſſe einherbrauſt. = 


Goethe ift nach Nietfches Wort nicht nur ein guter und großer Menſch, fondern 
eine Aultur. Der Führer iſt es, der die guten Geifter der Nation beſchwört, die 
gegenwärtigen und die vergangenen . . . Du handelſt im Sinne des Mannes, 
dem du dienſt, wenn du den Inhalt alles deſſen, was der Begriff Weimar und 
Soethe umſchließt, in dich aufnimmſt und in deinem treuen und tapferen fjerzen 


einſchließt, damit du immer weißt, worum es geht, wenn du für Deutſchland 


kämpfen mußt. x 
Aus der Rede des Reichsjugendfünrers am 14. 6. 1937 in Weimar 


Bekenntnis 


EEE — — — — kuch rufen blocken! 
Uns beſtimmen Taten! | | Ans die ßammerſchläge! 
Denn während ihr auf kaltem Marmor kniet, Ihr ſtrahlet in Gewänder goldner Pracht, 


ftehn wir im Dolk und ſäen junge Saaten 
in heil'gen Acker, wo das Leben glüht! 
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doch wir gehn ſtumm des Führers schlichte Wege, 
im Geift der Toten zwingen wir die nacht! 


Ihr betet Worte! 

Uns beſtimmen Taten, 

folange noch ein funke in uns glüht. 
Ihr werdet dieſen Glauben nie erraten, 


weil ihr in Tempeln, nie im Volke kniet. . 
fjein Meiswinkel 
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die mit ihm Herr geworden, noch weniger ein 
delikater Geſchmack, eine vornehme „Schönheit“ der 
Inſtinkte: aber männlichere Tugenden, als 
ſonſt ein Land Europas aufweiſen kann. 
Viel guter Mut und Achtung vor ſich ſelber, viel 
Sicherheit im Verkehr, in der Gegenſeitigkeit der 
Pflichten, viel Arbeitſamkeit, viel Ausdauer — und 
eine angeerbte Mäßigung, welche eher des Stachels 
als des Hemmſchuhes bedarf. Ich füge hinzu, hier 
wird noch gehorcht, ohne daß das Gehor⸗ 
chen demütigt ... Und niemand verachtet ſeinen 
Gegner .. („Götzendämmerung“). 


Charakteriſtiſch zeichnet er Bismarcks Perſön⸗ 
lichkeit: „Bismarck: Bauer, Korpsſtudent: nicht 
gemütlich, nicht naiv, Gott ſei Dank! Kein Deut⸗ 
ſcher, wie er im Buche ſteht. ..“ („Die Unſchuld 
des Werdens“ II). „Händel, Leibniz, Goethe, 
Bismarck — für die deutſche ſtarke Art charak⸗ 
teriſtiſch. Unbedenklich zwiſchen Gegenſätzen lebend, 
voll jener geſchmeidigen Stärke, welche 
ſich vor Überzeugungen und Doktrinen 
hütet, indem ſie eine gegen die andere 
benutzt und ſich ſelber die Freiheit vor- 
behält...“ („Der Wille zur Macht“). 


Zu ſeinen ſchwerſten Vorwürfen gehört es, daß 
dieſ'es Reich ein Hort des modernen Kompromiß⸗ 
Chriſtentums ſein will. „Das Chriſtentum iſt mög⸗ 
lich als privateſte Daſeinsform, es ſetzt eine enge, 
abgezogene, vollkommen unpolitiſche Geſellſchaft 
voraus, — es gehört ins Konventikel.“ („Der Wille 
zur Macht.“) „Ein „chriſtlicher Staat“, eine „Hrift- 
liche Politik“ dagegen iſt eine Schamloſigkeit, eine 
Lüge, etwa wie eine chriſtliche Heerführung, welche 
zuletzt den „Gott der Heerſcharen“ als General⸗ 
ſtabschef behandelt. Auch das Papſttum iſt niemals 
immſtande geweſen, chriſtliche Politik zu machen ...; 

und wenn Reformatoren Politik treiben, wie Luther, 
fo weiß man, daß fie eben ſolche Anhänger Ma⸗ 
chiavellis ſind wie irgendwelche Immoraliſten oder 
Tyrannen.“ 


„Wen verneint das Chriſtentum? Was heißt es 
„Welt“? Daß man Soldat, daß man Richter, 
daß man Patriot iſt; daß man ſich wehrt, daß man 
auf ſeine Ehre hält; daß man ſeinen Vorteil will, 
daß man ſtolz iſt; jede Praktik des Augenblickes, 
jeder Inſtinkt, jede zur Tat werdende Wertſchätzung 
iſt heute antichriſtlich ...“ („Götzendämmerung“). 


Den Marxismus 


widerlegt Nietzſche in allen Vorausſetzungen. 
Gegen den Pazifismus: „Man muß es 
nötig haben, ſtark zu ſein, ſonſt wird 
man es nie“ („Götzendämmerung“). 
„Eine Geſellſchaft, die endgültig und ihrem 
Inſtinkte nach den Krieg und die Eroberung ab- 
weiſt, iſt im Niedergang; fie iſt reif für Demokratie 
und Krämergeiſt ...“ („Der Wille zur Macht“). 
Gegen die Eigentumsfeindſchaft: „Man halte 
alle Arbeitswege zum kleinen Vermögen 
offen, aber verhindere die müheloſe, die 
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plötzliche Bereicherung; man ziehe alle Zweige 
des Transportes und Handels, welcher der An⸗ 
häufung großer Vermögen günſtig ſind, alſo na⸗ 
mentlich den Geldhandel aus den Händen der Pri⸗ 
vaten und Privatgeſellſchaften — und betrachte 
ebenſo die Zuviel- wie die Nichtsbeſitzer 


als gemeingefährliche Weſen ..“ („Menſch⸗ 


liches, Allzumenſchliches“). Gegen den Gleichheits⸗ 
wahn: „Mit dieſen Predigern der Gleichheit will 
ich nicht vermiſcht und verwechſelt ſein. Denn ſo 
redet mir die Gerechtigkeit: „Die Men- 
ſchen find nicht gleich“ („Alſo ſprach Zara- 
thuſtra“). Gegen die Entperſönlichung der Arbeit 


und Ausbeutung des Arbeiters: „Die Ausbeu- 


tung des Arbeiters war, wie man jetzt be- 
greift, eine Dummheit, ein Raubbau auf 
Koſten der Zukunft, eine Gefährdung der 
menſchlichen Geſellſchaft“ („Menſchliches, 
Allzumenſchliches“). Die unwürdige Geſtalt des 
Ausbeuters ſei die Herausforderung des Arbeiters: 
„ . . Die Abweſenheit der höheren Form und die 
berüchtigte Fabrikantenvulgarität mit roten feiſten 
Händen bringen ihn auf den Gedanken, daß nur 
Zufall und Glück hier den einen über den anderen 
erhoben habe: Wohlan, ſo ſchließt er bei ſich, ver⸗ 
ſuchen wir einmal den Zufall und das Glück! Wer⸗ 
fen wir einmal die Würfel: — Und der Sozialis⸗ 
mus beginnt.“ („Die Fröhliche Wiſſenſchaft“). 
Er fordert einen neuen Typ des Arbeiters: 
„Arbeiter ſollen wie Soldaten empfinden 
lernen. Ein Honorar, Gehalt, aber keine Be⸗ 
zahlung!“ „Kein Verhältnis zwiſchen Ab⸗ 
zahlung und Leiſtung! ſondern das Indi⸗ 
viduum, je nach ſeiner Art, ſo ſtellen, daß es das 
Höchſte leiſten kann, was in ſeinem Bereich liegt“ 
(„Der Wille zur Macht“). Schon vor einem halben 
Jahrhundert ſieht Nietzſche die Drohung der bol⸗ 


ſchewiſtiſchen Revolution: „Die Revolution iſt gar 


nicht zu vermeiden, und zwar die atomiſtiſche“ („Un⸗ 
zeitgemäße Betrachtungen“). 

„Ich weiß, woran dieſe Staaten zugrunde gehen 
werden, an dem Nonplusultra⸗Staat der Sozia⸗ 
liſten. Deſſen Gegner bin ich und ſchon im jetzigen 
Staate haſſe ich ihn“ („Unſchuld des Werdens“). 

„Der Marxismus braucht die alleruntertänigſte 
Niederwerfung aller Bürger vor dem unbedingten 
Staat, wie niemals etwas gleiches exiſtiert hat.“ 

Mit einzigartiger Konſequenz hat Nietzſche den 
chriſtlichen Urſprung der marxiſtiſch⸗demokratiſchen 
„Ideale“ nachgewieſen. „Es wird einmal als einer 
der tiefſten und folgenreichſten Gedanken Nietzſches 
in der Geſchichtsbetrachtung wirkſam werden, daß 
die modernen demokratiſchen Ideale chriſtlichen, und 
zwar romaniſch⸗chriſtlichen Urſprungs find (A. 
Baeumler). 

Scheinbar beſonders widerſprechend ſind Nietz⸗ 
ſches | u 
Urteile über das Judentum. 

Er hat ſich wiederholt gegen den zeitgenöſſiſchen 
Antiſemitismus gewandt, und es gibt eine Reihe 
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von Zitaten, nach denen er die „Juden⸗Aſſimilie⸗ 
rung“ befürwortet. Doch in den entſcheidenden Fol⸗ 
gerungen iſt er der Urfeind des Juden und der jü⸗ 
diſchen Werte. Das Weſen des Juden nennt er 
„ſchmarotzeriſch“. „Sie machten den Verſuch, ſich 
durchzuſetzen, nachdem ihnen zwei Kaſten, die der 
Krieger und die der Ackerbauer, verlorengegangen, 
und lebten deshalb ein Paraſitendaſein, innerhalb 
der römiſchen Ordnung der Dinge“ („Wille zur 
Macht“). Die ſchwerſte Anklage gegen das Juden⸗ 
tum erhebt er, wenn er die Juden als ſchuldig er- 
klärt für die Wertefälſchung in Europa. „Die 
Juden ſind es geweſen, die gegen die 
ariſtokratiſche Wertgleichung (gut, vor- 
nehm, mächtig, ſchön, glücklich, gott— 
geliebt) mit einer Furcht einflößenden 
Folgerichtigkeit die Umkehrung gewagt 
und mit den Zähnen des abgründlichen 
Haſſes (des Haſſes der Ohnmacht) feſt— 
gehalten haben ...“ 


„. .. Man weiß, wer die Erbſchaft dieſer jü⸗ 
diſchen Umwertung gemacht hat“ (Chriſtentum, 
Demokratismus, Marxismus) („Zur Genealogie der 
Moral“). „Die Juden ſind, eben damit, das ver⸗ 
hängnisvollſte Volk der Weltgeſchichte: in ihrer 
Nachwirkung haben ſie die Menſchheit dermaßen 
falſch gemacht, daß heute noch der Chriſt antijüdiſch 
fühlen kann, ohne ſich als letzte jüdiſche Konſequenz 
zu verſtehen.“ 


„Europa hat einen Exzeß orientaliſcher 
Moralität in ſich wuchern laſſen, wie die Juden 
ihn ausgedacht und empfunden haben.“ („Die Un⸗ 
ſchuld des Werdens.“) 


Wohl noch nie wurde 
das Weſen des Deutſchen 


einer derart grundſätzlichen und rückſichtsloſen Kri⸗ 
tik unterworfen, wie bei Mietzſche. Er will vom 
Deutſchen mehr als den patriotiſchen Bürger des 
Zweiten Reiches. Das Hauptmotiv ſeines Angriffs 
bildet der Vorwurf: „Die Deutſchen haben keine 
Kultur“, d. h. es fehlt ihnen die Einheit von 
Innen und Außen, von Form und Inhalt. Der 
Deutſche lebt zwiſchen weſensfremden Gegenſätzen. 
„. . . Dieſer Mangel an Partei zwiſchen Gegen⸗ 
ſätzen! Dieſe ſtomachiſche Neutralität und ‚Selbft- 
loſigkeit', dieſer gerechte Sinn des deutſchen Gau⸗ 
mens, der allem gleiche Rechte gibt, — der alles 
ſchmackhaft findet ...“ („Götzendämmerung“). 


Deutſchland iſt ein weltanſchauliches, politiſches 
künſtleriſches Durcheinander: „Es ſind meine 
Feinde, ich bekenne es, dieſe Deutſchen: ich ver⸗ 
achte in ihnen jede Art von Begriffs- und Wert⸗ 
unſauberkeit, von Feigheit vor jedem rechtſchaf— 
fenen Ja — und Nein . . fie haben alle Halb⸗ 
heiten — Dreiachtelheiten! auf dem Gewiſſen, an 
denen Europa krank iſt ... Wenn man nicht fertig 
wird mit dem Chriſtentum, die Deutſchen werden 
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daran ſchuld ſein ..“ („Götzendämmerung“). Im 
aggreſſiven Ton der letzten Zeit ſcheut Mietzſche 


nicht vor den ſchärfſten Beſchimpfungen zurück. 
Und doch haben dieſe Angriffe nur das erzieheriſche 


Ziel, die Deutſchen rückſichtslos zu ihrer Aufgabe 
zu führen, zu jener Aufgabe, die ihnen Mietzſches 
Forderung ſtellt. „Andererſeits bin ich viel— 
leicht mehr deutſch als jetzige Deutſche, 
bloße Reichsdeutſche, es noch zu ſein ver— 
möchten“ („Ecce Homo“). Es iſt die höchſte Er⸗ 
wartung, die Nietzſche von einem Volk haben kann, 
wenn er von den Deutſchen die Überwindung einer 
aus dem vorderaſiatiſch⸗nordafrikaniſchen Völker⸗ 
chaos zu Beginn unſerer Zeitrechnung kommenden 
geiſtigen Überfremdung Europas erhofft: „Die 
„Deutſchen“: das bedeutete urſprünglich das Wort 
die „Heiden“. Es wäre immer noch möglich, daß 
die Deutſchen aus ihrem alten Schimpfnamen ſich 
nachträglich einen Ehrennamen machten, indem ſie 
das erſte unchriſtliche Volk Europas würden, wozu 
in hohem Maße angelegt zu ſein, Schopenhauer 
ihnen zur Ehre anrechnete. So käme das Werk 
Luthers zur Vollendung, der ſie gelehrt hat, un⸗ 
römiſch zu ſein: „Hier ſtehe ich! Ich kann nicht 
anders!“ („Die fröhliche Wiſſenſchaft.“) Die Hoff⸗ 
nung, daß die Deutſchen einſt zu einheitlicher Kultur 


reifen werden, zur Vollkommenheit ihres Weſens, 
dieſer Glaube hat Nietzſche nie verlaſſen. Was 


der junge Mietzſche erhofft, iſt auch noch fein 
Glaube in „Der Wille zur Macht“. „Die Deut⸗ 


ſchen find noch nichts, aber fie werden etwas; alſo. 


haben ſie noch keine Kultur — alſo können ſie 
noch keine Kultur haben! Das iſt mein Satz: mag 
ſich daran ſtoßen, wer es muß. — Sie ſind noch 
nichts: das heißt, ſie ſind allerlei. Sie werden 
etwas: das heißt, ſie hören einmal auf, allerlei zu 
ſein. Das letzte iſt im Grunde nur ein Wunſch, 
kaum noch eine Hoffnung; glücklicherweiſe ein 
Wunſch, auf dem man leben kann. Eine Sache 
des Willens, der Arbeit, der Zucht, der Züchtigung 
ſo gut als eine Sache des Unwillens, des Ver— 
langens, der Entbehrung, des Unbehagens, ja der 
Erbitterung, — kurz, wir Deutſche wollen etwas 
von uns, was man von uns noch nicht wollte... 
Wir wollen etwas mehr!!!“ („Der Wille zur 
Macht.“) | - 

Trotz aller zeitbedingten Beſchränkungen beſitzt 
Nietzſche geniale Einſichten in die Raſſenfrage 
und die raſſiſche Bedingtheit der Werte. Adel hat 
raſſiſche Urſachen: „Es gibt nur Geburtsadel, nur 
Geblütsadel. Wo von Ariſtokraten des Geiſtes“ 
geredet wird, da fehlt es zumeiſt nicht an Gründen, 
etwas zu verheimlichen; es iſt bekanntermaßen ein 
Leibwort unter ehrgeizigen Juden. Geiſt allein 
nämlich adelt nicht; vielmehr bedarf es 
erſt etwas, das den Geiſt adelt. — Weſſen 
bedarf es dazu? Des Geblütes“ („Der Wille zur 
Macht“). 

Das moderne Europa ſei die Folge eines „un⸗ 


ſinnig plötzlichen Verſuchs von radikaler 
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Stände- und folglich Raſſenmiſchung.“ 
(„Jenſeits von Gut und Böſe.“) „Was aber an 
ſolchen Miſchlingen am tiefſten krank wird und ent⸗ 
artet, iſt der Wille..“ („Jenſeits von Gut und 
Böſe.“) 

„Gekreuzte Raſſen find ſtets zugleich auch ge⸗ 
kreuzte Kulturen. Gekreuzte Moralitäten .. A 
(„Morgenröte.“) 


Er ahnt die Folgen der Entnordung: „... im 
weſentlichen hat die unterworfene Raſſe ſchließlich 
daſelbſt wieder die Oberhand bekommen, in Farbe, 


Kürze des Schädels, vielleicht ſogar in dem In⸗ 


tellektuellen und ſozialen Inſtinkten: wer ſteht 
uns dafür, ob nicht die moderne Demokra⸗ 
tie, der noch modernere Anarchismus und 
namentlich jener Hang zur „eommune“ — 
zur primitivſten Geſellſchaftsform, der 
allen Sozialiſten Europas gemeinſam iſt, 


in der Hauptſache einen ungeheuren Nach⸗ 


ſchlag zu bedeuten hat — und daß die Er» 
oberer- und Herrenraffe, die der Arier, 
auch phyſiologiſch im Unterliegen it? — * 
(„Zur Genealogie der Moral“.) 


Wie kein Denker ſeit Plato (griechiſcher Philo⸗ 
ſoph 427 347 v. Chr.) ſtellt Nietzſche raſſen⸗ 
hygieniſche und züchteriſche Forderungen 
auf: „Kein Nachdenken iſt ſo wichtig wie 
das über die Erblichkeit der Eigen- 
ſchaften“ („Die Unſchuld des Werdens“). Er 
verlangt die Kaſtration von Erbverbrechern 
und Erbkranken: „Es gibt Fälle, wo ein Kind 
ein Verbrechen ſein würde: bei chroniſch Kranken 


und Neuraſthenikern dritten Grades ... Zuletzt 


hat hier die Geſellſchaft eine Pflicht zu erfüllen: 
es gibt wenige dergeſtalt dringliche und grundſätz⸗ 
liche Forderungen an ſie. Die Geſellſchaft, als 
Großmandatar des Lebens, hat jedes verfehlte 
Leben vor dem Leben ſelber zu verantworten — ſie 
hat es auch zu büßen, folglich ſoll ſie es verhindern. 
Die Geſellſchaft ſoll in zahlreichen Fällen der Zeu⸗ 
gung vorbeugen: ſie darf hierzu, ohne Rückſicht auf 
Herkunft, Rang und Geiſt, die härteſten Zwangs⸗ 
maßregeln, Freiheitsentziehungen, unter Umſtänden 
Kaſtrationen in Bereitſchaft halten. — Das Bibel⸗ 
wort „Du ſollſt nicht töten“ iſt eine Naivität im 
Vergleich zum Lebens verbot an die décadents:,, Ihr 


ſollt nicht zeugen!“ ... das Leben ſelbſt erkennt 
keine Solidarität, kein „gleiches Recht“ zwiſchen 


geſunden und entarteten Teilen eines Organismus 
an: letztere muß man ausſcheiden — oder das Ganze 
geht zugrunde. — Mitleiden mit den decadents, 
gleiche Rechte auch für die Mißratenen — das 
wäre die tiefſte Unmoralität, das wäre die Wider⸗ 
natur ſelbſt als Moral!“ („Der Wille zur Macht.“) 


Von der Ehe fordert er die natürliche Aufgabe: 
„Bei der Ehe im adeligen, altadeligen Sinne des 
Wortes handelt es ſich um Züchtung einer 
Raſſe . . alſo um Aufrechterhaltung eines feſten, 
beſtimmten Typus herrſchender Menſchen: dieſem 
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Geſichtspunkt wurde Mann und Weib geopfert.“ 
(„Der Wille zur Macht.“) 


„Die wichtigſten Forderungen des Menſchen an 
ſich ſind abzuleiten aus ſeiner Beziehung zum ganzen 
Strome ſpäterer Generationen.“ („Unzeitgemäße 
Betrachtungen.“) 


„Ehe, ſo heiße ich den Willen, zu zweien 
das eine zu ſchaffen, das mehr iſt, als die 
es ſchufen. Ehrfurcht voreinander nenne ich Ehe 
als vor den Wollenden eines ſolchen Willens.“ 
(„Alſo ſprach Zarathuſtra.“) 


Doch Mienfches Züchtungsforderungen über⸗ 
ſchreiten die organiſchen Grenzen. Angeſichts des 
baſtardierten Miſch⸗Maſch⸗Europas verliert er jede 
Hoffnung auf die raſſiſche Steigerung eines 
Volkes und fordert ſtatt deſſen eine neue „Herren⸗ 
Raſſe“, die „Herren der Erde“. 


Staat und Gemeinſchaft 


Dieſes meiſt zeitbedingte Abirren vom Völkiſchen 
wirkt auch verhängnisvoll auf Nietzſches Staats- 
und Gemeinſchafts⸗Denken. | 


Doch feine Kritik des liberalen Staates hat blei⸗ 
bende Bedeutung. Dem Staat ohne Kultur, dem 
Staat des „Egoismus der Erwerbenden“ und „der 
militäriſchen Gewalthaber“, dem Staat als Selbſt⸗ 
zweck oder als Mittel der Wirtſchaft ruft er ent⸗ 
gegen: „Sowenig als möglich Staat“. 


„Die Geſellſchaft diebesſicher und feuer feſt und 
unendlich bequem für jeden Handel und Wandel zu 
machen und den Staat zur Vorſehung im guten 
und ſchlimmen Sinne umzuwandeln, dies ſind 
niedere, mäßige und nicht durchaus unentbehrliche 
Ziele, welche man nicht mit den höchſten Mitteln 
und Werkzeugen erſtreben ſollte, die es überhaupt 
gibt — den Mitteln, die man eben für die höchſten 
und ſeltenſten Zwecke ſich aufzuſparen hätte!“ 
(„Morgenröte“). Zu einem eigenen organiſchen 
Staatsdenken kommt Nietzſche nicht, wenngleich 
er einen Staat von umfaſſender Totalität in ſeinen 
politiſchen Forderungen zur Vorausſetzung hat. Das 
herrlichſte Bekenntnis zum Staat iſt ſein 
Jugendwerk: „Der griechiſche Staat“.“ 


„Die ältere griechiſche Philoſophie iſt die Philo⸗ 
ſophie von lauter Staatsmännern. Wie elend ſteht 
es mit unſeren Staatsmännern!“ 


„Der Mann lebte im Staate, das Kind wuchs 
für den Staat und an der Hand des Staates 
Vom Staate hatte der einzelne alles zu empfangen, 
um ihm alles wiederzugeben.“ („Der griechiſche 
Staat.“) N | 

Der altgriechiſche Staat verwirklicht „den geheim⸗ 
nisvollen Zuſammenhang zwiſchen Kunſt, politiſcher 
Gier und künſtleriſcher Zeugung, Schlachtfeld und 
Kunſtwerk“. „Die Griechen aber haben wir uns, 
im Hinblick auf die einzige Sonnenhöhe ihrer Kunſt, 
ſchon a priori als die „politiſchen Menſchen an fi" 
zu konſtruieren: und wirklich kennt die Geſchichte 
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kein Beiſpiel einer fo furchtbaren Entfeſſelung des 
politiſchen Triebes, einer unbedingten Hinopferung 
aller anderen Intereſſen im Dienſt dieſes Staats⸗ 
inſtinktes l!“ 


Unſer Sozialismus iſt völkiſch. Mietzſche 


dachte übervölkiſch und kommt deshalb zu keiner ſo⸗ 
zialiſtiſchen Gemeinſchaftshaltung. Zwar wendet er 
ſich eindeutig gegen den Individualismus 
und feine marxiſtiſch-chriſtliche Werwandt— 
ſchaft: 

„Abſeits gegen die beiden Bewegungen, die indi— 
vidualiſtiſche und kollektiviſtiſche Moral — denn 
auch die erſte kennt die Rangordnung nicht und will 
dem einen die gleiche Freiheit geben wie allen.“ 
(„Der Wille zur Macht.“) Aber er verſucht den 
Individualismus nicht ſozialiſtiſch zu überwinden, 
ſondern fordert als Antitheſe zum Gleichheitswahn 
einen ſchroffen Ariſtokratismus. „Ariſtokratismus: 
Die Herdentier-Ideale — jetzt gipfelnd als höchſte 
Wertanſetzung der „Sozietät“: Verſuch, ihr einen 
kosmiſchen, ja metaphyſiſchen Wert zu geben. — 
Gegen ſie verteidige ich den Ariſtokratismus.“ („Der 
Nachlaß.“) 


„Die Ariſtokratie repräſentiert den Glauben an 
eine Elite⸗Menſchheit und höhere Kaſte.“ („Der 
Wille zur Macht.“ / | Ä 

Politik 

Unfer Sozialismus ſteht zu Nietzſches über- 
völkiſchem Ariſtokratismus in prinzipiellem Gegen⸗ 
ſatz. Weil Nietzſche unerbittlich die Wirklichkeit 
verteidigt, iſt ſeine Philoſophie politiſch im höchſten 
Sinne. Er fordert die „Große Politik“ und die 
Herrſchaft des großen Politikers: „Die Zeit für 
kleine Politik iſt vorbei: ſchon das nächſte Jahr⸗ 
hundert bringt den Kampf um die Erbdherrſchaft, 
den Zwang zur großen Politik.“ („Jenſeits von 
Gut und Böſe.“) „. .. die Zeit kommt, wo man 
über Politik umlernen wird.“ („Der Wille zur 
Macht.“) 


Nietzſche ahnt den Weltkrieg und den Krieg 
der Weltanſchauungen: „Der Begriff Po⸗ 
litik iſt dann gänzlich in einem Geiſterkrieg auf⸗ 
gegangen ... alle Machtgebilde der alten Geſell⸗ 
ſchaft ſind in die Luft geſprengt — ſie ruhen alle⸗ 
ſamt auf der Lüge: es wird Kriege geben, wie es 
noch keine auf Erden gegeben hat. Erſt von mir an 
gibt es auf Erden große Politik.“ („Ecce Homo.“ 


Für dieſe Zeit gilt es, die großen Politiker 
zu züchten: „. .. eine neue, ungeheure, auf der här⸗ 
teſten Selbſtgeſetzgebung aufgebaute Ariſtokratie, in 
der dem Willen philoſophiſcher Gewaltmenſchen und 
Künſtler⸗Tyrannen Dauer über Jahrtauſende ge— 
geben wird.“ („Der Wille zur Macht.“) 


„Dem Menſchen die Zukunft des Menſchen als 
ſeinen Willen, als abhängig von einem Menſchen⸗ 


willen zu lehren und große Wagniſſe und Geſamt⸗ 


verſuche von Zucht und Züchtung vorzubereiten, um 
damit jener ſchauerlichen Herrſchaft des Unſinns 
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und Zufalls, die bisher „Geſchichte“ hieß, ein Ende 
zu machen — der Unſinn der „größten Zahl“ iſt nur 
ſeine letzte Form — dazu wird irgendwann 
einmal eine neue Art von Philoſophen 
und Befehlshabern nötig ſe in, an deren 


Bild ſich alles, was auf Erden an ver— 


borgenen fruchtbaren und wohlwollenden 
Geiſtern dageweſen iſt, blaß und ver— 
zwergt ausnehmen möchte. Das Bild 
ſolcher Führer iſt es, das vor unſern 
Auge ſchwebt ..“ („Jenſeits von Gut und 
Böſe.“) 


3. Der Philosoph 


1. Erkennen 


Es iſt das unbeſtreitbare Verdienſt von Prof. 
Dr. Alfred Baeumler, durch feine Forſchungen 
und Schriften die innere Syſtematik der Philo- 
ſophie Nietzſches nachgewieſen zu haben. Angeſichts 
der Unmöglichkeit, hier in raumbedingter Kürze 


philoſophiſche Probleme anzuſchneiden, muß die 


Andeutung genügen, daß die rückſichtsloſe Kon⸗ 
ſequenz ſeines Denkens im Kampf gegen das 
Abſolute, das „Ding an ſich“, d. h. gegen die 
Annahme etwas völlig Unabhängigen, Beziehungs⸗ 
loſen, Außermenſchlichen und Außerweltlichen 
Nietzſche zum Vollender Kants werden läßt. Aller 
dogmatiſchen Metaphyſik beweiſt er das „Wiſſen 
des Nichtwiſſens“. Kant machte Halt vor der 
Moral. Der kategoriſche Imperativ iſt noch gebun⸗ 
den ans Abſolute, an das „Ding an ſich“. 
Doch Nietzſche beſeitigt das Abſolute auch für die 
Moral⸗Werte. Er hat nachgewieſen, daß der 
Menſch die Grenzen des Menſchlichen nicht zu über— 


ſchreiten vermag, daß das „Abſolute“, das „Ding 


an ſich“ für den Menſchen in keiner Form, auch 
nicht im Moraliſchen, erfaßbar iſt: Der Menſch 
erkennt die Welt ſo wie ſie ihm erſcheint. Neben 
dieſer Welt der Erſcheinung gibt es nicht noch 
eine über allem Wirklichen ſchwebende ſogenannte 
„wahre Welt“ des Abſoluten. So iſt Nietzſche der 
Vollender Kants, und mit ihm iſt das 
Mittelalter geiſtig überwunden. „Einen neuen 
Stolz lehrt mich mein Ich, den lehre ich den 
Menſchen: Nicht mehr den Kopf in den Sand 
der himmliſchen Dinge zu ſtecken, ſondern frei ihn 
zu tragen, einen Erdenkopf, der der Erde Sinn 
ſchafft“ („Zarathuſtra“). „An der Erde zu freveln 
iſt jetzt das Furchtbarſte und die Eingeweide des 
Unerforſchlichen höher zu achten als den Sinn der 
Erde“ („Zarathuſtra“). 


2. Ethik 


Nietzſche iſt der Philoſoph der Werte, doch es 
gibt für ihn keine abſoluten, vom Menſchlichen un⸗ 
abhängigen Werte, auch keine abſoluten Moral⸗ 
werte. Die moraliſchen Werte ſinken nicht vom 
Himmel des Abſoluten zum Menſchen herab als 
donnerndes „Du ſollſt“ mit Höllendrohung oder 
Lockung durch ewige Seligkeit. Nicht der 


Jo 


Menſch dient der Moral, die Moral dient 


dem Menſchen. „Ich verſtehe unter „Moral“ 


ein Syſtem von Wertſchätzungen, welches mit den 
Lebensbedingungen eines Weſens ſich be⸗ 


rührt“ („Wille zur Macht“). 


Moral hat Sinn, ſoweit ſie dem Leben 


ME dient. Bi; m 0 
„Aber Nietzſche iſt doch der berühmte „Im⸗ 
moraliſt“, „er hat doch die Moral überhaupt ver⸗ 
nichten wollen?“ Das iſt eine der verhängnisvollen 
Mißdeutungen Nietzſches. Nicht die Moral wollte 
er abſchaffen, ſondern die Alleinherrſchaft der 
Moralwerte ſtürzen. Der bloß moraliſche 
Menſch, der nur gute, nur tugendhafte iſt ihm 
eine klägliche und kleine Art Menſch. Wo das 
Moraliſche der alleinige Maßſtab des Lebens wird, 
da verkümmert das Leben, da entartet der Menſch. 
Nicht die Moral, ſondern ihre Alleinherrſchaft 
will Nietzſche alſo beſeitigen. Als Träger der 
„Herrenmoral“ nennt er wiederholt die nor» 
diſche Raſſe, überſteigert zur „blonden Beſtie“ 
und als Träger der Sklavenmoral eindeutig die 
Juden und alle Verbreiter jüdiſcher Werte. Und 
innerhalb der Moralwerte befeindet er beſonders 
die chriſtliche „Mitleidsmoral“ und die ent⸗ 
artete Moral der Minderwertigen. Dieſer 
Tugendhaftigkeit gilt ſein Spott: „Ihr wollt noch 
bezahlt fein, ihr Tugendhaften? Wollt Lohn für 
Tugend und Himmel für Erden und Ewiges für 
euer Heute haben? Und nun zürnt ihr mir, daß 


ich lehre, es gibt keinen Lohn⸗ und Zahlmeiſter . 


In den Grund der Dinge hat man Lohn und 
Strafe hineingelogen ...“ („Zarathuſtra“). Man 
hat das Leben verleumdet, um mit Hölle 


und Himmel zu ſchachern. Darum der Haß 
gegen das Reiche, Schöne, Geſunde: „Aufſtand 
der häßlichen, mißratenen Seelen gegen 


die ſchönen, ſtolzen, wohlgemuten. Ihr 
Mittel: Verdächtigung der Schönheit, 
des Stolzes, der Freude 
zittern und ſich ſchlecht befinden Die 
Natürlichkeit iſt böſe; der Natur widerſtreben iſt 
das Rechte, auch der Vernunft (das Widernatür⸗ 
liche als das Höhere). Wieder ſind es die Prieſter, 
die dieſen Zuſtand ausbeuten, um das „Volk“ für 
ſich zu gewinnen ... Der Gewiſſensbiß als das 
Mittel, die ſeeliſche Harmonie zu zerſtören“ („Wille 
zur Macht“). „Wir ſind die Erben der Gewiſſens⸗ 
viviſektion und Selbſtkreuzigung von zwei Jahr⸗ 
tauſenden ..“ („Wille zur Macht“). Gut aber 
iſt in Wahrheit, was das Leben ſteigert, ſchlecht, 
was es ſchwächt. | 

Nietzſches Kampf gegen die abſolute Moral, 
gegen die Alleinherrſchaft der Moral und gegen 
die „Sklavenmoral“ wurde verfälſcht in die Be⸗ 
hauptung, er predige die Zucht⸗ und Zügelloſigkeit, 
das Ende der Sittlichkeit. Eine unverantwortliche 
Entſtellung. Auch Nietzſches „Herrenmoral“ hat 
moraliſche Forderungen, härter, ſtrenger, adeliger 
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„ man ſoll 


als die jüdiſch⸗chriſtliche Moſesmoral. „Ich mußte 
die Moral aufheben, um meinen moraliſchen Willen 
durchzuſetzen.“ „Wer ſich nicht befehlen 
kann, der ſoll gehorchen. Und mancher 
kann ſich ſelber befehlen, aber da fehlt 
noch viel, daß er ſich auch gehorche“ 
(„Zarathuſtra“). „Der Krieg und der Mut 
haben mehr große Dinge getan als die 
Nächſtenliebe ... Was iſt gut, fragt ihr! 
Tapfer ſein iſt gut.“ Das Geheimnis um die 
größte Fruchtbarkeit heißt: gefährlich leben.“ 


Welt und Gott 


Als der größte Verteidiger und Rechtfertiger 
des Lebens und der Wirklichkeit ſteht Nietzſche 
vor uns. Was in dieſer Welt als Sinn, Zweck, 
Wert gilt, iſt menſchlich bezogen, und auch das Bild 
der Welt iſt Menſchenwerk. Über dieſe Welt hinaus 
kann der Menſch nicht denken, und er ſoll es nicht, 
ſein Denken gelte dem Leben. Und dieſes Leben hat 
Meetzſche geheiligt wie keiner vor ihm. Nietzſche 


hat die Unſchuld der Welt wieder hergeſtellt und 


als der gewaltigſte Anwalt des Lebens mit den 
Weltverleumdern abgerechnet: „Ihr Weltmüden 
aber! Ihr Erdenfaulen! Euch ſoll man mit Ruten 
ſtreicheln!“ („Zarathuſtra.“) Neu find die Werte 
des Lebens zu gewinnen: „Unerſchöpft und unent⸗ 
deckt iſt immer noch Menſch und Menſchen⸗Erde“ 
(„Zarathuſtra“). „Das Gold aber und das Lachen, 
das nimmt er aus dem Herzen der Erde: denn daß du's 
nur weißt, das Herz der Erde iſt von Gold!“ 
„Euer Geiſt und eure Tugend diene dem 
Sinn der Erde, meine Brüder: und aller 
Dinge Wert werde neu von euch geſetzt. 
Darum ſollt ihr Kämpfer ſein, darum 
ſollt ihr Schaffende ſein.“ „Bleibt mir der 
Erde treu, meine Brüder, mit der Macht eurer 
Tugend! Eure ſchenkende Liebe und eure Erkenntnis 
diene der Erde! Alſo bitte und beſchwöre ich euch!“ 
(„Zarathuſtra.“) E 

„Nietzſche war der frömmſte unter den Ungläu⸗ 
bigen“, ſchreibt einmal E. Horneffer. Aber iſt 
Mietzſche ein Ungläubiger? Ja, wenn das Leben 
nach Utopien und Illuſionen Glaube fein fol. 


Es würde hier bewußt verzichtet, auf ſtrittige 
Probleme einzugehen, z. B. auf Sein und Werden, 
Sein und Bewußtſein, auf die Überfteigerungen 
des Übermenſchen und der „ewigen Wiederkunft“. 
Es ſollte nur angedeutet werden, das Zeitnahe und 
Zukunftsträchtige am „letzten der großen der euro⸗ 
päiſchen Denker“. | 


Nietzſche ſteht vor der Erfüllung: 


„Zuletzt gehört das alles einer Generation zu, 
die wir beide wahrſcheinlich nicht mehr erleben 
werden: dieſelbe, in welcher die großen Probleme, 
an denen ich leide, ſo gewiß ich auch um ihretwillen 
noch lebe, leibhaft werden und in Tat und Wille 
übergehen müſſen.“ (An Overbeck, 1887.) * 
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Die Frage nach dem Verhältnis von Staat und 
Kirche gehört zu den ſchickſalsſchwerſten Fragen der 


deutſchen Geſchichte. Seit dem Bekanntwerden 
unſerer Vorfahren mit dem Chriſtentum, ins⸗ 
beſondere mit dem Chriſtentum römiſch⸗katholiſcher 
Prägung, entzündeten ſich an dem Problem des 
Verhältniſſes von Staat und Kirche immer wieder 
Gegenſätze, die unſägliches Leid über Land und 
Volk brachten. 

Man muß weit zurückgehen in die Vergangenheit, 
um die Wurzel des Problems Staat und Kirche 
kennenzulernen, um den tieferen Hintergrund des für 
den vorliegenden Schulungsbrief geſtellten Themas 
Staat und Kirche im 19. Jahrundert zu verſtehen. 


A 


* problem Staat und Kirche. Entſtehung 
und Entwicklung 


Das Chriſtentum iſt in die Welt getreten als eine 
Religioſität, die von Haus aus am Leben des Staates 
wie überhaupt an den Gütern und Werten dieſer 
ſichtbaren Welt kein Intereſſe hatte. Der Kern- 
punkt der Religionsverkündigung Jeſu war die 
Predigt vom Himmelreich in der eigenen Bruſt. An 
einer ſtaatlichen Gemeinſchaft war das entſtehende 
Chriſtentum ſchon aus dieſem Grunde nicht inter- 
eſſiert, weil ja nach Jeſu und des Urchriſtentums 
Anſchauung der Zuſammenbruch aller Dinge un— 
mittelbar bevorſtand. Das werdende Chriſtentum 


war darum in der Hauptſache Sammlung der „Aus⸗ 


erwählten“, der Zuſammenſchluß der „Gemeinde der 
Heiligen“, welche ſich vorbereitete auf den Tag des 
Gerichts und ſich bereit hielt für den Anbruch „des 
neuen Gottesreiches“. Freilich war die Vorſtellung 
von einem anbrechenden Gottesreich keineswegs ein⸗ 
deutig, ſondern den verſchiedenartigen geiſtigen 


Strömungen entſprechend, welche das damalige 


Weltbild beſtienmten. Jedenfalls ſcheint der Ur⸗ 
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heber des Chriſtentums die rein politiſch verſtan⸗ 
dene jüdiſche Auffaſſung vom „neuen Gottesreich“ 
im Sinne einer jüdiſchen Weltherrſchaft nicht ge⸗ 
teilt zu haben, wenn er in einer entſcheidenden 
Stunde betonte: „Mein Reich iſt nicht von dieſer 
Welt.“ 

Als Tatſache ſteht aber anderſeits feſt, daß das 
ſich ausbreitende Chriſtentum, als es mehr und 
mehr die organiſatoriſche Form einer „Kirche“ an⸗ 
nahm, ſchon früh ein ſtarkes politiſch⸗ hiſtoriſches 
Eigenbewußtſein als „neues Geſchlecht “ dem die 


Zukunft gehöre, zur Schau trug. 


Die urſprüngliche Intereſſeloſt igkeit am Stöhr, 
wie überhaupt an den Gütern und Werten der 
Welt, veranlaßt und hervorgerufen durch eine un- 
geheure religiöſe Begeiſterungswelle und die Welt⸗ 
untergangsſtimmung des Urchriſtentums, hatte ſich 
alſo langſam in einen Einzigkeitsanſpruch * chr iſt⸗ 
lichen Lebensideals verwandelt. 


Welche Anſchauungen und Kräfte bei dieſem Vor⸗ 


gang im einzelnen mitgewirkt haben, kann an dieſer 


Stelle nicht unterſucht werden. Aber auf jeden 
Fall war mit dieſem „Sen dungs bewußtſein“ 
des werdenden Chriſtentums das Problem „Staat⸗ 
liche Gemeinſchaft und Kirche“ aufgebrochen. 


Der antike Staat nordiſcher Art war der organi- 
ſierte Ausdruck eines raſſiſch bewußten Volkstums. 


Es gab keinen Gegenſatz zwiſchen Staat 


und Religion. Die Hingabe und der Dienſt an 
den Höchſtwert des eigenen Volkstums, das im 
Staatsgedanken ſich feinen arteigenen Ausdruck ge- 
ſchaffen hatte, war zugleich die Hingabe und der Dienſt 
am Religiöſen. Als aber infolge raſſiſcher Zerſetzung 
die Einheit und Reinheit nordiſchen Volkstums 
zerbrach, verfiel naturnotwendig auch die bisherige 
Einheit von Leib und Seele und damit die auf dieſer 
Einheit beruhende Harmonie von Volkstum und 
Gottesdienſt. Mit dem Zerbrechen der inſtinkt⸗ 
ſicheren Einheit von Leib und Seele entſteht der in⸗ 
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ſtinktunſicher werdende Gegenſatz von Leib und 
Seele. Aus dieſem Gegenſatz von Leib und Seele 
entwickelt ſich dann einerſeits der hemmungsloſe 


Materialismus in all ſeinen Spielarten, anderſeits 


das kraſſe Gegenteil: ein ebenſo hemmungsloſer 


Spiritualismus, eine Vergeiſtigung alles Exiſtie⸗ 
renden, die mit dem ſogenannten „Erſtgeburtsrecht 
des Geiſtes“ die mannigfaltigſten Erſcheinungs⸗ 


formen zeitigt. Wiederum ſei auf die Einzelheiten 


dieſer Entwicklung nicht eingegangen; entſcheidend 
iſt für unſern Zuſammenhang allein die Tatſache, 
daß längſt, bevor es ein Chriſtentum gab, der 
Staatsbegriff raſſiſch⸗volkhafter Artung mit ſeiner 


Einheit von Religion und Volkstum zerſetzt war 
durch univerſaliſtiſche Vorſtellungen, die im „Erſt⸗ 
geburtsrecht des Geiſtes“ ihren Urſprung hatten. 

Wohl eine der folgenſchwerſten Vorſtellungen 
nach dieſer Seite hin war die auf helleniſtiſchem 
Boden entſtandene Vorſtellung vom „Welt⸗ 
bürgertum“. Wie dieſes Weltbürgertum zu ver⸗ 
ſtehen iſt, hat treffend Plutarch (griech. Schrift⸗ 
ſteller um 100 n. Chr.) in ſeiner Schrift: „De 
fortuna Alexandri“ dahingehend zuſammen⸗ 
gefaßt, „daß wir jetzt nicht mehr nach Städten und 
Gauen getrennt, jeder durch eigene Gerechtſame ge⸗ 
ſondert wohnen, ſondern alle Menſchen für unſere 
Hausgenoſſen und Mitbürger halten ſollen, und ein 
Leben und eine Ordnung ſei wie in einer vereint 
weidenden, auf allgemeiner Trift ſich nährenden 
Herde“. Solche und ähnliche Vorſtellungen haben 
nicht unweſentlich dazu beigetragen, die Voraus⸗ 
ſetzungen zu ſchaffen für eine Lehre, die alle 
naturgegebenen Unterſchiede des Blutes und der 
Raſſe für Wahn erklärte und unter dem Geſichts⸗ 
punkt der Gotteskindſchaft die Menſchen nur noch 
in gute und böſe einteilte. N - 


Schuf dieſe ſtoiſche Philoſophie den abſtrakten 


Begriff des Weltbürgertums, ſo entſtand in der 
chriſtlichen Gedankenwelt der noch geiſtigere Begriff 
der „Himmelsbürgerſchaft“. Paulus verleiht 
dieſem Himmelsbürgertum einen ſprechenden Aus⸗ 
druck, indem er für ſeine weltumſpannende Gemeinde 
nicht nur alle völkiſchen, ſondern auch alle ſo⸗ 
zialen und geſchlechtlichen Unterſchiede aufgehoben 
wiſſen will. N | 
Es konnte nicht ausbleiben, daß dieſe religiöſe 
Himmelsbürgerſchaft, ſobald ſie den Anſpruch ſtellte, 
das alleinberechtigte Lebensideal zu ſein, mit einer 
völkiſch⸗raſſiſchen Staatsordnung in Widerſpruch 
kommen mußte. Und wenn wir ſchon ſehr 
früh das junge Chriſtentum mit dem Anſpruch des 


neuen Geſchlechtes“, des „Geſchlechtes der Zukunft“ 


auftreten ſehen, ſo iſt das bereits der Beginn des 
Verſuches, von einer religiöſen Wertſetzung aus in 
die politiſche Welt der tatſächlichen Wirklichkeit vor⸗ 
zuſtoßen, um die in der politiſchen Welt eines raſſiſch⸗ 
völkiſchen Staatslebens geltenden Wertmaßſtäbe 
durch religiöſe Wertungen zu erſetzen. Und hier 
ſtößt dann notwendigerweiſe Totalitätsanſp r uch 
gegen Totalitätsanſpruch. — 
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Dagegen ſetzte naturgemäß der damalige römiſche 
Staat ſich zur Wehr. Allein der Widerſtand brach 


in ſich ſelbſt zuſammen, da die urſprünglich raſſiſch⸗ 


völkiſche Subſtanz des römiſchen Staates längſt 
innerlich zerfreſſen und ausgehöhlt war. Unter dem 
römiſchen Kaiſer Konſtantin (Kaiſer von 303 
bis 337) und deſſen Nachfolgern wurde das Chri⸗ 
ſtentum Staatsreligion. Damit wurde das 
Chriſtentum, alſo eine von Haus aus rein religiöſe 
Angelegenheit, nunmehr zum beſtimmenden Faktor 
für alle ſtaatlichen und ſozialen Ordnungen der 
Welt. Es entſtand das, was man als den 


chriſtlich⸗univerſalen Staatsgedanken 


bezeichnen kann, d. h. in die hochentwickelte ſtaat⸗ 
liche Ordnung des römiſchen Imperiums dringt die 
chriſtlich⸗religiöſe Gedankenwelt ein. Und dieſe beiden 
Elemente, das römiſche Imperium einerſeits und 
die chriſtlich-religiöſe Vorſtellungswelt anderſeits, 
verbinden ſich zu einer Einheit, die auf Jahr⸗ 
hunderte hinaus den Gang der Geſchichte beſtimmt. 
Staat wird Kirche, Kirche wird Staat, und die 
geiſtliche und weltliche Gewalt betrachtet man als 
Organe der gleichen ſtaatlich⸗kirchlichen Gemein⸗ 
ſchaft. Infolgedeſſen wurden die Kirche und ihre 
Kleriker weitgehend mit weltlichen Vollmachten 
und Privilegien ausgeſtattet, und umgekehrt werden 
die Kaiſer mit dem Schimmer kirchlich⸗religiöſer 
Weihe umgeben. Es deutet auf weitgehende Ver⸗ 
mengung ſtaatlicher und religiöſer Elemente, wenn 
Johannes Chryſoſtomus, der Biſchof, von 
Konſtantinopel (geſt. 407), meint, man dürfe 
ebenſowenig den Leib des Herrn mit einem durch 
Schwören befleckten Mund empfangen, wie man den 
kaiſerlichen Purpur mit unreinen Händen berühren 
würde. Noch Papſt Leo I. (440 — 461) ſchrieb 
nach Byzanz: „Der Kaiſer könne in Fragen des 
Glaubens nicht irren, und der Papſt habe zu ver- 
künden, was der Heilige Geiſt dem Kaiſer offenbare.“ 


Anderſeits ſorgte die kaiſerliche Geſetzgebung 


bereits unter Kaiſer Theodoſius (379 — 395) im ſo⸗ 


genannten Religionsedikt von Theſſalonich für den 
chriſtlichen Glaubens zwang und ſtellte den ge⸗ 
ſamten ſtaatlichen Apparat in umfaſſender Weiſe in 
den Dienſt der Kirche. 


Allein, ſo ſehr auch die Vorſtellung der Zu⸗ 
ſammengehörigkeit von Staat und Kirche Fuß faßte, 


die im Weſenskern dieſer beiden Elemente liegenden 
Gegenſätze mußten naturnotwendig früher oder 
ſpäter zu einer Exploſion führen. Noch ſollte ge⸗ 
raume Zeit vergehen, jedoch hier und dort blitzten 


bereits die erſten Wetterzeichen kommender Aus⸗ 
einanderſetzungen auf. Schon Papſt Felix III. 
ſchrieb 484 an den oſtrömiſchen Kaiſer Zeno: 


„Der Kaiſer möge die Kirche nach ihren eigenen 
Geſetzen leben laſſen, in göttlichen Dingen 
ſeinen Willen den Biſchöfen unterordnen 
und nicht überordnen, das Heilige von den 
Biſchöfen lernen, ſtatt lehren zu wollen, 
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die Ordnung der Kirche zu befolgen, ſtatt 
ihr menſchliche Gebote aufzuerlegen. Der 
Kaiſer ſolle nicht über diejenigen herrſchen wollen, 
vor denen er nach dem Willen Gottes den Nacken 
beugen ſoll.“ 


Die hier ausgeſprochene Lehre von der Über⸗ 


legenheit kirchlicher Macht wird noch beſtimmter 
durch Papſt Gelaſius I. (geſt. 496) zum Aus⸗ 
druck gebracht. In ſeinem an den oſtrömiſchen Kaiſer 
Athanaſius gerichteten Schreiben unterſcheidet 
Papſt Gelaſius zwei Gewalten, von denen die Welt 
an höchſter Stelle regiert werde, nämlich die ge⸗ 
heiligte Autorität der Biſchöfe und die königliche 
Gewalt. Von ihnen ſei das Prieſtertum um fo 
gewichtiger, da die Prieſter in dem göttlichen Ge- 
richt auch über die Könige Rechenſchaft abzulegen 
hätten. Vor ihnen beuge ja auch der Kaiſer de⸗ 


mütig den Nacken, ihnen habe er ſich in Sachen der 


Religion zu unterwerfen, nicht über ſie zu herrſchen. 
Wenn die Geiſtlichkeit anerkennte, daß dem Kaiſer 
das Imperium, die weltliche Herrſchergewalt, von 
Gott verliehen ſei, und wenn ſie demgemäß in 
Dingen der weltlichen Ordnung ſeinen Geſetzen 
gehorchte, wieviel eifriger müßte ſich dann der 
Kaiſer denjenigen gehorſam erweiſen, denen die Spen⸗ 
dung der kirchlichen Gnadenmittel übertragen ſei. 


In dieſer Äußerung des Papſtes Gelaſius find 
bereits klar die erſten Spuren einer Uberord⸗ 
nung der Kirche über den Staat erkennbar. Es iſt 
kein bloßer Zufall, daß der Papſt in feinem Schrei- 


ben von einer geheiligten Autorität der Biſchöfe 


(auctoritas sacrata pontificum) und bloß von 
einer königlichen Gewalt (regalis potestas) redet. 
In den lateiniſchen Ausdrücken tritt dieſer Unter- 
ſchied noch viel ſtärker in die Erſcheinung. | 


Indeſſen handelt es ſich bei Gelaſius nicht etwa 
nur um eine Einzelerſcheinung; vielmehr ſpricht er 
nur aus, was wenigſtens ſtimmungsgemäß längſt 
vorher in kirchlichen Kreiſen vorhanden war. Die 
urchriſtliche Vorſtellung, daß die Seele 
höher ſtehe als der Leib, das Jenſeitige 
höher als das Diesſeitige, führte zu der 
Auffaſſung, daß die Kirche, die der Seele 
und dem Jenſeits diene, höher ſtehe als 


der Staat, der „nur für das Irdiſche“ zu ſorgen 


hat. Bereits ein Zeitgenoſſe Konſtantins, Rufius 
von Aquileja, berichtet in feiner Kirchengeſchichte 
von einer Rede Konſtantins auf dem Konzil von 
Nicäa (325), in der er zu den Biſchöfen geſagt 
haben ſoll: „Ihr ſeid mir von Gott als Götter 
gegeben, und es geziemt ſich nicht, daß ein Menſch 
über Götter richtet“. Mag dieſer Bericht in ſeiner 
geſchichtlichen Tatſächlichkeit falſch ſein, woran ver- 
nünftigerweiſe kein Zweifel beſteht, er zeigt 
immerhin, welche Vorſtellungen in kirchlichen Krei- 
ſen bereits vorhanden waren zu einer Zeit, als die 
praktiſche Verwirklichung dieſer Anſchauungen noch 
in weiter Ferne lag. Von der größten Bedeu⸗ 
tung für den chriſtlichen Staatsgedanken wurden 


Gedankengänge, die Auguſtin, der Program⸗ 
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matiker der katholiſchen Kirche (354 — 430), in 
feinem Buche „De civitate Dei“ entwickelt 
hat. In dieſem Werke wurden nämlich die theo⸗ 
retiſchen und philoſophiſchen Grundlagen geſchaffen 


für die Vorrangſtellung der Kirche gegenüber dem 


Staat. Einzig eine ſolche irdiſch⸗ſtaatliche Geſell⸗ 
ſchaft hat nach Auguſtin Bedeutung und Daſeins⸗ 
berechtigung, die ſich uneingeſchränkt in den 
Dienſt der Gottesherrſchaft ſtellt. 

— 


Soweit war das Problem Staat und Kirche 
auf dem Boden des alten Römerreiches entwickelt, 
als die germaniſchen Stämme mit dem 
Chriſtentum bekannt wurden. Wie im einzelnen bei 
den verſchiedenen germaniſchen Staaten, die feit dem 
5. Jahrhundert auf dem Boden des ehemaligen 
römiſchen Reiches entſtanden waren, das Verhält⸗ 
nis von Staat und Kirche geregelt wurde, kann 
heute bei der Dürftigkeit der Nachrichten nicht mehr 
mit Sicherheit feſtgeſtellt werden. Aber jedenfalls 
ſoviel iſt aus den geſchichtlichen Urkunden mit 
Sicherheit nachweisbar, daß die Beziehung von 
Staat und Kirche in den germaniſchen Staaten 
nach nationalen Geſichtspunkten ausgerichtet war. 
Im Gegenſatz zu der einen univerſalen 
Kirche war das germaniſche Kirchentum 
Landes⸗ und Staatskirchentum, wobei 


dem Herrſcher weitgehende Rechte in der 


Regelung kirchlicher Angelegenheiten zu— 
ſtanden. a ee 

Während das Chriſtentum zu den meiften ger⸗ 
maniſchen Stämmen in der arianiſchen, wir 
würden heute jagen: proteſtantiſchen Prägung ge- 
kommen war, entſchied ſich Chlodwig, der 
Frankenkönig (466 - 511), aus politiſchen Er⸗ 
wägungen für das katholiſche Chriſtentum. 
Aber auch dieſe fränkiſche, katholiſche Kirche war 
zuerſt unter dem Herrſcherhaus der Merowinger 
nationale Kirche. Erſt im Laufe der geſchichtlichen 
Entwicklung, als die Karolinger die Herrſchaft 
an ſich riſſen und mit dem römiſchen Papſt in Be⸗ 
ziehung getreten waren, drangen univerſalkirchliche 
Tendenzen in die fränkiſche Landeskirche ein. Es 
bildete fi im Laufe der Zeit eine ähnliche An- 
näherung zwiſchen Staat und Kirche wie einſt im 
oſtrömiſchen Reich. Der univerſale Gottes- 
ſtaat, die Geſamtchriſtenheit war mit 
der Kaiſerkrönung Karls in die Leitung 
des fränkiſchen Herrſchergeſchlechtes 
übergegangen. Unter anderem kam dieſe Ver⸗ 
bindung von univerſaler Kirche und fränkiſchem 
Staat dadurch zum Ausdruck, daß der Herrſcher 
nicht mehr — wie es urſprünglich germaniſcher 
Brauch geweſen — durch die Schilderhebung, ſon⸗ 
dern durch die auf altteſtamentlichen Vorſtellungen 
beruhende Salbung durch den Papſt zu ſeinem Amt 


erhoben wurde. Anderſeits wurde dieſe Verbindung 


von Staat und Kirche im deutſchen Kaiſertum auch 
weiteſt gehend von den germaniſchen Vorſtellungen 
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der Königswürde beeinflußt, wonach die Führung 
und Leitung der Kirche als ſelbſtverſtändlicher Aus⸗ 
fluß des Herrſcheramtes angeſehen war. 

Gegenüber dieſem germaniſch geprägten Verhält⸗ 
nis von Staat und Kirche erhob ſich allmählich 


der Univerſalismus des römiſchen 
Papſttums, 


woraus dann jener weltgeſchichtliche Konflikt 
zwiſchen Kaiſertum und Papſttum entſtand, der 
ſeinem innerſten Weſen nach die tragische Ausein⸗ 
anderſetzung zwiſchen dem deutſchen Volkstum und 
ſeinen ewigen Werten und Kräften mit dem univer⸗ 
ſal⸗chriſtlichen Staatsideal bedeutet. (Näheres über 
das mittelalterliche Kaiſertum ſiehe Schulungsbrief, 
Jahrgang 1936, 1. und 2. Folge, „Deutſche 
Kaiſer im Mittelalter“, von Alfr. Maderno.) 


Schon den Karolingern gegenüber berief ſich 


das Papſttum zur Begründung ſeiner weltlichen 


Anſprüche auf die ſogenannte 


Konſtantiniſche Schenkung, 
eine Fälſchung, 


nach der Kaiſer Konſtantin dem Biſchof von Rom 
die Herrſchaft über die weſtliche Reichshälfte über⸗ 
tragen haben ſoll. Eine andere nicht minder wirk⸗ 
ſame Fälſchung, auf die das Papſttum ſeinen politi⸗ 
ſchen Machtanſpruch gründete, ſind die ſogenannten 
pſeudo⸗iſidoriſchen Dekrete. Auf dieſe 
pſeudo⸗iſidoriſchen Dekrete ſich berufend hat Papſt 
Gregor VII. den Kampf mit dem deutſchen 
Königtum aufgenommen. Nach Gregor VII. hat 
der Papſt nicht nur in der Kirche uneingeſchränkte 
Gewalt, ſondern auch das Recht, unbotmäßige 
Kaiſer und Könige abzuſetzen. Das Königtum 
iſt der Mond, der ſein Licht von der Sonne, dem 
Papſttum, empfängt. 


Bei der Kaiſerkrönung Karls im Jahre 800 
durch den Papſt Leo III. hatte ſich der Papſt noch 


vor dem Frankenherrſcher zur Erde geworfen. 


Einige hundert Jahre ſpäter bezeichnete Papſt 
Hadrian IV. (1154-1159) in einem Schreiben 
an Kaiſer Friedrich Barbaroſſa die Kaiſerkrone 
bereits als „beneficium“ (etwa Wohltat oder 
Lehen). Als ganz ſelbſtverſtändlich berief ſich Papſt 
Innozenz III. (1198 bis 1216) auf die Kon⸗ 
ſtantiniſche Schenkung als Legitimation feiner ge⸗ 
rade von ihm beſonders zielbewußt unterbauten 
Weltherrſchaft. „Er (Konſtantin) übergab ihm (dem 
Papſt Sylveſter) alle Königreiche im Abendland.“ 


Gregor IX. behauptete in ſeinem Kampf gegen 
Friedrich II.: Konſtantin habe den Päpſten das 
Imperium mit den kaiſerlichen Inſignien überlaſſen. 
Die Päpſte hätten hierauf das Kaiſertum errichtet, 
es auf die Deutſchen übertragen und in der Krö⸗ 
nung dem jeweiligen Kaiſer die Gewalt des 
Schwertes bewilligt. 8 " 
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Noch weiter ging Innozenz IV.: Er erklärte 
es 1245 als einen Irrtum, daß Konſtantin zuerſt 
den Päpſten weltliche Gewaltfülle übergeben habe. 
Chriſtus habe vielmehr dem Petrus beide Gewalten 
— die weltliche und die geiſtliche — übergeben. 
Konſtantin habe nur eine unrechtmäßig erlangte 
Gewalt den rechtmäßigen Beſitzern — den Päpſten 
— zurückgegeben. Dieſe Anſicht fand ſtarken 
Niederſchlag in der theologiſchen Literatur der da⸗ 
maligen Zeit. Ihren ſtärkſten Ausdruck fand die 
Vorſtellung vom Weltbeherrſchungsanſpruch des 
römiſchen Papſttums in der berühmten Bulle 
„Unam sanctam“, die mit den denkwürdigen 
Worten ſchließt: „Demnach erklären, be⸗ 
haupten, definieren und verkünden wir 
als ganz und gar zur Notwendigkeit des 
Heiles gehörig für jegliche menſchliche 
Kreatur, daß ſie dem römiſchen Papſte 
unterworfen ſei.“ | . 


Am Ende der Entwicklung ſteht alſo folgende 
Theorie: Chriſtus, der Herr des Erdkreiſes, hat 
dem Petrus die Herrſchaft über den Erdkreis über⸗ 
tragen. Seine Nachfolger ſind die Päpſte, bei denen 
die Fülle der geiſtlichen und weltlichen Herrſchaft 
ruht. Sie geben von dieſer Fülle an die weltliche 
Regierung ab, aber nur ſoviel, als der Papſt an 
Macht zu übertragen für gut befindet. 


Noch einmal kamen in dem Streit zwiſchen 
Johann XXII. und Ludwig dem Bayern im 
14. Jahrhundert die alten päpſtlichen Herrſchafts⸗ 
anſprüche dem deutſchen Königstum gegenüber zum 
Ausdruck. Allein die Zeit, da Rom der Mittel⸗ 
punkt der Welt war, iſt zu Ende. Es entſtehen 
die modernen Nationalſtaaten, die ſich gegen 
die römiſche Weltherrſchaft auflehnten. Als 
vollends auch vom Religiöſen her durch die Mefor- 
mation Luthers das Chriſtentum wieder an ſeine 
eigentliche veligiöfe Miſſion erinnert wird, ſind 
die Zeiten mittelalterlicher Papſtherrlichkeit für 
immer vorbei. 


II. 
die kirchliche Staatsauffaſſung“ 


Mit der Reformation waren die Zeiten mittel⸗ 
alterlicher Papſtherrlichkeit vorüber. Allein nicht 
vorüber waren die Beſtrebungen des römiſchen 
Papſttums, bei der Regelung des Verhältniſſes von 
Staat und Kirche die urſprünglichen Herrſchafts⸗ 
anſprüche dem Staat gegenüber in anderer Weiſe 
zur Geltung zu bringen. Es ſei darum in großen 
Umriſſen die Auffaſſung der römiſchen Kirche vom 
Staat dargetan. 


Man nennt dieſe kirchliche Staatsauffaſſung, 
nach der Staat und Kirche dem Papſt als dem Stell- 
vertreter Gottes unterworfen ſeien, wie fie geichicht- 
lich in den Weltherrſchaftsanſprüchen des mittel⸗ 
alterlichen Papſttums in Erſcheinung trat, die 
bierokratiſche oder kurialiſtiſche Theorie. 
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Dieſer hierokratiſchen Staatstheorie gegenüber 
entſtand ebenfalls aus der kirchlichen Vorſtellungs⸗ 
welt heraus die ſogenannte imperialiſtiſche Staats- 
theorie. Ihre berühmteſten Vertreter ſind der um 
1300 lebende Marſilius von Padua und der 
etwa in der gleichen Zeit lebende, auch bei Ludwig 
dem Bayern wirkende Wilhelm von Decam; 
beide redeten einer Trennung der irdiſchen und 
geiſtlichen Herrſchaft das Wort. Jede obrigkeitliche 
Gewalt ſei von Gott, der man um des Gewiſſens 
willen Gehorſam ſchuldig ſei. Der Kirche wird eine 
weltliche Gewalt abgeſprochen, da ſie ihrer Natur 
nach die irdiſche Erſcheinung des armen Gottes⸗ 
ſohnes ſei: der Staat iſt nach dieſer Erkenntnis die 
höchſte irdiſche Gemeinſchaft. Der Kaiſer iſt die 
oberſte Spitze und die Kirche ein dienender, unter⸗ 
geordneter Teil dieſer Gemeinſchaft. 


Dieſen beiden Staatsauffaſſungen ſteht eine 
dritte kirchliche Theorie gegenüber, nämlich die 
Lehre von der indirekten Gewalt des Pap⸗ 
ſtes über das Zeitliche (potestas indirecta 
ecclesiae in temporalia), die durch den 


Jeſuitenkardinal Bellarmin (1542 1621) über 


ganz Europa berühmt wurde. Nach dieſer Lehre 
iſt ſowohl der Staat als auch die Kirche eine 
Geſellſchaft mit eigenen Geſetzen und einer geſonder⸗ 
ten Wirkſamkeit. Allein, wenn der Staat von den 
weltlichen Dingen einen ſündhaften Gebrauch 
macht, wenn er Geſetze gibt, die mit den göttlichen 
Geboten in Widerſpruch ſtehen, dann hat der Papſt 
für die Rechte Gottes einzutreten. Nicht auf Grund 
einer grundſätzlichen weltlichen Herrſchaft, ſondern 
auf Grund der indirekten Gewalt, die ihm als 
Stellvertreter Gottes über zeitliche Dinge zuſteht. 


Dieſe kirchliche Staatsauffaſſung, die in ihrer 


Weiterentwicklung als Coordinationstheorie 


für das 19. Jahrhundert bedeutungsvoll geworden 
iſt, anerkennt alſo ein Eigenrecht des Staates in 
rein zeitlichen Angelegenheiten, betont aber um ſo 
ſtärker in anderen Fragen die Überordnung über den 
Staat. „Wie das Ziel, das die Kirche an— 
firebt, weitaus das erhabenſte iſt, fo iſt 
auch die ihr innewohnende Gewalt hervor— 
ragend über jede andere“, heißt es in der 
Enzyklika „Immortale Dei“ Leos XIII. vom 
1. November 1885. Daraus folgt, daß der Ge⸗ 
horſam gegen die Kirche eine höhere Pflicht ſein 
ſoll als der Gehorſam gegen den Staat. Der Syl⸗ 


labus Pius IX., ein Verzeichnis von 80 „Irr⸗ 


lehren“, verurteilte ausdrücklich den Satz: „Beim 
Konflikt der Geſetze der beiden Gewalten geht das 
ſtaatliche Recht vor.“ Und der katholiſche Kirchen⸗ 
rechtslehrer Sägmüller ſchreibt: „Den be— 
ſtehenden Geſetzen der Kirche ſind alle 
Glieder unterworfen, auch Könige und 
Kaiſer. Anderſeits haben alle Glieder der Kirche, 
auch der Papft, den bürgerlichen Geſetzen Gehorſam 
zu leiſten. Doch iſt dieſer Gehorſam kein unbe⸗ 
ſchränkter; wenn das ſtaatliche Geſetz dem göttlichen 
direkt und klar widerſpricht, dann iſt paſſiver Wider⸗ 
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ſtand nicht bloß erlaubt, ſondern Pflicht. Man muß 
Gott mehr gehorchen als den Menſchen. Damit iſt, 
da die Kirche Richterin über das Sittliche und Un⸗ 
ſittliche iſt, auch eine gewiſſe Superiorität über den 
Staat ausgeſprochen.“ Ebenſo iſt nach kirchlicher 
Lehre der Staat verpflichtet, die Kirche mit ſeinen 
Machtmitteln ſoviel er kann in der Erreichung ihres 
Zieles poſitiv zu unterſtützen. 


Weiterhin ſagt die kirchliche Staatslehre: in 
Dingen, die ihrer Natur nach weltlich ſind, iſt der 
Staat frei von der Kirche, in Dingen, die ihrer 
Natur nach kirchlich ſind, iſt die Kirche frei vom 
Staat. In Dingen gemiſchter Natur, die 
eine geiſtliche und weltliche Seite haben, 
ſteht das Vorrecht der * der 
Kirche zu 


Als ſolche rein kirchlichen Dinge gelten: das kirch⸗ 
liche Lehramt, d. h. Verkündigung der Lehre in 
Predigt und Religionsunterricht, Verwaltung des 
Kultes und der Sakramente, endlich das Kirchen⸗ 
regiment, das in ſich begreift: freie kirchliche Geſetz⸗ 
gebung, freier Verkehr zwiſchen kirchlichen Vor⸗ 
geſetzten und Untergebenen, kirchliches Richteramt 
und Strafgeſetz, Abſtellen von Mißbräuchen, Bil⸗ 
dung des Klerus, Anſtellung der Geiſtlichen, Lei⸗ 
tung der kirchlichen Orden, Vermögensverwaltung. 


Als gemiſchte Dinge, die alſo eine geiſtliche 
und weltliche Seite haben, und bezüglich deren 
Regelung die Kirche das Vorrecht dem Staate 
gegenüber beanſprucht, gelten nach kirchlicher Auf⸗ 
faſſung: Schule, Eheſchließung, Armen» 
pflege, Diözeſan- und Pfarreinteilung. 


Alles übrige wird als rein weltlicher Gegenſtand 
bezeichnet und dem Staat zu ordnen überlaſſen. In 
der Ordnung dieſer Dinge iſt der Staat allerdings 
ſelbſtändig, nur darf er nicht das Sittengeſetz und 
die Intereſſen der Kirche ſchädigen. 


Die gemiſchten Angelegenheiten wie z. B. Ehe⸗ 
ſchließung, Schule, die neben ihrer kirchlichen Seite 
auch in die Intereſſenſphäre des Staates hinein⸗ 


reichen, finden ihre Regelung im 


Konkordat. 


Es gibt drei Theorien über den rechtlichen Cha⸗ 
rakter eines Konkordates: 


1. Die Privilegientheorie. Ausgehend von 
der alten Vorſtellung, daß dem Papſt als dem Stell⸗ 
vertreter Gottes alles untertan ſei, werden Kon⸗ 
kordate nicht als Verträge aufgefaßt, ſondern 
als Privilegien, als Gnaden, die der Papſt er⸗ 
teilt, in dem er aus ſeinen ihm zuſtehenden Rechten 
einiges an den Staat abgibt. Selbſtverſtändlich 
hängt nach dieſer Auffaſſung die Dauer eines ſolchen 
Privilegiums vom Willen des Papſtes ab. 


2. Die Vertragstheorie. Danach ſind die 
Konkordate Verträge zweier ebenbürtiger Vertrags. 
partner auf Gegenſeitigkeit. 
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3, Die Legaltheorie geht von der Anſchau⸗ 
ung aus, daß der ſouveräne Staat die Grenzen 
feſtlegt, innerhalb deren er die Bewegungsfreiheit 
der Kirche beſtimmt. Die Konkordate ſind dann 
nicht Verträge, ſondern Geſetze des ſouveränen 
Staates. e 

Die Auslegung der Konkordate wird von der 
Kirche in Anſpruch genommen, weil der Kirche, als 
der „vollkommeneren Geſellſchaft“, die Entſcheidung 
in einem ſolchen Fall zuſteht. Weiterhin hat der 
Staat nach kirchlicher Auffaſſung nicht das Recht 
einer Kündigung. Anderſeits aber kann die Kirche 
aus zwingender Urſache ein Konkordat kündigen. 


Es liegt auf der Hand, daß in den verſchiedenen 
grundſätzlichen Auffaſſungen über die rechtliche 
Natur des Konkordates Reibungsflächen zwiſchen 
Staat und Kirche vorhanden ſind. Im 19. Jahr⸗ 
hundert geht die Auseinanderſetzung zwiſchen Staat 
und Kirche um die Grenzregulierung zwiſchen den 
Rechten des erſtarkenden ſouveränen National⸗ 
ſtaates auf der einen Seite und den univerſalſtaat⸗ 
lichen theokratiſchen Anſprüchen einer internatio⸗ 
nalen Weltkirche anderſeits. 


1. 


Br _ III. | . 
Das 19. Jahrhundert 
Der Anfang des 19. Jahrhunderts ſteht unter 
den Erſchütterungen der franzöſiſchen Revolution. 
Die bisherige Ordnung der Dinge in Staat und 
Kirche brach morſch und altersſchwach in ſich ſelbſt 
zuſammen. Der „große Sohn der Revolution“, 
Napoleon, machte ſich daran, eine Neuordnung 
Europas herbeizuführen. Freilich war dieſe Neu⸗ 
ordnung letztlich nichts anderes als die Wieder⸗ 


aufnahme des mittelalterlich⸗-univerſa⸗ 


liſtiſchen Staatsgedankens in anderer Form. 
Napoleon betrachtete ſich mit Vorliebe als Nach⸗ 
folger Karls des Großen, was auch zum Ausdruck 
kam in der Nachahmung der Kaiſerkrönung im 
Jahre 1804, welcher Zeremonie der Papſt beiwohnte; 
Napoleon aber ſetzte ſich die Krone ſelbſt aufs Haupt. 
Von dieſer Staatsauffaſſung her ſah Napoleon in 
der Kirche ein Mittel zum Zweck. Der Klerus war ihm 
„eine geiſtliche Gendarmerie, die in der 
Soutane mehr ausrichte, als die andern 
in Reiterſtiefeln“. Unbedenklich hatte er darum 
den Kirchenſtaat unter franzöſiſches Regiment ge⸗ 
ſtellt und den Papſt 1809 in franzöſiſche Gefangen⸗ 


ſchaft abgeführt, unbedenklich hatte er die Uber⸗ 


führung des reichen kirchlichen Beſitzes in Deutſch⸗ 
land in die Hände der weltlichen Fürſten in die 
Wege geleitet. ö 

Allein das auf Bajonette gegründete Kaiſerreich 
Napoleons war von kurzer Dauer. Und wie die 
Gewaltherrſchaft Napoleons der Ausgangspunkt 
wurde für das unter Preußens Führung geeinte 
neue Deutſche Reich, ſo machte Napoleon auch 


* 


den Weg frei für die Wiederherſtellung 
des Papſttums und damit für die Souve⸗ 
ränitätsanſprüche des politiſchen Katho— 
lizismus im 19. Jahrhundert. 


Wie war das gekommen? Es war im Anfang 


des 19. Jahrhunderts innerhalb der römiſchen 


Kirche noch nicht wie heute nach der dogmatiſchen 
Feſtſetzung der päpſtlichen Oberherrſchaft durch das 
Vatikaniſche Konzil eine Selbſtverſtändlichkeit, 
daß der Papſt der uneingeſchränkte Herr und Re⸗ 
gent der Kirche ſei. Die franzöſiſche Kirche ins⸗ 
beſondere hatte einen ſtark nationalen Einſchlag mit 
weitgehender Unabhängigkeit und Freiheit von 
Rom. Auch in Deutſchland war im Verlaufe des 
18. Jahrhunderts eine mächtige nationalkirchliche 
Bewegung als Reaktion auf die Alleinherrſchafts⸗ 
anſprüche Roms ins Leben getreten, welche die den 
Biſchöfen und Konzilien „entriſſenen Rechte“ vom 
Papſt zurückverlangte. Die Völker waren mehr und 
mehr hellhörig geworden gegenüber den Verſuchen 
Roms, die mittelalterliche Papſtherrlichkeit wieder 


aufzurichten. Irgendwie waren alle dieſe 


anti⸗römiſchen Strömungen Anzeichen da⸗ 
für, daß man in letzten ſeeliſchen Tiefen 
die römiſchen Oberherrſchaftsanſprüche 
als etwas Artfremdes empfand. 


Und nun ſchließt Napoleon, geleitet von dem 
Gedanken, in der Kirche ein gefügiges Werkzeug 
ſeiner Politik zu erhalten, im Jahre 1801 mit der 
römiſchen Kurie ein Konkordat. Soviel Rechte 
hinſichtlich der Beſetzung der Biſchofsſitze uſw. 
Napoleon ſich auch in dieſem Konkordat wahrte, 
bedeutete es trotzdem einen ungeheuren Sieg des 
Kuralismus, d. h. jener Anſchauung, daß in der 
römiſchen Kirche alle Gewalt beim Papſte ſei. 


Von Napoleon nach dem unmittelbar voran⸗ 
gegangenen Zuſammenbruch der päpſtlichen Herr⸗ 
ſchaft ſo wieder in die Stellung des kirchlichen Allein⸗ 
herrſchers gehoben, hatte der Papſt einen feſten 
Stützpunkt gewonnen, von dem aus er die anti⸗ 
römiſchen Tendenzen der franzöſiſchen Kirche mit 
Hilfe Napoleons unſchädlich machen konnte. Im 
ſelben Jahre noch griff der Papſt, ohne die fran⸗ 
zöſiſchen Biſchöfe auch nur zu hören, grundlegend in 
die bisherige kirchliche Verfaſſung Frankreichs ein. 
Der dagegen erhobene Widerſpruch verhallte wir⸗ 
kungslos. Im Gegenteil, eine literariſche Publiziſtik 
machte den Gedanken der päpſtlichen Alleinherr⸗ 
ſchaft zum Gegenſtand einer lebhaften Propaganda. 
Es war insbeſondere das Buch von De Maiſtre 
„Du Pape“, welches im Sinne der mittelalter⸗ 
lichen Papſtherrlichkeit weit über Frankreichs 
Grenzen hinaus auf das Papſttum als auf das 
Fundament nicht nur des Chriſtentums, ſondern 
aller politiſchen Ordnung hinwies. 


So kam es, daß der Gedanke an die päpſtliche 
Alleinherrſchaft in Frankreich immer ſtärker Wurzel 
faßte, ja ſich zum förmlichen Syſtem des Ultra⸗ 
montanismus ausbaute. 
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Ultramontanismus 


Was man unter Ultramontanismus, der ganz 
weſentlich das Verhältnis von Staat und Kirche 
im 19. Jahrhundert beſtimmt hat, verſteht, hat der 
katholiſche Kirchenhiſtoriker 
Spektatorbriefen alſo ausgedrückt: Ultramontan iſt, 
wer: 


1. den Begriff der Kirche über den der Reli» 
gion ſetzt, 


2. den Papſt mit der Kirche verwechſelt, 


3. glaubt, das Reich Gottes ſei von dieſer Welt 
und es ſei, wie der mittelalterliche Kurialis- 
mus behauptet hat, in der Schlüſſelgewalt 
Petri auch weltliche Jurisdiktion über Für- 
ſten und Völker eingeſchloſſen, * 


4. meint, religiöſe Überzeugung könne durch 
materielle Gewalt erzwungen oder dürfe durch 
ſolche gebrochen werden. 


Von Frankreich, das ſich einſt rühmte, die chriſt— 
lichſte Tochter der römiſchen Kirche zu ſein, wurde der 
Ultramontanismus auch in die benachbarten Länder 
getragen. ui u 8 

Die Lage im Anfang des 19. Jahrhunderts 
war aus verſchiedenen Gründen dazu angetan, ein 
günſtiger Nährboden für den Ultramontanismus 
zu ſein. Die Schrecken der Franzöſiſchen Revolution 
und die Wirren der Napoleoniſchen Kriege ſteckten 
den verantwortlichen Staatsmännern Europas noch 
tief in den Knochen, die Völker waren nach all 
den ungeheuren Aufregungen müde und ſehnten ſich 
nach Ruhe, Ordnung und ſtraffer Autorität. 
Daher war die Zeit empfänglich für die 
moraliſche Macht einer übernationalen 
päpſtlichen Autorität. Bereits auf dem 


| Wiener Kongreß 
wurde aus dieſer Stimmung heraus dem Papſt 


der Kirchenſtaat wieder zurückgegeben, und als 


Sieger zog nun der „Dulderpapſt“ Pius VII. 
in Rom ein. Zwar konnte der gewandte päpſtliche 
Vertreter, Staatsſekretär Conſalvi, auf dem 
Wiener Kongreß ſein Anliegen nicht durchbringen, 
eine einheitliche Neuregelung des Verhältniſſes 
von Staat und Kirche im deutſchen Raum zu er— 
reichen; es ſcheiterte an den Sonderbeſtrebungen 
der deutſchen Fürſten und an der Haltung Metter- 
nichs. Jedoch hatte Conſalvi den Troſt, daß auch 
die antirömiſche nationalkirchliche Bewegung unter 
dem Fürſtprimas Karl von Dalberg und feinem 
Generalvikar Weſſenberg auf dem Wiener Kon⸗ 
greß zu keinem Erfolg kam. Die verantwortlichen 
Staatsmänner Europas ſuchten einen Kirchen— 
konflikt um jeden Preis zu vermeiden. Die Bundes⸗ 
akte vom 18. Juni 1815 enthielt darum als ein— 
zige Beſtimmung in religiöſen Angelegenheiten den 
Artikel 16, der beſtimmte, daß die Ver— 
ſchiedenheit der chriſtlichen Religions— 
parteien in den Ländern und Gebieten des 
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Kraus in ſeinen 


Deutſchen Bundes keinen Unterſchied in 
dem Genuß der bürgerlichen und politi— 
ſchen Rechte begründen könne. 


Die Regelung des Verhältniſſes von Staat und 
Kirche blieb den Konkor daten mit den ein— 
zelnen Ländern überlaſſen. Hierbei trat die alte 
Spannung zwiſchen ſouveränem Hoheitsrecht der 
Staaten und den Anſprüchen der römiſchen Welt— 
kirche alsbald grell in Erſcheinung. 

ud 


Im Jahre 1817 wurde 
das bayeriſche Konkordat 


abgeſchloſſen. Danach ſollten der römiſchen Kirche 
alle Rechte und Freiheiten zuſtehen „quibus frui 
debet ex Dei ordinatione et canonicis 
sanctionibus“, d. h. alle Rechte und Frei— 
heiten, auf die ſie nach Gottes Anordnung 
und nach dem kanoniſchen Recht Anſpruch 
hat. Mit anderen Worten: die mittelalterliche 
Kirchenherrlichkeit ſollte wieder aufgerichtet werden. 
Die bayeriſche Regierung weigerte ſich, unter dieſes 
Konkordat die Unterſchrift zu ſetzen. Es wurden 
neue Verhandlungen eingeleitet, die aber an den 
Grundzügen des erſten Konkordates nichts änderten. 
Als dann der Text des Konkordates bekannt wurde, 
entſtand unter den Proteſtanten, die 1803 zu 
Bayern gekommen waren, ſchwere Beunruhigung. 


Unter dem 1. April 1818 beſtimmte eine 
päpſtliche Zirkumſkriptionsbulle die neue bayeriſche 
Diözeſaneinteilung. Im gleichen Jahre — am 
26. Mai — erſchien die bayeriſche Verfaſſung, 
die inſofern von beſonderem Intereſſe war, als der 
Verfaſſungsurkunde das Konkordat ſowie das ſo— 
genannte Religionsedikt beigefügt waren. 
Dieſes Religionsedikt war klarer Ausdruck eines 
entſchiedenen Staatskirchentums. Es beſtimmte, 
daß „alle inneren Kirchenangelegenheiten 
nur unter oberſter Staatsaufſicht zu 
regeln“ ſeien. Zu dieſen inneren Kirchenangelegen⸗ 
heiten gehörten u. a. die geiſtliche Amtsführung, 
Religionsunterricht, Kirchendiſziplin ufw. Außerdem 
wurde aufs ausdrücklichſte der Rekurs, d. h. die Be— 
rufung, an den Staat gegen einen Mißbrauch der geiſt— 
lichen Gewalt ſowie das königliche Placet, d. h. die 
ſtaatliche Genehmigung für alle Anord— 
nungen kirchlicher Oberer feſtgelegt. Auf jeden 
Fall ſtand das Religionsedikt im Widerſpruch zu dem 
Konkordat. Papſt Pius VII. legte daher gegen das 
Religionsedikt Verwahrung ein und erklärte, daß 
die katholiſchen Untertanen die Achtung aller in dem 
Religionsedikt enthaltenen Beſtimmungen nicht un— 
bedingt beſchwören können, ohne gegen die Pflichten 
zu verfehlen, welche ihnen durch ihre göttliche Reli— 
gion vorgeſchrieben würden. Daraufhin erfolgte 
im Jahre 1821 die ſogenannte Tegernſeer 
Erklärung, worin der König erklärte, daß die 
Verfaſſung ſich nur auf die bürgerlichen Verhält⸗ 
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niſſe beziehe und die katholiſchen Untertanen zu 


nichts verpflichtet werden ſollen, was den göttlichen 
Geſetzen oder den Kirchengeſetzen widerſpräche. Die 
Rechtslage wurde damit aber nicht geklärt, denn 
Konkordat, Religionsedikt und Tegernſeer Erklä⸗ 
rung beſtanden nebeneinander. Nachdem der Staat 
nach wie vor nach dem Religionsedikt handelte, die 
Kirche hingegen nach dem Konkordat, entwickelte 
ſich daraus Stoff für mancherlei Konflikte. 

— 


Ahnlich waren die Verhandlungen der ſüd⸗ 


deutſchen Regierungen mit der Kurie bezüglich der 


oberrheiniſchen Kirchenprovinz. Hier war es beſon⸗ 
ders der Bistumsverweſer von Konſtanz, Weſſen⸗ 
berg, der verhindern wollte, „daß der Ultramonta⸗ 
nismus die katholiſche Rechtsordnung mit Füßen 


trete und die deutſche Kultur um vier Jahrhunderte 


zurückgeſchleudert werde“. Wie in. Bayern das 


Religionsedikt, ſo wurde in der oberrheiniſchen 


Kirchenprovinz die „Landes herrliche Ver— 
ordnung“ Grundlage des ſtaatskirchlichen 
Syſtems. 


In Norddeutſchland erneuerte 1824 ein Ab⸗ 
kommen der römiſchen Kurie mit Hannover die 
Bistümer Hildesheim und Osnabrück. 

In Preußen erreichte nach fünfjährigen Ver⸗ 
handlungen der Geſandte Niebuhr ein Abkommen 
zur Regelung der katholiſchen Bistümer auf 
preußiſchem Staatsgebiet, das in der Bulle „De 
salute animarum“ veröffentlicht wurde. Zu 
einem Konkordat mit Rom kam es nicht, da der 
König ſeine Gewalt nicht von „fremder Anerkennung 
abhängig machen wollten. 

Obwohl das Staatskirchentum in den Verhand- 
lungen mit der römiſchen Kurie ſeine Wünſche 
durchgeſetzt hatte, lag in der Tatſache der Ver⸗ 
handlungen ſelbſt ſchon ein Punkt, der früher oder 
ſpäter ſeine bedenklichen Wirkungen haben mußte. 
Wie Napoleon, verhandelten auch die deutſchen 
Regierungen über die Autorität der Biſchöfe hinweg 
mit der römiſchen Kurie. Es lag darin das 
ſtillſchweigende Zugeſtändnis, daß der 
Papſt die Quelle alles Rechtes und aller 
Jurisdiktion in der römiſchen Kirche ſei. 
Je mehr die Biſchöfe von den eigenen Regierungen 
übergangen wurden, deſto mehr waren ſie genötigt, 
wirklich Biſchöfe von „des Apoſtoliſchen Stuhles 
Gnade“ zu werden. Doch davon abgeſehen, fehlte es 
auch anderweitig nicht an hemmenden Faktoren für 
das Staatskirchentum. Nicht zuletzt war es die Poli⸗ 
tik Metternichs, die ja im Bunde von Kirche und 
Staat einen Hauptſtützpunkt ihres Syſtems ſah, 
welches der päpſtlichen kurialiſchen Linie entgegen⸗ 
kam. Bereits hatte er Weſſenberg fallen laſſen, und 
auch in der inneröſterreichiſchen Politik neigte er 
ſichtlich nach Rom. 


Aber ungleich ſtärker noch ſetzte der Widerſtand 
gegen ein Staatskirchentum von einer anderen 
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Seite ein. Der Ultramontanismus, der in Frank⸗ 
reich als geiſtige Strömung zur Macht gelangt war 
und dort eine lebhafte Propaganda betrieb, fand 
auch in Deutſchland Eingang und richtete hier ſeine 
Stützpunkte ein. Ein ſolcher ultramontaner Stütz⸗ 
punkt wurde bereits 1812 in Eichſtätt eingerich- 
tet, der nachher eine lebhafte Tätigkeit gegen das 
oben beſprochene Religionsedikt der bayeriſchen 
Verfaſſung entfaltete. Die Tegernſeer Erklärung 
buchte der Ultramontanismus auf ſein Konto, 
wenigſtens hieß es im Eichſtätter Paſtoralblatt: 
„Mit der Tegernſeer Erklärung war der letzte 
Wunſch unſerer Freunde erfüllt, das Konkordat fing 
an in Wirkſamkeit zu treten, und die Kirche Bayerns 


war dem gähnenden Rachen der Freimaurer und 


ihrer Verbündeten entriſſen“. 


Allein der ſtärkſte und nachhaltigſte Träger des 
ultramontanen Geiſtes wurde | 


der Jeſuitenorden, 


der 1814 unter Pius VII. wieder hergeſtellt 


wurde. Bereits 1818 wurde in Rom das Col- 
legium Germanicum wieder eröffnet, d. h. 
jene von den Jeſuiten geleitete theologiſche Hoch⸗ 
ſchule, deren Zweck es iſt, zukünftige Prieſter aus 
dem deutſchen und ungariſchen Sprachgebiet in 
römiſch⸗jeſuitiſchem Geiſte jahrelang zu erziehen und 
zu unterrichten. * Zu 
Aus dieſen „Germanikern“ werden in 
Deutſchland und Ungarn die zukünftigen Biſchöfe 
und Theologieprofeſſoren genommen. Auf dieſe 
Weiſe iſt ſichere Gewähr gegeben für eine Durch- 
dringung des Volkes im jeſuitiſch-ultramontanen 


— 


Geiſt. * 


Ein Vorkommnis, durch das Staat und Kirche 

in Gegenſatz zueinander gerieten, war im Jahre 

1837 der ſogenannte | = | 
Kölner Kirchenſtreit. 

Die ſchon lange beſtehenden konfeſſionellen 
Gegenſätze zwiſchen der proteſtantiſchen und katho⸗ 
liſchen Kirche hinſichtlich der „Miſchehenfrage“ 
(die Kirche verſteht unter Miſchehen nur die Trau⸗ 
ung von Ehegatten mit verſchiedenen Glaubens⸗ 
bekenntniſſen, alſo richtig glaubensverſchiedene oder 
konfeſſionsverſchiedene Ehen. Schriftltg.), wonach die 
römiſche Kirche die kirchliche Einſegnung nur vor⸗ 
nahm, wenn die Erziehung ſämtlicher Kinder in 
der katholiſchen Religion vertraglich geſichert war, 
wollte die preußiſche Regierung durch ſtaatsgeſetz⸗ 
liche Regelung aus der Welt ſchaffen, und zwar 
dahingehend, daß alle ehelichen Kinder in der 
Religion des Vaters zu erziehen ſeien und daß kein 
Ehegatte den andern durch Vertrag zur Abweichung 
von dieſer geſetzlichen Vorſchrift verleiten dürfe. 
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Dieſe urſprünglich nur für den Oſten geltende Ver⸗ 
fügung wurde durch königliche Kabinettsorder 1825 
auch auf die weſtlichen Provinzen übertragen. Die 
Biſchöfe wichen hier zunächſt einem Kampf aus. 
Durch das Verhalten vieler Pfarrer jedoch, die 
unter Berufung auf das kanoniſche Recht vielfach 
die kirchliche Einſegnung entgegen den ſtaatlichen 
Beſtimmungen verweigerten, kam es zu einem offe⸗ 
nen Widerſtand gegen eine ſtaatliche 


Anordnung. Die nunmehr eingeleiteten Ver⸗ 


handlungen zwiſchen der preußiſchen Regierung und 
der Kurie durch den preußiſchen Geſchäftsträger in 
Rom — Bunſen — führten zu dem päpſtlichen 
Breve vom 25. März 1830 an die Biſchöfe von 
Köln, Trier, Paderborn und Münſter, wonach die 
römiſchen Geiſtlichen gehalten waren, falls von den 
Eheſchließenden das Verſprechen katholiſcher Kinder— 
erziehung nicht erreicht werden könnte, lediglich die 
paſſive Aſſiſtenz zu leiſten, d. h. die eingegangenen 
konfeſſions⸗ oder glaubensverſchiedenen Ehen zwar 
als gültig anzuerkennen, jedoch die ausdrückliche 
Erteilung des kirchlichen Segens zu verweigern. 
Die preußiſche Regierung gab ſich damit nicht zu⸗ 
frieden, ſondern regelte nun ihrerſeits die ſtrittige 
Frage durch ein zwiſchen Preußen und dem Erz⸗ 
biſchof von Köln — Graf Spiegel — unter 
dem 19. Juni 1834 geſchloſſenes geheimes Überein⸗ 
kommen, demgemäß vom Verſprechen der katho⸗ 
liſchen Kindererziehung abzuſehen ſei und trotzdem 
die eigentliche kirchliche Einſegnung ſtattzufinden 
habe. Ein Jahr nach dieſer abgeſchloſſenen Kon⸗ 
vention ſtarb Graf Spiegel, und ſein Nachfolger 
Droſte-Viſchering, ein ſchlichter in asketiſcher 
Abgeſchloſſenheit lebender Mann, ſuchte einen 
Widerſpruch mit dem Geheimabkommen zu ver⸗ 
meiden. Nachdem aber inzwiſchen die Konvention 
in Rom bekanntgeworden war, und der Erzbiſchof 
Droſte⸗Viſchering erklärt hatte, ſich an das Ge— 
heimabkommen nur ſoweit zu halten, als es mit 


doch nicht übereinſtimme, ſich an das Breve halten 
zu wollen, war ein Zuſammenſtoß zwiſchen Re⸗ 
gierung und Kurie unvermeidlich. Verſtärkt wurde 
dieſe Spannung noch durch das Einſchreiten des 
Erzbiſchofs gegen den katholiſchen Theologie-Pro⸗ 
feſſor Hermes in Bonn. Nachdem alle Verſuche 
einer gütlichen Verſtändigung zwiſchen Regierung 
und Erzbiſchof geſcheitert waren, wurde der Erz⸗ 
biſchof 1837 verhaftet und nach Minden abgeführt. 
Allenthalben entzündete ſich an dieſem Vorgehen 
der preußiſchen Regierung der ultramontane Wider⸗ 


ſpruch. | 


Unter dem Eindruck des Kölner Ereigniſſes 
bildete ſich in München eine ultramontane Partei, 
deren Mittelpunkt der Münchener Romantikerkreis 
unter Führung des Joſeph Görres (1776 bis 
1848) bildete. Gleichzeitig trug Görres mit ſeiner 
1837 erſcheinenden Schrift „Athanaſius“ und durch 
die ein Jahr darauf begonnene Herausgabe der 
„Hiſtoriſch⸗politiſchen Blätter“ die Gedanken des 


* 


Ultramontanismus in weite Volkskreiſe. Indeſſen 
ermangelte dieſe ultramontane Münchener Gruppe 
des eigentlichen ultramontanen Fanatismus. Was 
ſie beabſichtigten, war in der Hauptſache die Ver⸗ 
teidigung ihrer katholiſchen Kirche gegen proteſtan⸗ 
tiſche Angriffe und die Abwehr bürokratiſcher Be⸗ 
vormundung. Man muß dieſen Ultramontanismus, 
der in der Münchener Gruppe zutage trat, wohl 


auseinanderhalten von dem jeſuitiſchen Ultramon⸗ 


tanismus, der von Mainz aus auf deutſchem 
Boden allmählich ſich breit machte. Es ging 
dieſem Ultramontanismus darum, durch Volks⸗ 
agitation die öffentliche Meinung zu 
beeinfluſſen und durch die öffentliche 
Meinung Einfluß auf den Staat und 
— wenn nötig — auch auf die Biſchöfe 
auszuüben. Es iſt ja ſchon mehr als einmal der 
Fall geweſen, daß Rom durch die Maſſen ſeine 
Ziele und Pläne durchgeſetzt hat. 


Es werden jetzt die | 
katholiſchen Vereine 


gegründet, die — immer weiter organiſatoriſch aus⸗ 
greifend — ſpäter im Zentrum ſich ihren politiſchen 
Ausdruck dem Staate gegenüber ſchaffen. So ent⸗ 
ſtand 1846 auch der erſte katholiſche Geſellenverein 


von Adolf Kolping. Die Preſſe wurde ſchon 


ſehr bald in Form von Volksblättern in den Dienſt 
der ultramontanen Beſtrebungen geſtellt. Es ent⸗ 
ſtand jener unſelige Typ des politiſchen Geiſtlichen, 
der ſeinen erhabenen Prieſterberuf zu politiſchen 
Zwecken miß brauchte. Leben und Planmäßigkeit 
kam in dieſe ultramontanen Beſtrebungen durch die 
Enzyklika Pius IX. „quanta cura...“ mit 
dem Syllabus vom 8. Dezember 1864, der feinem 
Weſen nach nichts anderes bedeutete als die Kampf⸗ 
anſage an den modernen Staat, ja an die 


geſamte moderne Kultur. 
dem päpſtlichen Breve übereinſtimme, ſoweit es je⸗ 


Noch einmal ſchien das päpſtliche Mittelalter 
lebendig werden zu wollen. Der Syllabus iſt 
nämlich eine in kurzen, knappen Sätzen gehaltene 


Zuſammenſtellung des päpſtlich⸗mittelalterlichen 
Glaubens- und Rechtsſyſtems, ein Verſuch, die 


mittelalterlichen Weltbeherrſchungsanſprüche eines 
Bonifaz VIII. (1294 1303) auch im 19. Jahr- 
hundert zur Geltung zu bringen. Dem römiſchen 
Papſt zu gehorchen iſt demnach die erſte 
Pflicht des katholiſchen Staatsbürgers; 
wie er damit die Pflichten gegen den Staat 
vereinigen ſoll, iſt eine Frage, die in 
zweiter Linie kommt. Eine Broſchürenflut zur 
Erklärung des Syllabus ging über Deutſchland 
nieder, beſonders war es die 1869 gegründete 
Jeſuitenzeitſchrift „Stimmen aus Maria- 


Laach“, die den Syllabus eingehend erörterte. 


Auf der Generalverſammlung des katholiſchen Ver⸗ 
eins zu Trier 1865 wurde der Syllabus „als die 
größte Tat des Jahrhunderts und vielleicht vieler 


Jahrhunderte“ gefeiert. Derſelbe Papſt Pius IX., 
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A. 18. Juli 1870 ſprach das jefuitifche Vatinaniſche Konzil fein Schlupbehenntnis: „Bit 
lehren und erklären, daß nach der Anordnung des Herrn die römiſche Kirche über alle anderen 
den Vorrang der ordentlichen Amtsgewalt innehat.. daß das Urteil des apoſtoliſchen 
Stuhles, über welchen es heine höhere Bewalt gibt, von niemanden einer neuen Erkenntnis 
unterjogen werden darf, ſowie es auch niemanden jufteht, über deſſen Urteil ju Bericht ju 
figen“. „Der Stuhl des hl. Petrus bleibt ſtets von allem Irrtum unverfehrt“. „Wir erklären 
es als einen von Bott geoffenbarten Glaubensfat: daß der römiſche Yapft, wenn er von feinem 
Fehrftuhl aus (eg tathebra) fpricht . . , eine von der gefamten ficıhe feftzuhaltende, den Blau 
ben oder die Sitte betreffende Lehre entfcheidet, vermöge des göttlichen, im hl. Petrus ihm ver⸗ 
heißenden Beftandes, jene Unfehlbarkeit beſitzt, mit welcher der göttliche Erlöſer feine Kirche in 
Entſcheidung einer den Glauben oder die Sitte betreffenden Lehre aus 

geftattet willen wollte.. So aber jemand diefer unferer Entſcheidung, 

was Gott verhüte, ju widerſprechen wagen ſollte: der fei im Banne 


Damit iſt das römiſch⸗ſeſuitiſche Suſtem der Perſönlichheitsvernich⸗ 

tung vollendet worden. Zwar empfanden millionen treugläubiger 

Katholiken dunkel die ganze Ungeheuerlichheit diefer Selbſtvergötte⸗ 

rung eines Amtes an ſich, und einige Männer ſtanden auf, um gegen dieſe Ent⸗ 
ehrung des mlenſchen Verwahrung einzulegen. Selbst der große Stolz des Zen⸗ 
trums, Windthorſt, war immerhin mutig genug, wenigſtens unter Freunden 

das neue Unfehlbarkeitsdogma abjulehnen. 


Alfred Roſenberg 


le früher verbreitete finſchauung, daß der „Kulturkampf“ die Ant- 

wort Preußens auf das Vatikanische Romil und die dort erfolgte 
Dogmatifierung der päpſtlichen Unfehlbarkeit geweſen fei, iſt 
falſch. Urſache des von Bismarch aufgenommenen Kampfes war der 
weltliche Machtanspruch des politiſchen Katholihismus, der mit Hilfe 
der auf ein politisches Ziel gelenkten Hlaſſen dem Staat feinen Willen in 
offenſiver Form aufjujwingen ſuchte. 
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Der geniale Bauschöpfer des 19. Jahrhunderts 
Karl Friedrich Schinkel (1781-1841) 
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Ernſt Friedrich Zwirner (1802-1861) 
entwarf den Weiterbau des Doms 


Aufn.: Scherl (1), Historia-Photo (2), Stoedtner (1), RSB.-Archiv (1) 


e e e eee NE me Nacit S FF N 


’ & RR 
2 5 * 523 1 u 
* „es N N 
8 1 „ re 
* 27 3 7 „ 1 — * u 1 
* — * 2 ® * 8 4 * * 1 * 
. N wu H 1 , 24 
a ze Zu 2) = Su 5 Zu * ®: * 3 
7 N 2 Den rauf 7 * 3 27 1 * 
su u > wi [>25 
Er En En as RM m Mu 1 4 2 
. 1 BES m zer Fern 3 sa 4 m Er 
** 2 2 = Er 7 n - “= 2 — 
. . ri sw, wu... 3 4 1 — Er . 7 
an 95 Pak En % nz u ri — 
a 5 Deen — af een * 
27 En 4 5 7 — 8 
2 
1 


1 2. 5 
* — * 

an un © „ 
u * 
* . 2» 2 


Ft br m 
— — 


| 


— 


Grundrih des Doms 


Keen 
1434 ——E—A&— — —uv— L* = 


ee 


der den Syllabus erließ, trieb die Anſprüche 
Romas bis zu ihrer höchſten Vollendung, indem er 
im Vatikaniſchen Konzil — 

| die päpstliche Unfehlbarkeit 

zum Glaubensſatz der römiſchen Kirche machte (ſiehe 


Bildſeite 3). Dieſer Glaubensſatz der römiſchen 
Kirche von der Unfehlbarkeit des kirchlichen Lehr⸗ 


amtes — dargeſtellt durch den Papſt — enthält 


zugleich die dogmatiſch feſtgelegte Alleinherrſchaft 
des Papſtes in der römiſchen Weltkirche. 


Vergebens haben die deutſchen Biſchöfe gegen 
dieſen Glaubensſatz ſcharfe Verwahrung eingelegt. 
Nach ihrer Anſchauung war dieſes Dogma — theo⸗ 
logiſch geſehen — nicht nur Bruch mit einer tauſend⸗ 
jährigen kirchlichen Vergangenheit, ſondern auch 
eine Zentraliſierung der Kirche, welche die Biſchöfe 
zu Angeſtellten Roms herabwürdigte. Ihr Wider⸗ 
ſpruch konnte ſich aber angeſichts der geſchloſſenen 
jeſuitiſchen Kampflinie auf dem Konzil nicht durch⸗ 
ſetzen, konnte ſich um ſo weniger durchſetzen, als man 
ſtaatlicherſeits die Lehrſätze des Vatikaniſchen Kon⸗ 
zils als eine die Staatsintereſſen nicht berührende 
reine Kirchenangelegenheit betrachtete. Obwohl auch 


Bismarck von führenden katholiſchen Perſönlich⸗ 


keiten, darunter Biſchof von Ketteler, dem Kar⸗ 
dinal Hohenlohe und deſſen Bruder, dem bayeri⸗ 
ſchen Miniſterpräſidenten Fü rſt Hohenlohe, ein⸗ 
dringlich auf die ſtaatsrechtliche Bedenklichkeit dieſes 
neuen Dogmas hingewieſen worden war, wies er alle 
Warnungen zurück. Es iſt unwahr, zu behaupten, 
daß Bismarck dieſer von Rom begonnenen Aktion 
gegen den Staat zunächſt anders als völlig gleich⸗ 


gültig gegenübergeſtanden hätte. Auch die durch 


innerkirchliche Oppoſition gegen das neue Dogma 
entſtandene altkatholiſche Bewegung, die zur 
Gründung der altkatholiſchen Kirche in Deutſchland 
führte, fand von ſeiten des Staates kein Ver⸗ 
ſtändnis. 

Als aber dem neugegründeten Reich Bismarcks 
ein geſchloſſener politiſcher Machtfaktor — das 
1870 mitten im Kriege gegründete ultramontane 
Zentrum — entgegentrat, da entſtand jene Aus⸗ 
einanderſetzung zwiſchen Staat und Kirche, die als 
ſogenannter „Kulturkampf“ in die Geſchichte ein⸗ 
gegangen iſt. Der Ausdruck ſtammt von Virchow 
aus einem Wahlaufruf der Fortſchrittspartei 1873. 


Der „Kulturkampf“ 


Der Gegenſatz zwiſchen dem nationalen Staat 
Bismarcks und der übernationalen Kirche, die im 
Vatikaniſchen Konzil die Kräfte neu geſam⸗ 
melt hatte, prallte ſchon gleich bei der erſten Reichs⸗ 
tagsſitzung 1871 (ſiehe mittlere Bildſeite Juni⸗Folge 
6/1937. Schriftlig.) aufeinander. In einer an den 
Kaiſer gerichteten Adreſſe war zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, daß die Reichsregierung jeder diplomatiſchen 
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Vertrauensbrüche aufgehoben. 


Stellungnahme oder gar Einwirkung zugunſten des 
Papſtes, deſſen Kirchenſtaat 1870, wenige Wochen 
nach der Verkündigung der Unfehlbarkeit, von den 
Truppen Garibaldis eingenommen worden war, ſich 
enthalten werde. Das Zentrum mit ſeinen zunächſt 
nur 57 Abgeordneten bekämpfte dieſe Feſtſtellung 
und verlangte im Gegenteil auf Grund einer am 
12. Oktober 1870 in Fulda abgehaltenen Katho⸗ 
likenverſammlung eine Intervention des Reiches 
zugunſten des Kirchenſtaates. Innen⸗ und außen⸗ 
politiſch ſah Bismarck in der Zentrums- 
partei einen Gegner des neuen Reiches. 
Saß doch unter den erſten Zentrumsabgeordneten 
u. a. auch jener bayeriſche Ultramontanenführer 


Jörg, der im Juli 1870 die Neutralität Bayerns, 


im Januar 1871 den Nichtanſchluß Bayerns an 
das Deutſche Reich beantragt hatte. Bismarcks 
Vorſtellung bei der Kurie, dem feindlichen 
Auftreten des Zentrums gegen das Reich Einhalt 
zu gebieten, war ohne Erfolg. Daraufhin wurde 
durch eine königliche Kabinettsorder vom 18. Juni 
1871 die katholiſche Abteilung des Kul- 
tusminiſteriums nach der Feſtſtellung zahlreicher 
Dieſe katholiſche 
Abteilung des Kultusminiſteriums war 1841 nach 
Beendigung der Kölner Wirren ſeinerzeit einge⸗ 
richtet worden, um eine eee 
„won gegenſeitigem Wohlwollen und Vertrauen 
getragene Zuſammenarbeit zwiſchen Staat und 
Kirche zu fördern und eine verſtärkte Bürgſchaft 
für die gründliche und vielſeitige Beratung der 
katholiſchen Kirchenfragen zu gewinnen und zu 
geben“. Mn je 5; 
Allein dieſe katholiſche Abteilung hatte ſich in 
Wirklichkeit zu einem „Rom unter den Linden“ 
ſowie auch zu einer Zentralſtelle der damals ohnehin 
ſchon leidenſchaftlich umkämpften polniſch⸗katholi⸗ 


ſchen Intereſſen entwickelt. Mit der Aufhebung 


dieſer katholiſchen Abteilung im Kultusminiſterium 
war der „Kulturkampf“ eingeleitet. 


Noch im gleichen Jahr wurde dem Strafgeſetz⸗ 
buch des Reiches auf Bayerns Vorſchlag hin der 
Kanzelparagraph, d. h. eine Verordnung gegen 


den Mißbrauch der Kanzel zu politiſchen Zwecken, 


eingefügt, und Kultusminiſter Falk (ſiehe Bild) 
wurde beauftragt, „die Rechte des Staates der 
Kirche gegenüber herzuſtellen “. Dieſem Zwecke dien⸗ 
ten die kirchenpolitiſchen Geſetze der kommenden 
Jahre, die eine grundſätzliche Grenzregulierung 
zwiſchen Staat und Kirche beabſichtigten und dar⸗ 


über hinaus eine allſeitige Regelung der Staat und 


Kirche zugleich betreffenden Angelegenheiten in Aus⸗ 


ſicht nahmen. Die Zuſtände verſchärften ſich, als 


die Kurie die Ernennung des Kardinals Hohen- 
lohe zum Botſchafter des Deutſchen Reiches beim 


Vatikan zurückwies (2. Mai 1872). Damals, am 


14. Mai 1872, ſprach Bismarck im Reichstag 


fein berühmtes Wort: „Seien Sie außer Sorge, 
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nach Canoſſa gehen wir nicht, weder körperlich noch 
geiſtig!“ Die deutſche Botſchaft blieb daraufhin 


zunächſt unbeſetzt, um im Dezember 1874 gänzlich 


aufgehoben zu werden. Damals, am 5. Dezember 
1874, erklärte Bismarck im Reichstag: er ſei voll⸗ 
ſtändig in der Lage, Zeugnis ablegen zu können, 
„daß der Krieg 1870 im Einverſtändnis mit der 


römiſchen Politik gegen uns begonnen iſt und daß 


an dem franzöſiſchen Kaiſerhofe gerade die römiſch⸗ 
politiſchen jeſuitiſchen Einflüſſe den eigentlichen Aus⸗ 
ſchlag gaben für den kriegeriſchen Entſchluß“. 

Als das „Jeſuitengeſetz“ die Tätigkeit des 
Jeſuitenordens verbot, fernerhin die Ordensmit— 
glieder aus den Lehrſtellen von öffentlichen Schulen 
entfernt wurden, wurde von kirchlicher Seite der 
paſſive Widerſtand gegen die Staats— 
geſetze proklamiert, den Pius IX. nachträglich 
guthieß. Dadurch war der Staat gezwungen, auf 
dem Wege des Zwanges ſeine Anordnung durch⸗ 
zuführen. Der Papft wandte ſich im Auguſt 1873 
perſönlich an Kaiſer Wilhelm I. und brachte in 
ſeinem Brief zum Ausdruck, als wüßte der Kaiſer 
nicht um die Geſetzgebung ſeiner Regierung; u. a. 
heißt es in dem Brief: „Jeder, welcher die Taufe 
empfangen hat, gehört in irgendeiner Beziehung 
oder auf irgendeine Weile dem Papſte an.“ Der 


Kaiſer erwiderte: „Nach der Verfaſſung meiner 


Staaten kann ein ſolcher Fall nicht eintreten, da 
die geſetzgebenden Regierungsmaßnahmen in Preußen 
meiner landesherrlichen Zuſtimmung bedürfen. Zu 


meinem tiefen Schmerze hat ein Teil meiner katho⸗ 


liſchen Untertanen ſeit zwei Jahren eine poli- 
tiſche Partei organiſiert, welche den in 
Preußen ſeit Jahrhunderten beſtehenden 


konfeſſionellen Frieden durch ſtaats- 


feindliche Umtriebe zu ſtören ſucht. Leider 
haben höhere katholiſche Geiſtliche dieſe Bewegung 
nicht nur gebilligt, ſondern ſich ihr bis zur offenen 
Auflehnung gegen die beſtehenden Landesgeſetze 
angeſchloſſen. Der Wahrnehmung Eurer Heiligkeit 
wird nicht entgangen ſein, daß ähnliche Erſcheinun⸗ 
gen ſich gegenwärtig in der Mehrzahl der euro- 
päiſchen und in einigen überſeeiſchen Staaten 
wiederholen.. Noch eine Äußerung in dem 
Schreiben Eurer Heiligkeit kann ich nicht über⸗ 
gehen, wenn ſie auch nicht auf irrigen Bericht⸗ 
erſtattungen, ſondern auf Eurer Heiligkeit Glauben 
beruht, die Außerung nämlich, daß jeder, der die 
Taufe empfangen hat, dem Papſte angehöre. Der 
evangeliſche Glaube, zu dem ich mich, wie 
Eurer Heiligkeit bekannt fein muß, gleich 
meinen Vorfahren und mit der Mehrheit 
meiner Untertanen bekenne, geſtattet ung 
nicht, in dem Verhältnis zu Gott einen 
anderen Vermittler als unſern Herrn Je- 
ſum Chriſtum anzuerkennen.“ 

Schon vorher hatte ſich der Papſt gelegentlich in 
einer Audienz der deutſchen Pilger dahin geäußert: 
„Wir haben es mit einer Verfolgung zu tun, die 
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— von langer Hand vorbereitet — ſich jetzt aus⸗ 
breitet. Es iſt der erſte Miniſter einer mächtigen 
Regierung, der nach ſeinen ſiegreichen Erfolgen im 
Felde ſich an die Spitze der Verfolgung geſtellt hat. 
Stehen wir feſt im Vertrauen, halten wir in Ein⸗ 
tracht zuſammen! Wer weiß, ob nicht bald das 
Steinchen aus der Höhe ſich loslöſt und den Fuß 
des Koloſſes zerſchmettert.“ 


Der Kampf erreichte ſeinen Höhepunkt, als nach 
dem Attentatsverſuch des zentrümlichen Böttcher⸗ 


geſellen Kullmann auf Bismarck in Kiſſingen 


eine päpſtliche Enzyklika 1874 in ſchroffſter Form 


das kanoniſche Recht als übergeordnet darſtellte und 


die preußiſchen Geſetze für ungültig erklärte. Der 
ſtaatliche Gegenſchlag gegen dieſe päpſtlichen Ver⸗ 
lautbarungen war das ſogenannte Sperrgeſetz, 
wonach die ſtaatlichen Leiſtungen für die römiſch⸗ 
katholiſchen Bistümer geſperrt wurden und außer⸗ 
dem verſchärfte Maßnahmen gegen die ultramon⸗ 
tane Preſſe und Vereine erfolgten. 


Der Umſchwung Br N 


der Dinge erfolgte, als von beiden Seiten das Be⸗ 
dürfnis nach einer friedlichen Beilegung des Strei⸗ 
tes immer größer wurde. Es war der Zeitpunkt, 
an dem die heraufſteigende marxiſtiſche Gefahr den 
Leitern des Zweiten Reiches als das dringlichere 
Problem erſchien und die ultramontanen Fragen mehr 
in den Hintergrund drängte, und als nach dem Tode 
Pius IX. 1878 deſſen gewandter Nachfolger 
Leo XIII. die abgebrochenen Beziehungen wieder 
aufnahm und Verhandlungen mit Bismarck ein⸗ 
leitete, welche allmählich zum Abbau der ſogenannten 
Kulturkampfgeſetzgebung führten. Über fie hatte 


Bismarck erklärt: „Es handelt ſich um die Ver⸗ 


teidigung des Staates; es handelt ſich um die 
Abgrenzung, wieweit die Prieſterherrſchaft und 
wieweit die Königsherrſchaft gehen ſoll, und dieſe 
Abgrenzung muß ſo gefunden werden, daß der 
Staat ſeinerſeits dabei beſtehen kann. Denn im 
Reiche dieſer Welt hat er das Regiment und den 
Vortritt!“ * * 
Der „Kulturkampf“ war die bedeutungsvollſte 
Erſcheinung in der Auseinanderſetzung zwiſchen 
Staat und Kirche im 19. Jahrhundert. Das vom 
Staat beabſichtigte Ziel einer grundſätzlichen Ord⸗ 
nung des Verhältniſſes von Staat und Kirche iſt 
nicht erreicht worden, konnte nicht erreicht werden, 
weil auf ſeiten des Staates die Frontlinie viel zu 
wenig einheitlich ausgerichtet war. Die Vermen⸗ 
gung ſtaatlicher und konfeſſionell⸗proteſtantiſcher In⸗ 
tereſſen ließ den Staat die Kraft und die Eigenart 
des ultramontanen Gegners verkennen. 
Anderſeits iſt auch der „Kulturkampf“ nicht ohne 
Nutzen geweſen. Er hat im Gegenteil manche Er⸗ 
rungenſchaft gebracht, die längſt zur Selbſtverſtänd⸗ 
lichkeit geworden iſt. Auch hat der Ultra⸗ 
montanismus im „Kulturkampf“ einſehen 
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müſſen, daß das deutſche D 


Blut noch zu wach iſt, als 
daß es die päpſtlichen 
Machtanſprüche, wie fie 
im Syllabus ſich aus⸗ 
geſprochen finden, ruhig 
hinnehmen würde. 1 


Eine Art „Kulturkampf“ 
war auch die gegen Ende des 
Jahrhunderts in Oſterreich ent- 
ſtehende N 


„Los⸗von⸗Rom“⸗Bewegung. 


Die ſkrupelloſe Politik des 
Hauſes Habsburg wollte 
aus Oſterreich einen ſlawiſchen 
Staat machen. Eines der 
Mittel, dieſe antideutſche Poli⸗ 
tik zu verwirklichen, war der 
Einſatz des tſchechiſchen Kle 
rus. Es erfolgte im deutſch⸗ 
ſprachigen Oſterreich eine Art 
Invaſion des tſchechiſchen Kle- 
rus, der mit ſeelſorglichen 
Mitteln antideutſche Politik be- 
trieb. Mit Recht forderte die 
deutſchdenkende und deutſch⸗ 
empfindende Bevölkerung, die 
ſich in der „Alldeutſchen Be⸗ 


wegung“ unter ihrem Führer — ur 
einer der bedeutfamften Minifter des zweiten Reiches 


Was Bismarck in der Richtung feftlegte, das brachte er als Aultusminifter und 
Juriſt in die ſtaatsre 
digkeit auf dem Boden nationaler Bildung gewähren“ Jollte 


Schönerer (ſ. a. Schulungs⸗ 
brief Mai 1937. Schrift⸗ 
leitung!) zum Widerſpruch ge⸗ 
gen die antideutſche, habsbur⸗ 
giſche Politik eine organiſato⸗ 
riſche Form gegeben hatte, die 
Unterſtützung und Hilfe des deut⸗ 


ſchen Klerus. Allein diefer hatte für den Kampf um 


das Deutſchtum in Oſterreich weder Sinn noch 
Verſtändnis. An dieſer Tatſache nun entzündete ſich 
die 1897 in Innsbruck offiziell gegründete „Los- 
von⸗Rom“⸗Bewegung, denn nach der Meinung 
Schönerers lag die tiefſte Urſache dieſes Verſagens 
des deutſchen Klerus an der internationalen Leitung 
der Kirche, die für den Kampf um das Deutſchtum 
kein Organ habe. Mit Hilfe des reichsdeutſchen 
Proteſtantismus (Evangeliſcher Bund, Guſtav⸗ 
Adolf⸗Verein) kam eine neue Reformation zur 
Durchführung, die der römiſchen Kirche empfindliche 
Verluſte beibrachte. Erſt verhältnismäßig ſpät ſetzte 
auch eine neue „Gegenreformation“ ein, die bis 
heute noch nicht zum Abſchluß gekommen iſt. Wie 
der „Kulturkampf“ in Deutſchland innerlich krankte 
am Mangel der ſauberen Scheidung der Fronten 
und an der mangelnden Unterſcheidung zwiſchen 
politiſchen und religiöſen Kräften, ſo iſt dasſelbe 
auch für die „Los⸗von⸗Rom“-Bewegung zutreffend. 


— 
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chtliche Form, die „Der Geiftlihkeit die Selbſtän- 


Nach einem Schnitt für den RSB. von I. St ra ub 


Der „Kulturkampf“ iſt längſt vorüber. Die 
Fronten haben ſich inzwiſchen mehr und mehr ge⸗ 
klärt. Wir wiſſen heute, daß „Kulturkampf“ und 
„Los⸗von⸗Rom“⸗Bewegung Epiſoden geweſen find 
in der großen weltgeſchichtlichen Auseinanderſetzung 
zwiſchen national-ſelbſtbewußtem Staat und inter⸗ 


nationaler römiſcher Weltkirche. 


Vorüber ſind in Deutſchland die Zeiten, wo es 
dem politiſchen Katholizismus möglich war, den 
Begriff „Kulturkampf“ als immer wieder auf- 
peitſchendes Signal in die Maſſen zu werfen, wenn 
irgendwo etwas nicht ſo ging, wie man es wollte. 
Heute kann man ſich nicht mehr zuflüſtern: „Was 
Bismarck nicht erreichte, das wird auch Hitler 
nicht gelingen!“ Heute weiß die überwältigende 
Mehrheit des ganzen Volkes, daß nicht irgendeine 
konfeſſionelle Abſicht oder ein rein ſtaatsrechtlicher 
Geſichtspunkt, ſondern allein der heilige Wille, nur 
dem Volkswohl zu dienen, der Ausgangspunkt 
aller ſtaatlichen Maßnahmen iſt, auch ſolcher, die 
dem ehemaligen Zentrumsanhänger Kopfſchmerz und 
Zähneknirſchen bereiten. 
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im neunzehnten Jahrhundert 


Proteſtantiſche Staatsauffaſſungen 
im 16. und 17. Jahrhundert 


Die proteſtantiſche Staatsauffaſſung iſt nicht ein⸗ 
heitlich. Nach Luther hat die weltliche Obrigkeit 
göttliche Autorität, da in der Obrigkeit Gott ge⸗ 
bietend und richtend dem Menſchen gegenüber wirkt. 
Dabei iſt es nicht nötig, daß dieſe Obrigkeit ihre 
Legitimität nachweiſt, um Obrigkeit ſein zu können. 
„Es liegt Gott nichts daran, wo ein Reich her⸗ 
kommt, er will's dennoch regiert haben!“ Das iſt 
Luthers patriarchaliſche Auffaſſung von der Obrig⸗ 
keit. Sie gehört „in den Vaterſtand“ und ſoll 
daher ein „väterlich Herz gegen die Ihren tragen“. 


Da die Obrigkeit unmittelbar von Gott um der 


Sünde willen geſetzt iſt und ihm unmittelbar unter⸗ 
ſteht, darf ſich ihr gegenüber niemand außer Gott 
allein als Richter aufſchwingen. Empörung gegen 
die Obrigkeit, Revolution würde ein Eingriff in die 
Richtergewalt Gottes fein. Dieſe Geborfamspflicht 
gilt daher auch dann, wenn die Obrigkeit Unrecht 
tut. Die Obrigkeit bleibt deſſen ungeachtet für 
Luther dennoch anzuerkennen, auch dann, wenn ſie 
etwas zu tun befiehlt, was Sünde wider Gott iſt. 
In dieſem Falle darf ihr der Gehorſam verwei⸗ 
gert werden, ohne jedoch aktiven Widerſtand zu 
leiſten. Man muß dann aber auch bereit ſein, die 
Folgen des Ungehorſams zu tragen, d. h. die Stra⸗ 
fen der Obrigkeit zu erdulden, falls man es nicht 
vorzieht, auszuwandern. Selbſt einer Obrigkeit, die 
Land und Volk zugrunde richtet, muß gehorcht 
werden; ſie muß erlitten werden als eine Strafe 
Gottes, die wir dann eben angeſichts unſerer vielen 
Sünden längſt und immer verdient hätten. 


Die Kirche hat nach Luther keinerlei irdiſche 
Machtanſprüche zu ſtellen. Ihre Aufgabe iſt 
allein die Verkündigung des Wortes Gottes. Der 
Staat ſoll hierbei für eine ungehinderte Wortver⸗ 
kündigung die ſtaatsrechtlichen Vorausſetzungen 
ſchaffen. Mehr zu tun und mehr zu ſein, ſteht 
nach Luther dem Staat nicht zu. 


Wenn Calvin mit Luthers Staatsauffaſſung 
auch in vielem übereinſtimmt, ſo begegnen uns bei 
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ihm, alfo dem reformierten Proteftäntis- 
mus, doch zwei bedeutſame Unterſchiede: 
Der eine Unterſchied von Luther iſt der, daß nach 
Calvin der Staat gegenüber der Kirche nicht felb- 
ſtändig iſt. Weiterhin fordert Calvin Gehorſams⸗ 
verweigerung gegenüber dem „tyranniſchen“ Staat. 
Auf Grund dieſer Anſchauungen bedeutet der re⸗ 
formierte Proteſtantismus leicht eine Quelle des 
Konflikts mit der Staatsgewalt. 


Die mit den Wiedertäufern beginnende Sekten⸗ 
bewegung, die heute ihre Hauptanhängerſchaft in 
der angelſächſiſchen Welt hat, aber auch auf Deutſch⸗ 
land nicht ohne Einfluß geblieben iſt, ſieht — wenn 
auch jeweils mehr oder minder abgeſchwächt — den 
Staat im Grunde als etwas Teufliſches, mindeſtens 
aber Ungöttliches, an. Eine aktive Teilnahme am 
Leben des Staates oder eine poſitive Stellung zum 
Staat wird demgemäß als Sünde oder Unfrömmig⸗ 
keit empfunden. Dieſer Mentalität entſpricht es, 
wenn man dem Staat gegenüber Steuern, Eid und 
Kriegsdienſt verweigert. In raſſiſcher Beziehung 
ſieht man gerade in den Sekten alles, was Men⸗ 
ſchenantlitz trägt, als gleich an. In Deutſchland hat 
dieſe Sektenideologie naturgemäß ihre Stütze am 
reformierten Proteſtantismus. 


Wenn wir nun die Entwicklung der für Deutſch⸗ 
land charakteriſtiſchen lutheriſchen Staatsauf⸗ 
faſſung weiter verfolgen, ſo müſſen wir feſtſtellen, 
daß, während Luther noch von einem lebendigen 
Nationalgefühl bewegt war, der Staatslehre des 
nachfolgenden Zeitalters, alſo der Zeit der luthe⸗ 
riſchen Orthodoxie, jede Beziehung des Staates auf 
das Volk fehlt. Sah und erlebte Luther (nicht zu⸗ 
letzt infolge der Bedrohung des Reiches durch die 
Türken — ſiehe Sch.⸗Br. 12/36) Deutſchland noch 
als eine politiſche Einheit, ſo war das für die nach⸗ 
folgenden Geſchlechter nicht mehr der Fall. Das 
politiſche Leben Deutſchlands verzettelte ſich in den 
Sonderintereſſen vieler Einzelſtaaten und Dynaſtien, 
die die Bindung an das Volk immer mehr verloren. 
Ahnliches gilt auch von der Theologie. Sie redet 
vom Staate und ſeinen Untertanen und demgemäß 
von den Pflichten der Obrigkeit gegenüber ihren 
Untertanen und umgekehrt. Als deutſche Gebiete 
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unter ausländiſche Herrſchaft kamen, erſchien es den 
Theologen als eine Selbſtverſtändlichkeit, daß eine 
Fremdherrſchaft ebenfalls eine rechtmäßige Obrigkeit 
im Sinne der Äußerungen des Apoſtels Paulus im 
Römerbrief, Kapitel 13, und der Reformatoren 
ſei. Eine Staatslehre ohne den Volksgedanken er⸗ 
wies ſich jedoch als unmöglich und eine Neuorien⸗ 
tierung als notwendig, als nach 1806/07 das na⸗ 
tionale Erwachen des deutſchen Volkes, in Dichtung 
und Philoſophie bereits vorbereitet, anhob. Hier 
ging es nicht mehr um die Exiſtenz von Staaten, 
ſondern des deutſchen Volkes. 


Rirchenregiment und Kicchenverfaffung 


Luther lehnte das römiſche Dogma vom gött⸗ 
lichen Kirchenrecht ab. Seine größte demonſtrative 
Tat in dieſer Richtung iſt die Verbrennung des 
römiſchen Kirchenrechts vor dem Elſtertore zu 
Wittenberg. Eine Art landesherrliches Kirchen⸗ 
regiment hatte ſich ſchon vor Luthers Auftreten 
durchgeſetzt. Den lutheriſchen Reformatoren er⸗ 
ſchien das Kirchenregiment als ein Teil des all⸗ 
gemeinen Regierungsamtes der Obrigkeit. Da es 
nach ihrer Überzeugung den Pfarrern nicht zukomme, 
Recht zu ſprechen und Geſetze zu erlaſſen, überließen 
ſie die Leitung des Kirchenregimentes der weltlichen 
Obrigkeit, d. h. dem Landesherrn. Die kirchlichen 
Behörden und Beamten leiteten demgemäß ihre 
Vollmacht vom Landesherrn ab, von deſſen Zuſtim⸗ 
mung oder Ermächtigung nur ihre Anordnungen und 
Urteile einen rechtlichen Charakter erhielten. Die 
Kirche als ſelbſtändiges Gebilde verſchwand und 
ging auf im Staat. Der geſchichtliche Anknüpfungs⸗ 
punkt für die Geſtaltung der lutheriſchen Kirchen⸗ 
verfaſſung war die im Gegenſatz zu der unorga⸗ 
niſchen römiſchen Zentraliſierung und Vereinheit⸗ 
lichung ſtehende nationalkirchliche Idee ge⸗ 
weſen. 


Calvin hielt ſeinerſeits inſofern an der rö⸗ 
miſchen Überlieferung feſt, als er das Recht des 
Staates auf das Kirchenregiment beſtritt, für die 
„Erwählten“ das Recht auf Selbſtregierung for⸗ 
derte und gemäß dem bibliſchen und apoſtoliſchen 
Vorbild beſondere kirchliche Organe ſchuf (Pres⸗ 
byterien, Konſiſtorien, Synoden, Klaſſikalkonvente). 
Mach Calvin iſt Chriſtus allein das Oberhaupt 
der Kirche. Da Calvin den römiſchen Gedanken der 
göttlichen Stiftung der Kirche aufrechterhielt, be⸗ 
ſtritt er nicht (wie Luther) das Kirchenrecht über⸗ 
haupt, ſondern nur das ſeiner Meinung nach falſche 
und unbibliſche Kirchenrecht Roms. Zwar vermoch⸗ 
ten ſich die reformierten Beſtrebungen gegenüber der 
weltlichen Macht nirgends durchzuſetzen, aber es 
blieb in den reformierten Kirchen das 
dauernde Streben nach möglichſter Selb— 
ſtändigkeit und nach Abwehr kirchenregi⸗ 
mentlicher Handlungen des Staates. Der 
dauernde Widerſpruch gegen das ſtaatliche oder 
landesherrliche Kirchenregiment auf Grund der ve- 
formierten Kirchenordnung führte in dieſen Kreiſen 
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zu der Forderung der Trennung von Kirche 
und Staat. 


Durch den Aufbau einer kirchlichen Ge⸗ 


meindeorganiſation wurden die Kirchen⸗ 
gemeinden gegenüber den politiſchen Gemeinden ver⸗ 
ſelbſtändigt, und auch auf lutheriſchem Boden wurde 
ſchließlich eine wenn auch noch nicht vollſtändige 
ſynodale Selbſtverwaltung der Kirchen im Laufe 
des 19. Jahrhunderts geſchaffen. 


Das 19. Jahrhundert 
Stein und Arndt 


Das Erwachen des nationalen Empfindens zwang 
die Theologie zu einer Korrektur ihrer bisherigen 
Lehre von der Obrigkeit. In Weſtdeutſchland aller⸗ 
dings ſahen viele Pfarrer dieſe Notwendigkeit nicht 
ein, ſondern forderten unbeirrt in ihren Predigten 
gemäß Römer 13 zum Gehorſam gegen Napoleon 
auf. Das allgemeine Volksempfinden fühlte 
anders. Ernſt Moritz Arndt ſchrieb in ſeinem 
„Katechismus für den teutſchen Kriegs⸗ und Wehr⸗ 
mann“: „Es iſt Gottes Wille, daß alle 
Lande und Völker Deutſchlands auf- 
ſtehen, des gerechten Zorns gedenkend, 
und auf die Franzoſen und ihren Tyran⸗ 
nen ſchlagen, und ihre Ehre und Freiheit 
wiedergewinnen, welche fie von ihren Vä— 
tern geerbt... haben.“ | 


Der Freiherr vom Stein warb (im Gegen⸗ 
ſatz zu Luthers Auffaſſung, daß der der Obrigkeit 
geleiſtete Eid unverbrüchlich gehalten werden müſſe, 
es ſei denn, daß der Untertan entweder von ihm 
ausdrücklich entbunden oder gewaltſam aus dem 
Treuverhältnis herausgeriſſen werde) unter den 
deutſchen Truppen im Heere Napoleons für den 
Bruch des Fahneneides und den Übergang zu den 
Freiheitskämpfern. Damit war eine völlig neue 
Lage geſchaffen; denn Steins Haltung bedeutete 
nicht weniger als, daß die Exiſtenz und Zukunft der 
Nation die höchſte aller Bindungen ſei, die es unter 
Umſtänden ſogar erfordern kann, daß ein geleiſteter 
Fahneneid gebrochen werden muß. Die Ehre und 
Freiheit der Nation, nicht mehr die Bindung an 
die Fürſten, auch nicht mehr die Forderungen einer 
Konfeſſion, wurden nunmehr die höchſten menſch⸗ 
lichen Bindungen. Auch in Arndts Katechismus 


heißt es: „Das iſt deutſche Soldatenehre, 


daß der Soldat es tief und innerlich 
fühlt: das Land und das Volk ſollen 
unſterblich und ewig ſein, aber die 


Herren und Fürſten mit ihren Ehren 


und Schanden ſind vergänglich.“ Der 
Pflichtenkreis der Obrigkeit iſt ein anderer ge⸗ 
worden. Sie hat nicht mehr (wie nach bisheriger 
Auffaſſung) nur dafür zu ſorgen, daß ihre Unter⸗ 
tanen ein geruhiges und friedfertiges Leben führen 
können, ſondern ſie ſoll Wahrer der Ehre und 
Freiheit der Nation, in deren Dienſt ſie ſteht, 
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fein. Eine neue Staatsauffaſ⸗ 
ſung mit einem neuen Staats⸗ 
ethos war entſtanden. Der 
lutheriſche Staatsgedanke, der 
Patriarchalismus, kam in Kon⸗ 
flikt mit dem nationalen Orga⸗ 
nismusbegriff. 


Schleiermacher 


Zu den Theologen, die der 
neuen Lage gerecht zu werden 
ſich bemühten, gehört weit vor 
allen anderen Schleiermacher. 
Er ſetzte das Volk in engſte 
Beziehung zum Staate. Die 
höchſte Form des Staates und 
die höchſte politiſche Idee der 
Volkseinheit iſt der National⸗ 
ſtaat. Das Volk ſoll aus dem 
Geiſte ſeiner Vergangenheit 
heraus und ſeinem inneren We⸗ 
ſen gemäß ſeine Zukunft ge⸗ 
ſtalten. Es ſoll „um jeden 
Preis den eigentümlichen 
Sinn und Geiſt, den Gott 
der Herr ihm anerſchaffen 
hat“, beſchützen, auch gegen 
eine Obrigkeit, die ihn gefährdet 
und zerſtört. Einer Fremdherr⸗ 
ſchaft gegenüber gilt, daß die 
Menſchen „ſich zwar beu- 
gen und zur Erkenntnis 
ihrer Sünden gelangen, 
deren Dauer ſie aber 
auch ſuchen ſollen durch Anſtrengung aller 
ihrer Kräfte zu verkürzen.“ Aus der Er⸗ 
kenntnis, daß Gott die Völker in ihrer beſonderen 
Art ſchuf, ergibt ſich für Schleiermacher die 
Pflicht, um die Erhaltung der eigenen Art bis 
zum Letzten zu kämpfen. Daher müſſe ſich ein Volk 
gegen eine Fremdherrſchaft, die feine gottgegebene 
Art verletzt, erheben. Ja, Schleiermacher geht 
ſogar ſo weit, zu ſagen, daß es ſich daran, 
ob ein Bolk bereit iſt, alles für „das 
köſtliche Gut der Freiheit“ einzuſetzen, 
erft recht zeigt, ob es Gott vertraut, ob es 
gläubig ift oder nicht. So wurde Schleier— 
macher mit zum Rufer im Kampfe für die Freiheit 
von der napoleoniſchen Unterdrückung. 


Darüber hinaus kennt er allerdings ein Recht 
zur Revolution gegen die Obrigkeit nicht. Man 
dürfe nur verſuchen, auf die „Überzeugung derer, 
welche Veränderungen zu machen die Befugnis 
haben“, einzuwirken. In dieſem Sinne hat ſich 
Schleiermacher auch öffentlich für die Reform 
Steins eingeſetzt. Sollte jedoch der Staat das 
„köſtlichſte Gut“ der Gewiſſensfreiheit vernichten 
wollen, ſo bliebe kein anderer Weg als die Aus⸗ 
wanderung. Freilich, die Obrigkeit ſollte „im Geiſte 
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Friedtich Daniel Ecnft Schleiermacher (1768—1834 


Nach einem Linol.-Schnitt für den RSB. von I. Straub 


ihres Volkes“ handeln, ihre Geſetze ſollten „dem 
Geiſt und der wahren Beſtimmung des Volkes 
gemäß“ ſein, ſie ſollten den Geiſt des Volkes 
„weſentlich und unverfälſcht ausſprechen“. Schleier: 
macher macht alſo folgenden Unterſchied: in 
Sachen der eigenen Gewiſſensfreiheit 
gibt es im Notfalle nur die Auswande— 
rung, in Sachen ſeines Volkes gilt der 
Kampf bis zum Letzten gegen die Fremd— 
herrſchaft. Schleiermachers Staatsauffaſſung 
bedeutet einen Bruch mit Luthers patriarchaliſcher 
Staatsauffaſſung. Er wird damit in erheblichem 
Maße den Belangen des Volkstums, arteigenen 
Denkens und eigener Geſchichte gerecht. 


Der Unions= und Agendenftreit 


Mit der Trennung von Rom war für Luther 


auch das Problem des Nationalkirchentums 


gegeben. Der Proteſtantismus vermochte 
es jedoch nicht, die Sehnſucht des deut⸗— 
ſchen Volkes nach einer arteigenen 
deutſchen Nationalkirche zu erfüllen. So 
beſchränkte man ſich darauf, wenigſtens die beiden 
evangeliſchen Konfeſſionen zu vereinigen. Dieſe 
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Beſtrebungen wurden begünſtigt durch die Er⸗ 


weichung der konfeſſionellen Gegenſätze im Zeit⸗ 


alter des Pietismus und der Aufklärung. Daß 
dieſe Unternehmungen auf eine Annäherung oder 
Vereinigung wenigſtens der beiden evangeliſchen 
Konfeſſionen durchaus angebracht waren, wird 
einem begreiflich, wenn man ſich vor Augen hält, 
daß z. B. der ſonſt ſo lutheriſche Geiſtliche und 
Liederdichter Paul Gerhardt von den Calvi⸗ 
niſten erklärte, daß er ſie „nicht für Chriſten 
halten“ könne. U 

Durch den Augsburger Religionsfrie⸗ 
den von 1555 war den Landesherren der Anſpruch 


auf das Kirchenregiment aller Religionsgeſellſchaften 


zuerkannt worden. Er gab den Landesherren die 
Möglichkeit, z. B. für die lutheriſchen und refor⸗ 
mierten Gemeinden, gemeinſame kirchenregiment⸗ 
liche Behörden zu ſchaffen. Eine ſolche Behörde 
war in Preußen das Geiſtliche Departement. 
Daneben hatten ſie aber auch das Recht, durch ge⸗ 
ſetzliche Maßnahmen ſchädliche Folgen der konfeſ⸗ 
fionellen Gegenſätze zu verhindern. In dieſem 
Sinne beſtimmte z. B. der Paragraph 39, II, II 
des preußiſchen Allgemeinen Landesrechtes: „Pro⸗ 
teſtantiſche Kirchengeſellſchaften des Augsburger 


Bekenntniſſes (als ſolche galten ſeit 1648 auch die 


deutſchen Reformierten) ſollen ihren Mitgliedern 
die Teilnahme an ihren eigentümlichen Religions⸗ 
handlungen nicht verſagen, wenn dieſelben keine 
Kirchenanſtalt ihrer eigenen Religionspartei in der 
Nähe haben.“ Einen Schritt weiter bedeutete die 
Steinſche Reform in Preußen, indem ſie das 
Lutheriſche Oberkonſiſtorium und das Reformierte 
Kirchendirektorium beſeitigte und in einer einheit⸗ 
lichen Organiſation, der Sektion für den Kul- 
tus im preußiſchen Miniſterium des In⸗ 
nern zuſammenfaßte, was nicht ohne Widerſpruch 
lutheriſcher und vor allem reformierter Gemeinden 
abging. Jedoch, die religiöſe Geſamtbeſtimmung der 
Zeit, die für eine Beſeitigung des Fonfeffionellen 
Haders war, trieb auf eine noch weitergehende 
Vereinigung der Konfeſſionen hin. Dieſer Haltung 
entſprangen 
die Unionen 


in Naſſau, Preußen, der Pfalz, den kurheſſiſchen 
Gebieten Hanau, Iſenburg und Fulda, Anhalt, 
Baden, Waldeck und Heſſen. Den äußeren Antrieb 
hierzu gab das Reformationsjubiläum von 1817. 
Eine vollſtändige Union, die auch zu einem neuen 
gemeinſamen Bekenntnis führte, iſt jedoch nicht in 
allen dieſen Ländern erreicht worden. So erſchien 
die Union als ein mehr oder minder willkürlicher 
ſtaatlicher Akt, der den reaktionären Kräften in 
der Kirche den willkommenen Anlaß zum Wider⸗ 
ſtand gab. u’ 

Zur Dreihundert⸗Jahr⸗Feier der Re⸗ 
formation im Jahre 1817 erließ Friedrich 
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Wilhelm III. einen Aufruf, er werde es gerne 
ſehen, wenn dieſe Feier der Anlaß zu einer Ver⸗ 
einigung der beiden evangeliſchen Kirchen ſein 
würde. Aufdrängen wolle er dieſe Union allerdings 
nicht. Der König wollte die beiden proteſtantiſchen 
Konfeſſionen zu einer Kirche vereinigen, „in welcher 
die reformierte Kirche nicht zur lutheriſchen und 
dieſe nicht zu jener übergeht“, ſondern beide eine 
„neubelebte evangeliſch-chriſtliche Kirche im Geiſte 
ihres heiligen Stifters“ werden. Kein ſachliches 
Hindernis ſtehe dem ſeiner Meinung nach im 
Wege, nur die „äußeren Unterſchiede“. Friedrich 
Wilhelm III. bat ſeine Untertanen, ſeinem Beiſpiel 
zu folgen, wenn er am Reformationsfeſt gemeinſam 
mit den Lutheranern (die Hohenzollern waren refor⸗ 
miert) zum Abendmahl gehe. Eine Synode der 
Berliner Geiſtlichkeit unter Schleier machers 
Vorſitz erließ ein Schreiben an die geſamte evan⸗ 
geliſche Kirche, mit der Aufforderung, daß die 
lutheriſche und die reformierte Kirche ſich zukünftig 
zuſammen als evangeliſche Kirche bezeichnen ſollten. 

In dieſem Geiſte empfingen die Berliner Geiſt⸗ 
lichen, lutheriſche wie reformierte, am 31. Oktober 
1817 gemeinſam das Abendmahl. Ebenſo feierte 


es der König mit ſeinem ganzen Hauſe in der Pots⸗ 


damer Garniſonkirche. Der Abendmahlsſtreit, der 
ſeit den Tagen des Marburger Religionsgeſpräches 
drei Jahrhunderte lang die Proteſtanten in zwei 


feindliche Lager geteilt hatte, ſchien begraben zu 


werden. Die Beſeitigung der konfeſſionellen Zer⸗ 
riſſenheit Deutſchlands ſchien einen bedeutſamen 
Schritt vorwärts gemacht zu haben. 


Während die Reformierten dem Gedanken einer 
Union näher ſtanden, veröffentlichte der lutheriſche 
Geiſtliche Claus Harms in Kiel in Nachahmung 
Luthers 95 Theſen, in denen er gegen die Union 
zu Felde zog. Durch dieſe Tat half er der konfeſ⸗ 
ſionellen Reaktion wieder auf die Beine, während 
ſich im Lager der Unioniſten ein Entrüſtungsſturm 
erhob. Johann Heinrich Voß z. B. war über 
dieſen „Pfaffen, Schleicher und Verfinſterer“ 
maßlos empört. Der konfeſſionellen Reaktion war 
durch die königlichen Zwangsmaßnahmen, die nun 
folgten, ein willkommenes Motto für ihren Kampf 
gegeben worden mit dem Erfolg, daß die Union 
in Preußen keine vollſtändige wurde. Erreicht war 
nur eine Vereinheitlichung in der Organiſation, 
die Abendmahlsgemeinſchaft und eine gewiſſe Über- 
einſtimmung in der Gottesdienſtordnung. 


Unter Friedrich Wilhelm IV. ſetzte auch 
auf kirchlichem Gebiet eine immer ſtärkere, nunmehr 
ſtaatlich geſchützte Reaktion ein. So machte die 
Kabinettsordre vom 6. März 1852 das ganze 
Unionswerk beinahe wieder illuſoriſch, indem ſie die 
Gebundenheit der Geiſtlichen und Gemeinden an 
das lutheriſche oder reformierte Bekenntnis unter 
ausdrücklicher Ablehnung eines anderen Stand⸗ 
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punktes als geltendes Recht feſtſetzte. Erſt 


Wilhelm J. machte ſich den Standpunkt des nach 
1848 errichteten Oberkirchenrates zu eigen, daß 


eine Weiterentwicklung zu einer völligen Vereini⸗ 
gung der beiden proteſtantiſchen Bekenntniſſe unter 
Fortfall aller dogmatiſchen Unterſchiede zu erſtreben 


ſei. Der erreichte Zuſtand war der, daß es nun 


lutheriſche, reformierte und unierte Gemeinden gab, 
jede auf ihre Weiſe an ein anderes Bekenntnis ge⸗ 
bunden. Die Bekenntnisverwirrung iſt inzwiſchen 
ſo weit fortgeſchritten, daß ſich die oppoſitionellen 
Kreiſe in der evangeliſchen Kirche darüber hinaus 
auch noch an erſt nach 1933 eee * 
niſſe gebunden fühlen. 


Die Einführung von Agenden (Gottesdienſt⸗ 
ordnungen) gehörte zu den Rechten des Kirchen⸗ 
regiments, alſo praktiſch damals des Staatsober- 
hauptes. Es kam jedoch zu ſchweren kirchlichen 
Kämpfen, als Friedrich Wilhelm III. von 
Preußen, der ſelber die „Liturgie für die Hof⸗ und 
Garniſongemeinde“ im Jahre 1816 verfaßt hatte, 
1821 eine neue Agende in der preußiſchen Landes⸗ 
kirche einführen wollte. Der proteſtantiſche Gottes⸗ 
dienſt näherte ſich in Friedrich Wilhelms Entwurf 
wieder ſehr erheblich der katholiſchen Meſſe. Be⸗ 
ſonders die Reformierten mußten in dieſem Gottes⸗ 
dienſt alle ihre gewohnten Gebräuche verleugnet 
ſehen, aber auch die Lutheraner waren mit vielem 
darin und darum nicht einverſtanden. Selbſt 
Schleiermacher, der ein Wortführer für die 
Union war, ſtand in Sachen der Agende gegen den 
König. Als unter Schleiermachers Leitung zwölf 
Berliner Geiſtliche gegen die Agende und ihre Ein⸗ 
führung auf dem Verordnungswege proteſtierten, 
ließ der König gegen ſie alle ein Verfahren er⸗ 
öffnen; es endete mit einem Verweis, bei welchem 
nur Schleiermacher ſich nicht zufrieden gab. Darauf 
beantragte der Miniſter Altenſtein im Staats⸗ 
miniſterium die Maßregelung des bedeutenden 
Theologen, um ihn „unſchädlich zu machen“. Aber 
der Finanzminiſter Motz verhinderte einen ent⸗ 
ſprechenden Beſchluß. Im Rheinland konnte der 
König ſeine Agende erſt 1829 (freilich nur im Aus⸗ 
zuge und mit einem provinzialkirchlichen Nachtrag) 
durchſetzen, die Union mit erheblichen Abänderungen 
ſogar erſt 1834. Mehrere tauſend ſtreng⸗ 
gläubige Lutheraner wanderten nach 
Amerika aus. Die Breslauer Lutheraner kon⸗ 
ſtituierten ſich 1835 als eine eigene lutheriſche Frei⸗ 
kirche und wurden 10 Jahre ſpäter von Friedrich 
Wilhelm IV. beſtätigt. So endete das Ringen 
um Einheit im deutſchen Proteſtantismus damit, 
daß er nun zerriſſener war als je zuvor. 


Die von Friedrich Wilhelm A. eingeführte 
Agende, die unter anderem die ſonntägliche Ver⸗ 
leſung des apoſtoliſchen Glaubensbekenntniſſes 
(Apoſtolikum), ſowie ſeinen Gebrauch bei der Ordi⸗ 
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nation der Geiſtlichen, bei Taufe und Konfirmation 
vorſchrieb, ſollte im ſogenannten Apoſtolikum⸗ 
ſtreit nochmals eine Rolle ſpielen. Wiſſenſchaftliche 
Theologen glaubten, auf Grund der Ergebniſſe der 
bibelkritiſchen und dogmengeſchichtlichen Forſchung 
aus Wahrheitsgründen an dem apoſtoliſchen Glau⸗ 
bensbekenntnis (zum mindeſten in einzelnen 
Punkten) nicht mehr feſthalten zu können. 


Auf einer Tagung in Eiſenach 1892 erklärten 
ſich freigeſinnte Theologen, die ſich um die Zeit⸗ 
ſchrift „Die chriſtliche Welt“ ſcharten, für eine Ab⸗ 
ſchaffung des Apoſtolikums. Dieſe Unternehmungen 
riefen einen Sturm der Entrüſtung bei der theolo⸗ 
giſchen Reaktion hervor. Auch der preußiſche Ober⸗ 
kirchenrat trat für eine unverminderte Geltung des 
Apoſtolikums ein und ging gegen widerſpenſtige 
Pfarrer mit Abſetzung vor. Der Streit um das 
Apoſtolikum iſt ſeitdem nie wieder ganz zur Ruhe 
gekommen, und viele Pfarrer haben der inneren 
Wahrhaftigkeit wegen . Strafen ein⸗ 


ſtecken müſſen. 


Das Ringen um die Kicchenverfaffung 


Der Streit um Union und Agende iſt nicht 
wenig dadurch verwirrt worden, daß er gleichzeitig 
mit dem Streit um die Neuordnung der kirchlichen 
Verfaſſung verquickt wurde. Unter dem Eindruck 
des ſiegreichen Befreiungskrieges hatte der König 
auch die Schaffung von Synoden (Synode = eine 
von allen Gemeinden beſchickte Kirchenverſamm⸗ 
lung) verſprochen. Schleiermacher arbeitete 
eine entſprechende Kirchenverfaſſung aus. Aber es 
kam anders. Die von Stein bereits beſeitigten 
Provinzialkonſiſtorien (Konſiſtorium = eine 
aus Theologen und Juriſten beſtehende kirchliche 
Verwaltungsbehörde) wurden 1815 wieder herge⸗ 
ſtellt. Der Sieg der politiſchen Reaktion zerſtörte 
ferner jede Hoffnung auf eine Reichsſynode. Statt 
deſſen ſchuf Friedrich Wilhelm III. eine ſtraff 
zentraliſierte Landeskirche. Der Anſpruch des 
Herrſchers auf die unumſchränkte Gewalt als 
Landesbiſchof wurde durchgeſetzt. Die gewünſchte 
Verbindung von „Thron und Altar“ wurde ſo 
verwirklicht. Die preußiſchen Provinzen erhielten 
Generalſuperintendenten als oberſte geiſtliche Auto⸗ 
ritäten. Sie ordinierten die Geiſtlichen, machten 
Viſitationsreiſen und beſaßen Sitz und Stimme in 
den Konſiſtorien. Dieſe dadurch zu Werkzeugen des 
Landesherrn gemachten Konſiſtorien übten auch die 
Diſziplinargewalt über die Pfarrer aus. Die Wahl 
der Pfarrer durch die Gemeinden wurde ſtark be⸗ 


ſchränkt. Die im Oſten bereits beſtehenden Syno⸗ 


den wurden wieder beſeitigt. Die verſprochene 
Synodalverfaſſung auf der Grundlage des Ge⸗ 
meindeprinzips war ausgeblieben. In den vierziger 
Jahren erwachte ein neues Drängen auf kirchliche 
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Selbſtändigkeit. Jedoch der Ausgang der Revolu⸗ 
tion von 1848 vernichtete wiederum alle Hoff⸗ 


nungen, da jede Anderungsbeſtrebung als politiſch 


verdächtig erſchien. Die einzige Neuordnung in 
Preußen war die Einſetzung des Oberkirchen⸗ 
rates. Erſt gegen Ende des 19. Jahrhunderts 
ſetzte ſich in den deutſchen Ländern das ſynodale 
Element ſtärker durch. | 


Die Aktivierung der Laien 

Der Kampf um die Neuordnung der Kirche 
führte zur Bildung konfeſſioneller Vereine. 
Daneben entſtanden ſolche im Sinne theologiſcher 
Parteien. Durch das ſich bildende konfeſſionelle 
Vereinsweſen wurden die Laien aktiviert und einem 
politiſchen Proteſtantismus ein immer größer wer⸗ 
dender Raum geſchaffen. Selbſt die Jugend wurde 
in dieſe Tätigkeit hineingezogen. Eine konfeſſionelle 
Aktion großen Ausmaßes ſetzte ein (Außere und 
Innere Miſſion, Judenmiſſion, Bibel- und Traktat⸗ 
geſellſchaften). Aber auch die außerhalb der Kirche 
ſtehenden religiöfen Kräfte wurden für den Klein⸗ 
kampf dieſer organiſierten Gruppen untereinander 
und gegen die Kirche mobiliſiert. Da die Führer 
eines dogmenfreien Chriſtentums gewaltſam aus der 
Kirche gedrängt wurden, ſammelten ſie um ſich frei⸗ 
religiöſe Gemeinden. Dieſe waren, um Anhänger 
zu werben, gezwungen, eine rege Aktivität zu ent⸗ 
falten. Das gilt in noch. ſtärkerem Maße von den 
freikirchlichen Lutheranern und Reformierten und 
erſt recht von dem immer mehr auf dem Umwege 
über Pietismus und Rechtgläubigkeit in Deutſch⸗ 
land eindringenden angelſächſiſchen Sektentum, das 
den Austritt ſeiner Mitglieder aus der Landeskirche 
als eine Abſage an Welt und Kultur anſah und auf 
chriſtlicher Grundlage das Intereſſe am Staat und 
das Nationalgefühl untergrubz. — 


Die Judenmiſſion 


Mit der Judentaufe hat die Kirche der raſſiſchen 
Verbaſtardierung unſeres Volkes Vorſchub ge⸗ 
leiſtet. Es war das Verhängnisvolle, daß Luther 
trotz ſeiner ſpäteren inſtinktiven Ablehnung des 
Judentums durch ſeine Schriftgebundenheit dazu 
verleitet wurde, mit der Bindung an den neuteſta⸗ 
mentlichen Miſſionsbefehl auch an dem Gedanken 
der Judenmiſſion feſtzuhalten. Wenn es auch ſchon 
früher jüdiſche Täuflinge gegeben hat, ſo wurde in 
der evangeliſchen Kirche die Judenmiſſion eigentlich 
erſt mit der Errichtung des Inſtitutum Judai— 
cum zu Halle im Jahre 1728 in Schwung ge⸗ 
bracht. 1822 bildete ſich in Berlin die „Geſell— 
ſchaft zur Verbreitung des Chriſtentums 
unter den Juden“, 1843 in Köln der „Weſt⸗ 
deutſche Verein für Israel“. Daneben gab 
es auch noch ſpezifiſch lutheriſche Judenmiſſionen, 
die ſich 1871 zu dem „Evangeliſch-lutheri— 
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ſchen Zentralve rein für Miſſion unter 
Israel“ mit dem Sitz in Leipzig zuſammen⸗ 
ſchloſſen. Den Höhepunkt der Judenmiſſions⸗ 
beſtrebungen ſtellte die Errichtung eines evange⸗ 
liſchen Bistums in Jeruſalem im Jahre 1842 
unter dem Patronat der Könige von England und 
Preußen dar. Die neugewonnenen Judenchriſten 
blieben nicht ohne Einfluß auf das Leben der Kirche. 


So waren der Kirchenhiſtoriker Neander und der 


chriſtlich⸗konſervative Staatstheoretiker Stahl 
(Siehe mittlere Bildſeite „Sch Br.“ 5/37.) Juden⸗ 
ſtämmlinge. 


Der Paſtor Johann de la Roi hat in ſeinem 
Buche „Judentaufen im 19. Jahrhundert“ 
(Leipzig 1899) nach dem Grundſatz „Eher zu wenig 
als zuviel“ die Zahl der Judentaufen in Deutſch⸗ 
land im 19. Jahrhundert auf etwa 25000 berech- 
net, von denen allein 18000 auf die evangeliſche 
Kirche entfallen. Dieſe Einſtellung den 
Juden gegenüber hatte die verheerende 
Folge, daß in der Zeit von 1875 bis 1900 
rund 15000 Miſchehen mit Juden ge- 
ſchloſſen wurden, eine Zahl, die noch 
durch die Zahl von 42372 für die Zeit 
von 1901 bis 1933 übertroffen werden 
ſollte. Unter Zugrundelegung ſtatiſtiſchen Mate⸗ 
rials in Preußen (ab 1901 Unterlagen des Stati⸗ 
ſtiſchen Reichsamts) ſchätzt de la Roi die aus dieſen 
Ehen mit ihren zum Teil wieder verheirateten 
Nachkommen hervorgegangenen jüdiſchen Ba⸗ 
ſtarde auf 300000. Wenn man nun noch be⸗ 
denkt, daß ſich z. B. innerhalb der evangeliſchen 
Kirche nach 1933 die Oppoſition, gerade die ſoge⸗ 
nannte Bekennende Kirche, durch den Widerſtand 
gegen die Anwendung des Arierparagraphen in der 
Kirche bildete, dann ermißt man erſt die Größe 
der Verſtändnisloſigkeit dieſer Kreiſe gegenüber den 
völkiſchen Belangen. 


Friedrich Wilhelm IV. 


Mit Friedrich Wilhelm IV. erreichte die kon⸗ 
feſſionelle Reaktion ihren Höhepunkt. Dieſer 
„Romantiker auf dem Thron“, der engſte Be⸗ 
ziehungen zu pietiſtiſchen und neuorthodoxen Kreiſen 
unterhielt, ſchwärmte für die Idee eines ch r iſt · 
lichen Staates“. Die pietiſtiſchen Brüder 


Gerlach (Leopold von Gerlach, 1790 1861, 


preußiſcher General; Ernſt Ludwig von Ger⸗ 
lach, 1795 — 1877, preußiſcher Juriſt und Poli⸗ 
tiker; Otto von Gerlach, 1801 — 1849, Theo⸗ 

loge, ſeit 1847 Hofprediger in Berlin, waren | 
Vertreter einer fanatiſchen kirchlichen und politiſchen 
Reaktion), Radowitz (Joſeph Maria von 
Radowitz, 1797 - 1853, preußiſcher General und 


Staatsmann), der orthodoxe Hengftenberg(Ernfl 


Wilhelm Hengſtenberg, 1802 1869, Geg⸗ 
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ner Schleiermachers und aller Dogmen⸗ und Bibel⸗ 


kritik) waren ſeine Freunde. Sein Kultusminiſter 
Eichhorn gehörte ſtrenggläubigen kirchlichen Krei- 
ſen an. Die finſterſte Reaktion ſetzte ein. Dem 
getauften Juden Stahl wurde ein philoſophiſcher 
Lehrſtuhl an der Berliner Univerſität anvertraut; 


die Hengſtenbergianer beſetzten die theologiſchen 


Lehrſtühle. Viktor Aimé Huber wurde nach 
Berlin berufen, um für ſeine chriſtlich⸗ſozialen Ideen 


beſſer werben zu können. Sehr eng waren auch die 


Beziehungen des Königs zu Theodor Fliedner. 
(1800 1864, Begründer der evangeliſchen Dia⸗ 
koniſſen⸗Schweſternſchaft) und Johann Hinrich 
Wichern (1808 1881, Begründer der evangeli- 
ſchen männlichen Diakonie), die er in Privat- 


audienz zu empfangen pflegte und deren Werk 


unter dem ſeit 1842 aufgekommenen Namen der 


„Inneren Miſſion“ er weiteſt gehend förderte. 


Dieſe Bemühungen gingen oft nicht ohne ſchwere 
Zuſammenſtöße ab. Der Hiſtoriker Friedrich 
von Raumer (1784 - 1873) mußte aus der 
Akademie der Wiſſenſchaften ausſcheiden, weil er 
in einer Feſtrede auf Friedrich den Großen deſſen 
Kirchenpolitik verherrlicht hatte. Große Schwie⸗ 
rigkeiten bereitete der Berliner Magiſtrat dem 
König bei der Beſetzung der Pfarrämter. Als ihn 
der Magiſtrat bat, ſich von der „Partei“ Hengſten⸗ 
berg loszuſagen, wurde er ins Schloß beſtellt und 
ſcharf abgekanzelt, weil er die „Rechtgläubigen“ 
eine Partei genannt habe und ſich in Dinge miſche, 
die ihn nichts angingen. In Anlehnung an die 
engliſche Hochkirche wollte der König auch eine 
preußiſche Hochkirche ſchaffen. In ſeinem Be⸗ 
ſtreben ſah er ſich durch Bunſen (1791 1860) 
geſtärkt. 
ſchaftsſekretär, dann Geſandter in Rom; er hatte 
es ſich in den Kopf geſetzt, analog dem engliſchen 
ein deutſches Common Prayer Book (= Allge⸗ 
meines Gebetbuch. Es iſt die Kirchenagende der 
engliſchen Staatskirche.) zu ſchaffen. 
Plan hatte er ſich bei Friedrich Wilhelm IV. be⸗ 


liebt gemacht, der ihn, trotz feines politiſchen Ver⸗ 


ſagens in Rom, zum Geſandten in London machte, 
um im Intereſſe der geplanten preußiſchen Hoch⸗ 


kirche eine Zuſammenarbeit zwiſchen der preußiſchen 


und der anglikaniſchen Kirche einzuleiten. Der 
konkrete Vorſchlag, mit dem Bunſen am britiſchen 
Hofe ſeine Arbeit begann, war die Errichtung eines 
evangeliſchen Bistums in Jeruſalem. Es 
kam auch zuſtande. Die Koſten wurden je zur 
Hälfte vom König von Preußen und von der eng⸗ 
liſchen Judenmiſſion getragen, da das engliſche 
Parlament für dieſes Experiment nicht zu haben 
war. Die Biſchöfe ſollten abwechſelnd vom eng⸗ 
liſchen und vom preußiſchen König ernannt werden. 
Die Errichtung des Bistums in Jeruſalem wurde 
am preußiſchen Hofe als Anfang einer Union mit 
den Anglikanern und einer hierarchiſch-biſchöflichen 
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Bunſen war einſt preußiſcher Geſandt⸗ 


Mit dieſem 


Verfaſſung in Preußen betrachtet. Der erſte von 
Preußen 1846 ernannte Biſchof war der — 5 
Samuel Gobat. | | 


Sriedric Fulius Stahl 


In dem Judentäufling Friedrich Julius 
Stahl fand Friedrich Wilhelm IV. den Mann, 
der ihm bei ſeinem Vorhaben Hilfe leiſtete. Das 
Volk jedoch ſtand den hochkirchlichen Plänen ab⸗ 
lehnend gegenüber. In ſeiner „Philoſophie des 
Rechtes“, die 1830 zu erſcheinen begann, ſetzte 
ſich Stahl mit dem modernen Naturrecht ausein- 
ander. Sein reaktionäres Syſtem wurde zur kon⸗ 
ſervativen Parteidoktrin. Er lehrte: wie der per⸗ 
ſönliche Gott die Einheit der von ihm geſchaffenen 
und beherrſchten Welt verbürgt, ſo iſt auch die 
ſtaatliche Gemeinſchaft nur denkbar, wenn eine 
Perſönlichkeit als einende und herrſchende Gewalt 
über den Untertanen ſteht. So gab Stahl dem 
„monarchiſchen Prinzip“ die theoretiſche Begrün⸗ 
dung. Er wurde damit der Rechtsphiloſoph der 
Reaktion. Eine organiſche Staatslehre lehnte er 
ab, da der Organismus nur ein unvollkommenes 
„Machbild der Perſönlichkeit“ ſei. Stahl war der 
Überzeugung, daß nur eine Obrigkeit, die 


nicht dem Volksgeiſtentſtammt, nicht dem 


Volke gegenüber verantwortlich iſt und 
irdiſch nicht weiter abgeleitet werden 
kann, vor Revolutionen ſicher ſe i. Die 
einzig rechte Autorität ſei das legitime Für ſtentum. N 
Das Nationalitätsprinzip bezeichnet er 
als revolutionär und verwarf es daher. 
Hier offenbart ſich alſo, bei aller Verſchiedenheit 
der Begründung, die gemeinſame anfinatio- 5 
nale Auffaſſung von Stahl und Marx, 
der Weltkampf des Judentums gegen das 
nationale Prinzip. Im Sinne dieſer Anſchauung 
Stahls gründete Hengſtenberg 1827 die „Evan— 
geliſche Kirchenzeitung“. Er wurde der Füh⸗ 
rer der kirchlichen Reaktion, die den altkirchlichen 
und altproteſtantiſchen Dogmatismus wieder auf⸗ 
leben laſſen und beiſpielsweiſe im Jahre 1880 
von der Freiheitsbewegung der Schleswig⸗Holſteiner 
nichts wiſſen wollte, ſondern öffentlich für Däne⸗ 
mark Partei nahm. So vermochte Stahl nur die 
preußiſchen Altkonſervativen zu ſeinen Jüngern zu 
machen, die aber, da ſie ihre Hauptanhängerſchaft im 
Adel und in Offiziers⸗ und Beamtenkreiſen hatten, 
einen großen Einfluß auf den Staat ausübten. 


Bismarck 


Zu dem Arzt Dr. Gittermann äußerte Bis⸗ 
marck einmal: „Religiöſe Unduldſamkeit iſt mir 
verhaßt, und ich würde unter meiner Amtsführung 
keinerlei Glaubenszwang geduldet haben.“ Bismarck 
war Gegner eines politiſchen Proteſtantismus (wie 
auch eines politiſchen Katholizismus). In einer 
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Außerung vom 24. Juli 1892 heißt es: „Wir 
können weder eine katholiſche noch eine 
evangeliſche Theokratie vertragen, wir 
müſſen als weltlicher Staat weltlich re- 
giert werden.“ Er ſprach denjenigen, denen die 
Achtung vor ihrer Obrigkeit abhanden gekommen 
war, jedes innerliche Chriſtentum ab. Ein Chriſten⸗ 
tum über dem Staat ſei ihm „zu hoch“. Er war 
der Meinung: „Der evangeliſche Prieſter iſt, 


ſobald er ſich ſtark genug dazu fühlt, zur 


Theokratie ebenſo geneigt wie der ka⸗ 
tholiſche, und dabei ſchwerer mit ihm 
fertig zu werden, weil er keinen Papſt 
über ſich hat.“ Am 1. Januar 1872 äußerte 
er: „Die lutheriſchen Paſtoren ſeien auch nicht beſſer 
als die katholiſchen.“ Dem Verſuch einer Fon- 
feſſionellen Einflußnahme auf die Schule ſtand er 
ablehnend gegenüber. | | 


„Religiöſe und ſittliche Bildung 
der Jugend iſt an ſich ein ehrenwerter 
Zweck; aber ich fürchte, daß hinter 
dieſem Aushängeſchild andere Ziele 
politiſcher und hierarchiſcher Richtung 
verfolgt werden“ 


Den ſozialen Beſtrebungen der Kirche verſagte 
er jede Unterſtützung. Solange er das Staats⸗ 
ruder führte, verweigerte er eine Erhöhung der 
Kirchenſteuern. Er war auch der heftigſte Gegner 
der Stöcker⸗Hammerſteinſchen Bewegung. 
Adolf Stöcker (1835 1909) war als Hof⸗ 
und Domprediger in Berlin der Gründer 
der „Chriſtlich-ſozialen Arbeiterpartei“ 
(1878) mit einem gewiſſen antiſemitiſchen Ein⸗ 
ſchlag; er hatte aber damit nur geringen Erfolg. 


Sein letztes Ziel war die Zurüdgewinnung - 


der Arbeitermaſſen für Kirche und 
Monarchie. In einem Briefe Bismarcks an 
den Prinzen Wilhelm heißt es: „Ich habe nichts 
gegen Stöcker; er hat für mich nur den 
einen Fehler als Politiker, daß er 
Prieſter iſt, und als Prieſter, daß er Po⸗ 
litik treibt ... Er hat ſich bisher einen Ruf 
erworben, der die Aufgabe, ihn zu ſchützen und zu 
fördern, nicht erleichtert; jede Macht im Staate 
iſt ſtärker ohne ihn als mit ihm.“ In demſelben 
Briefe finden ſich auch ſcharfe Angriffe gegen die 
Berliner Stadtmiſſion und gegen die In— 


nere Miſſion überhaupt wegen der Art ihrer 


ſozialen Betätigung. 


die Entwicklung bis zum Weltkrieg 


Die lutheriſche Kirche hat in Deutſchland drei⸗ 
hundert Jahre lang ohne Synoden und General⸗ 
ſynoden beſtanden. Die Synoden, die ſie heute 
hat, ſind nicht im lutheriſchen Bekenntnis begrün⸗ 
det, ſondern, wie wir ſchon an anderer Stelle er- 
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wähnten, im Laufe des 19. Jahrhunderts von der 
reformierten Kirche her übernommen worden. Im 
Jahre 1873 wurde in Preußen die „Gemeinde⸗ 
und Synodalordnung“ geſchaffen, der im 
Jahre 1876 die Generalſynodalordnung folgte. 
In dieſer Ordnung blieb, auch abgeſehen von der 
oberbiſchöflichen Gewalt des Königs, der Ein— 
fluß des Staates auf die Kirche noch in 
verhältnismäßig ſtarkem Maße gewahrt. 
Bis zum Weltkriege wurden dem Staate noch 
einige Zugeſtändniſſe abgerungen und der Anteil 
der Laien am Kirchenregiment vermehrt, aber ein- 
ſchneidendere Anderungen fanden nicht ſtatt. 


Die Zeit bis zum Weltkrieg ſteht unter dem 
Zeichen der immer ſtärkeren Entfremdung 
des Volkes von der Kirche. Zugleich iſt es 
die große Zeit der theologiſchen Wiſſenſchaft, deren 
Arbeit und Ergebniſſe aber bei den im allgemeinen 
am Dogma feſthaltenden Kirchenleitungen wenig 
Verſtändnis und Mut zu ehrlichen Konſequenzen 
fand. Das gilt für die altteſtamentliche wie für 
die neuteſtamentliche Wiſſenſchaft, für die Kirchen⸗ 
wie für die Dogmengeſchichte. 


Auf Grund der Ergebniſſe der hiſtoriſch⸗kriti⸗ 
ſchen ſowohl als auch der religionsgeſchichtlichen 
und religionspſychologiſchen Forſchung war die 
kirchliche Wertung der Bibel als einer gött⸗ 
lichen Offenbarung und der Abſolutheitsanſpruch 
des Chriſtentums, ja, das ganze Dogmen⸗ 
gebäude der Kirche erſchüttert. 


Der wachſenden Verbreitung der neuen For⸗ 
ſchungen unter Paſtoren und Laien arbeitete aber 
auch das ſogenannte Gemeinſchaftschriſtentum mit. 
oft abſtoßender Engſtirnigkeit und mit Diffamie⸗ 
rungsmethoden entgegen. Es entſtand der Streit 
um die Frage der Lehrverpflichtung, d. h. der Ver⸗ 
pflichtung der Geiſtlichen auf Bekenntnisſchriften 
oder Bekenntnisformeln. Das Ergebnis war, daß 
in verſchiedenen deutſchen Staaten eine Milderung 
der Lehrverpflichtung erreicht wurde oder gar die 
alten Bekenntniſſe durch neue, zeitgemäßere erſetzt 
wurden. (Gotha 1881, Württemberg 1908, Ham⸗ 
burg 1912, Baden 1914). Dennoch und in Anbe⸗ 
tracht des noch immer ſtarken Einfluſſes der ortho- 
doren und Gemeinſchaftskreiſe vermochte die Kirche 
die Loslöſung des Volkes von ihr nicht mehr auf 
zuhalten. Wenn auch die ſteigenden Kirchenaus⸗ 
tritte zunächſt noch verhältnismäßig gering blieben, 
ſo hatte doch die Kirche im Leben des 
Volkes ihre Rolle ausgeſpielt und galt 
den meiſten nur noch als eine dekorative 
Angelegenheit für Taufe, Konfirmation, 
Trauung und Begräbnis. Ihr Einfluß auf 
die Seelen war im großen und ganzen unwieder⸗ 
bringlich dahin. Das zeigt unter anderem der 
ſchwache Beſuch der Gottesdienſte und noch mehr 
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die kataſtrophal geringe Beteiligung an den Abend⸗ 
mahlsfeiern. 


Die Ergebniſſe der wiſſenſchaftlichen Theologie 
führten auch zu Beſtrebungen nach einer Reform 
des Religionsunterrichts, der dieſen Erkenntniſſen 
Rechnung tragen ſollte; auch das vermochte jedoch 
keine radikalen Anderungen herbeizuführen. 


In der Staatslehre der Kirche blieb es ebenfalls 
im weſentlichen beim Alten. In dem „Syſtem 
der chriſtlichen Sittlichkeit“ des Erlanger Theologen 
Frank tritt die Beziehung des Staates auf ein 
Volk ganz in den Hintergrund. Es iſt bezeichnend, 
daß in ſeinem Werk, das doch eine theologiſche 
Ethik ſein will und unter anderem die theologiſche 
Wertung des Staates behandelt, kein Abſchnitt 
über das Volk vorhanden iſt. 


Zur Abwehr der Anmaßungen des ultramon⸗ 
tanen Katholizismus und des Vordringens nicht⸗ 
chriſtlicher Beſtrebungen wurde 1866 der „Evan⸗ 
geliſche Bund zur Wahrung der deutſch— 
proteſtantiſchen Intereſſen“ ins Leben ge⸗ 
rufen, gewiſſermaßen als eine ideelle Ergänzung 
des „Guſtav⸗Adolf⸗Vereins“, der ein in der 
Hauptſache finanzielles Unterſtützungswerk für den 
Proteſtantismus in der Diaſpora iſt. 


Die nachfolgende Zeit bis zum Weltkriege iſt 
dann die Zeit, in der alle möglichen konfeſſionellen 
Vereinigungen infolge des liberaliſtiſchen Geiſtes 
dieſer Generation wie Pilze aus dem Boden 
ſchoſſen und beſtehen durften. 


In den Reihen des betonten Konfeſſionalismus 
ſchritt die Spaltung weiter fort. 


Die Werke der chriſtlichen Liebestätigkeit eines 
Wichern, Fliedner, Bodelſchwingh (Grün⸗ 
der der Bodelſchwinghſchen Anſtalten in Bethel 
bei Bielefeld), die ſozialen Beſtrebungen eines 
Stöcker, Friedrich Naumann und anderer, 
die Tätigkeit der Inneren Miſſion, ja die 
ganze ſoziale Tätigkeit der Kirche überhaupt waren 
bei aller idealiſtiſchen Hingabe an die ſozialen 
Probleme des Jahrhunderts nicht das geeignete 
Mittel, die ſozialen Nöte von Grund auf zu 
meiſtern. Der deutſche Arbeiter wollte keine bloßen 
kirchlichen Almoſen. Er wollte keine „Gnade“ 
für eine Not, an der er nicht ſchuld war. Er wollte 
ſein Recht als Mitglied der deutſchen Volks⸗ 
gemeinſchaft. Er wollte keine noch ſo gut gemeinte 
Linderung einer Not, deren Urſachen nur allzu ein⸗ 
deutig in dem praktiſchen Verſagen der berufs⸗ 
mäßigen Wahrer der poſitiven Mächſtenliebe mit⸗ 
begründet lagen. Die notleidenden Maſſen ſuchten 
den kompromißloſen Kampf um ſoziale Gerech⸗ 
tigkeit. Dieſen hat aber die Kirche nicht ge⸗ 
wagt. Sie hat ſich in einigen teilweiſe bedeut⸗ 
ſamen Barmherzigkeiten verzettelt, aber nichts 
grundlegend an dem Lauf der Dinge ändern 


können, auch nicht der ſeit 1890 beſtehende Evan 
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geliſch⸗ſoziale Kongreß. Die Kirche iſt ja 
im Grunde auch nur an der Gewinnung von Seelen 
für das von ihr verkündete jenſeitige Heil inter⸗ 
eſſiert und nicht an der Beſſerung und Meiſterung 
der nach kirchlicher Lehre durch den Sündenfall 
von Adam und Eva verderbten Welt. Ja, der Er⸗ 
laß des Evangeliſchen Oberkirchenrats vom 
Februar 1879, worin den Geiſtlichen für ihre ſozial⸗ 


politiſche Betätigung größte Zurückhaltung anbe⸗ 


fohlen wird, hinderte ſogar in erheblichem Maße jede 
ſoziale Betätigung der Kirche. 1896 ſchritt der 
Oberkirchenrat erneut gegen die ſozial tätigen Theo⸗ 
logen ein. Die ſoziale Frage aber blieb brennend. 
Vorausſetzung ihrer grundſätzlichen Löſung war eine 
neue Grundlage der Betrachtung: nicht Mitleid 
und Mitleiden, ſondern Gerechtigkeit und Kamerad⸗ 
ſchaft. 

Zuſammenfaſſend können wir folgendes ſagen: 
das 19. Jahrhundert iſt gekennzeichnet 
durch das Streben der Kirchen nach Ver: 
ſelbſtändigung gegenüber dem Staate. 
Es entſtanden ſo gewiſſermaßen Staaten im Staate. 
Die Kirchen ſtanden damit gerade im Gegenſatz 


zur politiſchen Einheitsſehnſucht des deutſchen 


Volkes, der Sehnſucht nach einem einigen, ſtarken 


Deutſchen Reich. Man verlangte kirchliche Rechte 


und wurde ſo zur politiſchen Kirche, was dem 
eigentlichen religiöſen Sinn und Auftrag der Kirche 
widerſpricht. Der Proteſtantismus ver» 
mochte die nationalkirchlichen Beſtrebun⸗ 
gen nicht zu erfüllen. Er war nicht im⸗ 
ſtande, die weltanſchauliche Grundlage 
für eine religiöſe Einigung des deutſchen 
Volkes abzugeben. 


Wir ſind eine politiſche Organiſation. Wir 
ſind gekommen, um den ewigen und göttlichen 
Geſetzen wieder ihre alte Kraft und Wirkſam⸗ 
keit zu geben und unſer Volk innerlich und 
äußerlich geſund zu erhalten. Das iſt unſere 
Aufgabe. 2: u 

Wir haben niemals erklärt, daß wir berufen 
ſeien, den Menſchen in den Himmel zu bringen. 
Wir müſſen uns aber dagegen verwahren, daz 
man uns in der Welt ſo darſtellt, als wenn wir 
die Menſchen nun in die Hölle führen wollten. 
Wir ſind weder die Türhüter zum Himmel noch 
zur Hölle. Wir erklären, unſer Reich iſt von 
dieſer Welt; fie erklären, ihr Reich ſei nicht von 
dieſer Welt. Da müßte eigentlich alles klar ſein. 
Alles, was die Begriffe des Volkes und des 
irdiſchen Lebens betrifft, unterſteht der Hoheit 
der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung. In 
das religiöſe Bekenntnis des Einzelnen miſcht 
ſich die Partei nicht ein. Das bleibt jedem ein⸗ 
zelnen Menſchen überlaſſen. 


Stellvertr. Gauleiter Schmidt, 
Leiter des Hauptſchulungsamtes der NSDAP. 
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Deutſchland 


kämpft für Europa! 


Beopolitiſche Tatſachen in Einzeldorftellungen von Karl Springenſchmid“ 


7. SPANIEN ALS WARNUNG 
FUR EUROPA! 


Spanien, Nusgangsſtellung für die 
Weltrevolution 


Schon Lenin hat die Bedeutung Spaniens 
für die bolſchewiſtiſche Weltrevolution erkannt. Er 
ſah, wie in Spanien einerſeits die ungeordneten 
ſozialen Verhältniſſe im Inneren zu einer gewalt⸗ 
ſamen Entſcheidung drängten, ſo daß es der „Kom⸗ 
intern“ (Kommuniſtiſchen Internationale) leicht 
fallen würde, ſich einzuſchalten und die Führung des 
Kampfes an ſich zu reißen. Lenin hat Taktik und 
Ziel dieſes Kampfes genau beſchrieben und feſt⸗ 
gelegt. Was ſeither in Spanien geſchah, iſt ſein 
Werk. Er ſah aber auch die noch viel entſcheidendere 
weltpolitiſche Bedeutung der ſpaniſchen Revolution; 
denn von dieſer „Inſel zwiſchen drei Erdteilen“ aus 
konnte der revolutionäre Kampf nicht nur nach 
Europa, ſondern auch nach Afrika und Südamerika 
vorgetragen werden. Spanien grenzt gerade an 
jenen Abſchnitt Europas, der für den Durchbruch 
der bolſchewiſtiſchen Revolution nunmehr am ent⸗ 
ſcheidendſten geworden iſt, an Frankreich. Da es 
zugleich die einzige Landbrücke nach Afrika bildet, 
kann fi) ein von den Sowjets beherrſchtes Spanien 
zwiſchen Frankreich und ſeine Kolonien einſchalten 
und mitten in den gewaltigen franzöſiſchen Macht⸗ 
block, der vom Kanal bis zum Kongo reicht und 
100 Millionen weißer und farbiger „Franzoſen“ 
umfaßt (ſiehe Aprilheft S. 34), ein revolutionäres 
Aktionszentrum einbauen, durch das Frankreich reſt⸗ 
los in die Führung der „Komintern“ gezwungen 
würde; denn Frankreich iſt wehrpolitiſch völlig dar⸗ 
auf angewieſen, daß dieſes ſpaniſche Mittelſtück gut 
„funktioniert“. Moskau weiß auch, daß Afrika am 
leichteſten über die franzöſiſchen Kolonien zu revolu⸗ 
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tionieren iſt. Von Spanien aus können Ma⸗ 
rokko, Algier und Tunis am beſten beeinflußt 
werden, die für Moskau als bolſchewiſtiſche Unruhe⸗ 
herde innerhalb des Iſlams beſonders wichtig ſind. 
Außerdem aber führen von Spanien aus die alten 
Weltwege nach Süd⸗ und Mittelamerika; wo 
heute noch 120 Millionen Menſchen die iberiſchen 


Sprachen ſprechen und geiſtig und kulturell noch 


ſtark am Mutterlande hängen. Ein Sowjet⸗ 
Spanien würde alſo eine ſtarke propa⸗ 
gandiſtiſche Durchdringung der iberiſchen 


Staaten Amerikas ermöglichen, die durch 


ihre ungefeſtigten ſozialen und politiſchen Verhält⸗ 
niſſe und ihre eigenartige raſſiſche Zuſammenſetzung | 
nach wie vor die große Hoffnung Moskaus find. 
Insbeſondere könnte dadurch Mexiko, das in der 
Neuen Welt eine ähnliche Schlüſſelſtellung ein⸗ 
nimmt wie Spanien in der Alten, in ſeinem revo⸗ 
lutionären Kampf wirkſam unterſtützt und zu einem 
Stützpunkt der Sowjetherrſchaft ausgebaut werden. 
Es gibt kein Land, das beſſer als Aus- 
ſtrahlungszentrum für eine Weltrebolu⸗ 
tion geeigneter wäre wie Spanien. Schon 
einmal iſt von dieſer Stelle aus die Welt erobert 
worden. Das weiß man nirgends ſo gut wie in 
Moskau. ii Er 


Vorbereitung über Genf! 


Mit dem Siege des Nationalſozialismus brach 
die letzte Hoffnung Moskaus, von Deutſchland aus 
die bolſchewiſtiſche Revolution in Europa durchzu—⸗ 
ſetzen, für immer zuſammen, und die „Komintern“ 
verlegte das Schwergewicht ihrer Arbeit nach 
Frankreich. Doch das franzöſiſche Volk mit 
ſeinen breiten bäuerlichen und kleinbürgerlichen 
Schichten war nicht ohne weiteres für die Ziele der 
„Komintern“ zu gewinnen. Moskau ſah, daß es 
die Zerſetzungsarbeit im Innern auch durch einen 


*) Vgl. die Darſtellungen auf Seite 322. 
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Der fampf um Spanien 


Auf dem Wege über Genf hatte ſich die offi⸗ 


zielle fowjetruffifhe Außenpolitik das Ein- 
verftändnis der Dolksfrontregierung frank- 
reichs geſichert und die freie Durchfahrt durch 
die Meerengen erzwungen. mit General 
Franco aber hatte man nicht gerechnet. 
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Spaniens weltpolitifche Lage 


Don Spanien aus könnte Moskau nicht nur Frankreich 
unter Druck ſetzen, ſondern auch über die franzöſiſchen 
Aolonien Afrika in Bewegung bringen und die iberifden 
Staaten Süd- und Mittelamerikas revolutionieren 


3 * ö 


Das Eingreifen der broßmächte 

Frankreich unterſtützte mit allen mitteln die 
toten Revolutionäte und ſuchte wenigſtens die 
angrenzenden Gebiete, Katalonien und die 
baskiſchen Provinzen, zu halten. Italien und 
Deutſchland ſtellten ſich auf die Seite des na- 
tionalen Spanien. England ſucht eine ompto- 
mißlöſung, um Gibraltar und feinen beherr- 

ſchenden Einfluß auf Portugal zu ſichern 
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Vorſtoß von außen her unterſtützen mußte. So 
wurde Spanien nach den Plänen Lenins aktuell. 
Doch zur endgültigen Machtergreifung durch die 
Sowjets waren zwei weitere Vorausſetzungen nötig. 
Erſtens: der Weg Odeſſa — Barcelona, bisher 
noch durch die internationale Meerengenkommiſſion 
am Bosporus und an den Dardanellen „verlegt“, 
mußte frei gemacht werden, um unmittelbar von 
Sowjetrußland aus in die ſpaniſche Revolution 
eingreifen zu können. Zweitens: in Frankreich 
mußte eine „Volksfront“ gebildet und zur Macht 


gebracht werden, um ſicher zu fein, daß die franzö⸗ 


ſiſche Politik das Vorgehen der Sowjets in Spa⸗ 
nien unterſtützte. Die Zeit war überaus günſtig, 
um beide Vorausſetzungen bald erfüllen zu können. 
Der Kampf Italiens um Abeſſinien nahm das 
Intereſſe der Großmächte ganz in Anſpruch, und 
während alle Welt wie gebannt nach Oſt⸗ 
afrika ſtarrte, konnte Moskau in Spa⸗ 
nien in aller Ruhe durchgreifen und zunächſt 
alle wichtigen Stellungen des revolutionären Kamp⸗ 
fes mit feinen Agenten und Vertrauensleuten be⸗ 
ſetzen. Gleichzeitig bemühte ſich die offizielle Außen⸗ 
politik Sowjetrußlands von Genf aus mit allen 
Mitteln den Gegenſatz zwiſchen Italien und England 
zu vertiefen; denn dadurch konnte Italien im 


Mittelmeer noch ſtärker gehemmt, und England 


leichter zu Zugeſtändniſſen gebracht werden. Bei 
der Meerengenkonferenz in Montreux ſtrichen die 
Sowjets den Lohn für ihr Verhalten ein. England 
öffnete den Sowjets die Meerengen, weil es damit 
Italien einen unangenehmen Gegner ins Mittel⸗ 
meer zu ſchicken hoffte. Der Weg nach Spanien 
war frei. Gleichzeitig war es der „Komintern“ in 
Frankreich gelungen, das Kabinett Laval ſo in den 


engliſch⸗italieniſchen Gegenſatz hineinzulavieren, daß 


es zu Fall kam und die neugebildete „Volksfront“ 
an die Macht gebracht werden konnte. Damit war 
der Zeitpunkt gekommen, in Spanien durchzu⸗ 
greifen. | ee 


Der Ausgang für Moskau unbefriedigend! 


Trotzdem führte der ſo wohlvorbereitete Angriff 
nicht völlig zum Ziele; denn die nationale Gegen⸗ 
revolution konnte noch in letzter Stunde verhindern, 
daß ganz Spanien in die Hand Moskaus fiel. Es 
gelang General Franco von Spaniſch⸗Marokko 
aus den Süden des Landes zu beſetzen und ſich ent⸗ 
lang der portugieſiſchen Grenze nach Norden durd- 
zukämpfen, wo General Mola erfolgreich den 
nationalen Aufſtand geleitet hatte. Die baskiſchen 
Provinzen jedoch, Madrid und der öſtliche Teil 
Spaniens blieben in der Gewalt der Roten, be⸗ 
zeichnenderweiſe jene Gebiete alſo, die an Frankreich 
grenzen. Frankreich, als der einzige europäiſche 
Staat, der unmittelbar an die iberiſche Halbinſel 
angrenzt, konnte wirkſamer als jede andere Macht 
in Spanien eingreifen. Gleichzeitig verſuchte es 
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auch von ſeiner marokkaniſchen Kolonie aus, Spa⸗ 
niſch⸗Marokko zu bedrohen. Dieſes Eingreifen 
Frankreichs und Sowjetrußlands brachte Italien in 
die Front; denn ein rotes Spanien hätte nicht nur 
die franzöſiſche Machtſtellung im weſtlichen Mittel⸗ 
meer bedeutend verſtärkt und Italien völlig vom 
offenen Ozean abgeriegelt, ſondern auch Sowjet⸗ 
rußland eine wichtige Flankenſtellung im Mittel⸗ 
meer gegeben, durch die Italien dauernd bedroht 
worden wäre. Auch für die deutſche Politik war es 
nicht gleichgültig, ob am Rhein nur Frankreich 
allein ſtand oder ein von den Sowjets geführter 
Machtblock, der Frankreich, Spanien und Weſt⸗ 
afrika zu einer wehrpolitiſchen Einheit zuſammen⸗ 
ſchloß. So traten Italien und das Deutſche Reich 


für General Franco ein, der gegenüber der zuneh⸗ 


menden franzöſiſchen und ſowjetruſſiſchen Unter⸗ 
ſtützung einen ſchweren Stand hatte. Damit ſchwand 
für die Roten jede Ausſicht auf einen raſchen, durch⸗ 
greifenden Sieg. Aber auch die nationalen Truppen 
kamen nur ſchrittweiſe vorwärts. Eine Entſchei⸗ 
dung war auf kurzem Wege nicht mehr zu erreichen. 
Dies entſprach völlig dem, was England beabſichtigte; 


denn der britiſchen Politik iſt ein ſtarkes, nationales 


Spanien genau ſo unerwünſcht wie ein von Frank⸗ 
reich und Sowjetrußland abhängiges. England geht 
es nicht nur um feine Stellung in Gibraltar, ſon⸗ 
dern auch um den beherrſchenden Einfluß auf Por- 


tugal; denn die britiſche Politik weiß ſehr wohl, 


daß es hier um eine der wichtigſten geopolitiſchen 
Schlüſſelſtellungen der Erde geht. Um dieſe beſon⸗ 


dere Art von Einmiſchung fördern zu können, ſetzte 


ſich England für die „Nichteinmiſchung“ der anderen 
ein und ſucht nunmehr nach einer Zwiſchenlöſung, 
die es ihm nach bewährtem Rezept geſtattet, als der 
wohlmeinende Dritte nicht nur Schiedsrichter, ſon⸗ 
dern auch Nutznießer des Kampfes zu ſein. 


Wird Europa zur Einſicht kommen? 
Im letzten erwies ſich damit doch England als 


die ſtärkſte Macht im ſpaniſchen Kräfteſpiel. Die 
Sowjets waren mit dieſer Entwicklung völlig unzu⸗ 


frieden. Durch herausfordernde Angriffe, wie jenen 


feigen Überfall auf das Panzerſchiff, „Deutſchland“, 


ſuchten ſie die Verhandlungen über die „Nichtein⸗ 
miſchung“ zu ſtören. Doch ſie erreichten das Gegen⸗ 
teil. Wenn eine gemeinſame Frontſtellung Europas 
gegen die Umſturzpläne der bolſchewiſtiſchen Revo⸗ 
lutionäre zuſtande kommt, iſt das Blut in Spanien 
nicht umſonſt gefloſſen. Eine Kompromißlöſung, 
wie ſie England wünſcht, ſagt zwar dem ſpaniſchen 
Volkscharakter wenig zu. Die Zukunft des Landes 
liegt vielmehr in einer Erneuerung, die weder ein 
rotes, bolſchewiſtiſches Spanien noch ein ſchwarzes, 
klerikal⸗reaktionäres ſchafft, ſondern ein Spanien, 
das, aus der vollen Kraft der eigenen Nation ſchöp⸗ 
fend, die ſchwierigen ſozialen Fragen des Landes 
autoritär zu löſen vermag. 
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Der politifche Katholizismus 


in Frankreich und fein Einfluß auf Deutschland im 19. Jahrhundert 


Das 19. Jahrhundert hat für den Schickſals⸗ 
weg des deutſchen Volkes eine beſondere Bedeu— 
tung. Was es keimhaft grundgelegt hat, iſt im 
20. Jahrhundert oft zu einer völkiſch tragiſchen 
Reife gekommen. Auch der politiſche Katholizis⸗ 
mus tritt in der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
zum erſten Male in der deutſchen Politik in der 
Form eines parlamentariſchen Zuſammenſchluſſes 
auf, der in der Folgezeit politiſch, kulturell und 
religiös ſich zu folgenſchweren Auswirkungen im 
deutſchen Raum entwickelte. Für die Ideologie 
dieſer Partei wie auch für die Methode ihres 
politiſchen Handelns iſt neben andern Einflüſſen 
von nicht geringer Bedeutung jene Bewegung im 
franzöſiſchen Katholizismus geworden, die ſich an 
Chateaubriand, de Maiſtre, Montalembert, Lamen⸗ 
nais Bonald, Lacordaire und Veuillot knüpft. Sie 
waren die Träger der im Schoße des franzöſiſchen 
Katholizismus geborenen, an die große mittelalter⸗ 
liche Vergangenheit anknüpfende Reaktion gegen 
Aufklärung, Revolution und Staatskirchentum mit 
der Zielſetzung, dem Katholizismus im öffentlichen, 
politiſchen Leben zu imponierender Stellung empor⸗ 
zuführen. Mögen dieſe Franzoſen auch Unterſchiede 
ihrer Auffaſſung gehabt haben, im tiefſten Grunde 
waren Idee und Ziel gleich. In ihren Ideen er⸗ 
kennt man das ideelle Geſicht des deutſchen politi⸗ 
ſchen Katholizismus wieder, und die Methode ihrer 
Politik iſt öffentlich für ihn Vorbild geweſen. 


Chateaubriand war noch der äſthetiſch emp⸗ 
findende, formell begabte Franzoſe, der in der 


ſchillernden Pracht eines glanzvollen Stiles den 


Katholizismus pries und mehr für deſſen Anſehen 
und Achtung in den weiten Schichten des Volkes 
erreichte als die in dogmatiſchen Spekulationen ſich 


Mitten in der tiefſten Friedenszeit im Jahre 1895 
ſchrieb eine „Bonifatius⸗Broſchüre“ aus 
Paderborn: „Wir ſind zuerſt Chriſten, zuerſt Katho⸗ 
liken und erkennen in dem modernen Patriotismus 
ein Stück Barbarei, ein Vergehen an der Menſchheit, 
eine Sünde gegen die Mächſtenliebe, einen Abfall 

vom Chriſtentum . .. Den modernen Patriotismus 
überlaſſen wir alſo unſerem alten Vetter, dem deut⸗ 
ſchen Michel, und der mag uns mit ſeinem Nationali- 
tätsſchwindel vom Halſe bleiben.“ 

Aus „Der SA.⸗Mann“, Folge 28,40. Juli 1937 


324 


bedeutende Worte.“ 


ge fallende Theologie. Vom einflußreichen Buch 
„du Pape“ des Diplomaten de Maiſtre geht aber 


die Verbindung von der Religion zur Politik hin⸗ 


über. In der mittelalterlichen Theokratie iſt ihm 
allein eine feſte politiſche Ordnung gewährleiſtet. 
Schon vor dem Vatikaniſchen Konzil ſchrieb er den 
Satz: „Die Unfehlbarkeit in der geiſt— 
lichen und die Souveränität in der welt⸗ 
lichen Ordnung ſind zwei ganz gleich— 
Der autonomen Ent⸗ 
ſcheidungskraft der Vernunft ſetzte de Maiſtre die 
alleinige Unfehlbarkeit der Offenbarung entgegen. 
Entſprechend iſt deshalb für ihn die abſolute Sou⸗ 
veränität allein in der Kirche grundgelegt als der 
oberſten Inſtanz in dem hierarchiſchen Syſtem der 


geoffenbarten Ordnung des Menſchenlebens. Maiſtre 
wird als der Lehrer des franzöſiſchen Ultra⸗ 


montanismus bezeichnet; er begegnet uns bei 
Lacordaire, Montalembert, bei Veuillot. Der größte 
katholiſche Parlamentarier im Frankreich dieſer 
Zeit iſt in Montalembert zu erblicken, deſſen 
Forderung an die Kirche lautete, ſich politiſch auf 


den Standpunkt der modernen Geſellſchaft, d. h. der 


Demokratie, zu ſtellen und in ihrem Rahmen eine 
feſte politiſche Poſition ſich zu erwerben. 


Lamennais wies dem franzöſiſchen Katholizis⸗ 
mus den Weg zu einer eigenen politiſchen Aktivität, 


die ſich nicht in Reaktion gegen Kirchenverfolgungen 


erſchöpfen, ſondern ihn zum Führer der geiſtigen 
und ſozialen Entwicklung Frankreichs machen ſollte. 
Dieſer geiſtliche Politiker iſt der wirkſamſte Publiziſt 
des Grundgedankens des Grafen de Maiſtre: Ohne 
Papſt keine Geſellſchaft. Seine Kampfmethode iſt 
das beiſpielhaft gewordene Prinzip, zur Verteidi— 


gung der kirchlichen Rechte ſich praktiſch auf den 


Boden des gemeinen Rechtes zu ſtellen, um durch 
Berufung auf die Toleranz gegen alle ſtaatlichen 
Einſchränkungen der * politiſche Aktivität 
anzuwenden. 


Bonalds Theſe We Die Ideologie des 
Politiſchen iſt Abbild und Spiegelbild der religiö⸗ 
ſen Welt⸗ und Gottesſchau, der Bereich des Meli- 
giöſen ſteht nicht iſoliert von dem des Politiſchen 
da, ſondern die Beziehungen zwiſchen beiden ſind ſo 


eng, daß eine Umwandlung des Religiöſen eine 


Umbildung im Politiſchen notwendig im Ge⸗ 
folge hat. 


Wenn auch ſchon vorher ein katholiſches publi⸗ 
ziſtiſches Organ im „Avenir“ vorhanden war, ſo 


iſt doch Veuillot der katholiſche Journaliſt dieſer 
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enoldi, der neue Biſchof von Trier, veranftaltete im Sommer 1844 die Ausftellung des ungenähten 
heiligen Rocks ein Schaufpiel, das feit mehr als einem Menſchenalter unterblieben war, und jet, wie 
es der alte Börres öffentlich aussprach, lediglich dazu dienen follte, den Triumph der Kirche über den 
paritätifhen Staat feierlich ju bekunden. Und dies pfäffiſche Blendwern wurde gewagt, obwohl Payſt Bregor 
erſt vor einem Jahre den Henediktinern von Airgenteuil in einem Breve bejeugt hatte, daß ſie den heiligen Nock 
des Herrn in ihrem Altar verwahrten. Zum Überfluß bewieſen noch jwei junge Bonner Profefloren, ber Orientaliſt 
J. Hildemeifter und der Hiſtoriker 9. von Hybel, in einer ſtreitbaren, aber ernften, ſtreng wiſſenſchaſtlichen Schrift 
über „Den heiligen Hoc ju Trier und die jwanjig anderen heiligen ungenähten Aöde”, welch ein 
Unfug die Jahrhunderte hindurch mit dieſer gefälfchten Reliquie getrieben worden war. Doch was vermochten 
Gründe wider den frommen Wahn? 


Heintich von Treitſchke 
„Deutsche Geschichte im neunzehnten Jahrhundert“ 
Altred Kröner Verlag, Leipzig 


Aufn. Scher 


* oje perfönlich ehrlich, wenn auch fehr heftig und auf- 
brouſend — einer von den hitzigen Hochblonden,“ über die er 
lich dann weiter verbreitete. Wii at 
damaliger Schule freilich durſie er's mit der We ſcheit nicht 
genau achmen. So erinnere ich mich — Finn erhielt er eine 
Dexeſche. in der er angewieſen wurde, w uns die beiten Be- 
jirhungen zu pflegen und das zu uf ützen, was wir bean⸗ 
traglen, zu gleicher Seit aber ein andere, in welcher das ſtricte 
Gegeniheil von ihm verlagef wurde. Nun kam ich zufallig zu 
ihm, und aus Derfchen ga er mir die zweite zu leſen. Ich merkte 
bold. was fie euthi⸗ kl. und las fie ganz durch. Daun hielt ich ſie 
ihm wieder hij und ſagte: Verzeihen Sie, Sie gaben mir die 
ſalſche gegeben! Er war ſehr verblüfft. Ich aber tröjtete ihm, 
ich werbe aus ſeinem Dergreifen keinen Nutzen ziehen und es 
5 n a hehalten.” — „Der 
dritie ober, Prokeſch, war gar nicht mein Mann Der hatte 
ans dem Orient die erg Intriguen mitgebrachl. 


-an Ich enifinne mich, einmal, in 
eines großen Geſellſchaſt, wurde von irgend einer öſterreichiſchen 
Behauptung geſprochen, die nicht mit der Wahrheit flimmie. 


Da fagte er, daß ichs hören follte, mit erhobner Stimme: Wenn Bismarchs „Bedenken und 
das nicht wohnt wäre, da hätte fe doe fer Torre Erinnerungen” mit eigen: 


un. händigen Korrekturen 
. ät (er brionie das Wort ſtark) gelogen! 

Dabri ſoh er wich an. Ich fah ihn wieder an und ſagte ge⸗ 

laflen: Allerdings, Gele, Er war offenbar erfchroden, 

und als er ſich umfah und lauter niedergeſchlagenen Augen 

begegnete und einem liefen Schweigen, das mir Recht gab, 

wendete er ſich fill ab und ging ins Speiſe zimmer, wo gedeckt 3 rt 

wer Nach Ciſchs aber hatte er ſich erkeit Da fam auf J er. 


Aufn.: Scherl und Stoediner 
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Attentat des Böttihergefellen Aulimann auf Bismarch am 13. Juli 1874 


Der Derbredher berief fg immer mitder eint Srahtien“, das Zen- hampfes am 4. 12. 1874 im Reichstage: „Sie mögen iich los⸗ 
num. Biemarıb erhlärte biefer Datei bes hanfelinclien Alefen- dagen, ſevitl ie wollen, er hält ich am Ihren Bomſchößen en!“ 


Zeit, der die Bedeutung einer katholiſchen Preſſe 
durch ſeine machtvolle Beherrſchung des Geiſtes 
nachwies. | l | 


"az Männer fanden auch in Deutſchland 


eine fortlaufende Beachtung und haben beigetragen 
zur Erweckung des neuen Geiſtes im deutſchen 
Katholizismus.“ In dieſer Weiſe charakteriſiert 
der Zentrumsführer Bachem die Verbindung des 
deutſchen politiſchen Katholizismus mit dem Weſten. 
Und im Rechenſchaftsbericht der „Agentſchaft“ 
oder Zentralleitung der franzöſiſchen ultramon⸗ 
tanen Bewegung 1831 heißt es: „Jeden Tag 
vervielfältigen ſich unſere Beziehungen 
mit dem katholiſchen Deutſchland, be⸗ 
ſonders mit Bayern, wo bekanntlich das Zentrum 
der katholiſchen Bewegung iſt und unſere An- 
ſtrengungen mit ausgezeichnetem Wohlwollen be— 
urteilt und aufgenommen wurden.“ 


Wie Montalembert und Lamennais zu häufigen 
Beſuchen nach Deutſchland kamen und beſonders 
München bevorzugten, das ſich mehr und mehr zum 
Ausſtrahlungspunkt ihrer Ideen entwickelte, ſo 
hörte auch Lacordaire von Biſchof Humann in 
Mainz 1834, daß man in Deutſchland nicht bloß 
das franzöſiſche Zeitungsorgan kenne, ſondern daß 
es viel Gutes gewirkt habe. Deutſchland müſſe 
überhaupt von Frankreich ermutigt wer⸗ 
den. (Correſpondance du P. Lacordaire.) Die 
Kölner Wirren im Zuſammenhang mit der Ver— 
haftung des Erzbiſchofs v. Droſte-Viſchering ließen 
zum erſten Male die Beziehungen der ultramon⸗ 
tanen Bewegung in Deutſchland, Frankreich und 
Belgien an die Öffentlichkeit treten und die Soli— 
darität ihrer Anſchauungen und ihres gemeinſamen 
Handelns klar erkennen. Lacordaire gab auf Ver⸗ 
anlaſſung dieſes Ereigniſſes ſeine „lettres ſur le 
Saint Siege“ heraus, Montalembert bekannte ſich 
mit Eifer zur politiſchen Solidarität des 
Katholizismus in den weſteuropäiſchen 
Ländern und zur Notwendigkeit, in allen Ländern, 
auch in Deutſchland, die Gleichgeſinnten zu ſammeln 
und zu einer großen Par tei zu organiſieren. 


Daneben beſtanden auch andere Gruppierungen 
im katholiſchen Deutſchland, die eine ſtärkere Ein— 
flußnahme der Kirche im öffentlichen Leben erſtreb— 
ten. Alle dieſe Gruppen bereiteten die Tendenz vor, 
die fpäter im Zentrum ſo unheilvollen Ausdruck 
fand. Erſt die Wahlen zur Deutſchen und Preußi- 
ſchen Nationalverſammlung im Mai 1848 riefen 
eine politiſche Parteibildung unter den Katholiken 


mit Wahlaufrufen und programmatiſchen Kund⸗ 


gebungen ins Leben. Die politiſche Führung über- 
nahm das Wahlkomitee der Kölner Katho— 
liken, deſſen Programm vom 15. April das Ver— 
langen nach freiheitlichen Verfaſſungen für Deutſch⸗ 
land und Preußen und die Forderung der politiſchen 
Individualrechte herausſtellte. Unter Anlehnung 
an Montalembert forderte es: „Freiheit für alle 
und in allem“. Damit begann der verhängnisvolle 
Weg des politiſchen Katholizismus im deutſchen 
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Parlament, der ihn mitſchuldig machte an der Auf⸗ 


löſung aller heiligen Bande nationalen Denkens 
und Fühlens. . i 

Vor ihm hatte bereits 1825 der unerſchrockene 
Biſchof Weſſenberg in einem Hirtenbrief mit 
den Worten gewarnt: „Sehr irrt und ver⸗ 
greift ſich die Kirche, wenn ſie mit ihrer 
Gewalt ſich in den Staat verliert, und 
ſie vergeht ſich, wenn ſie ſelbſt die Mittel 
der Politik, die nicht innerhalb ihrer 
Sphäre liegen, zu ihrem Zweck aufregt 
und anwendet. Das war der Fehler Gregors 
und vieler Päpſte.“ n Bu e. 


Napoleon und der Klerus 


Ich habe geglaubt, der Klerus, den ich unter Ge⸗ 
fahr meines Lebens wieder eingeſetzt hatte, würde 
mir ergeben ſein. Ich habe geglaubt, die Römiſche 
Kurie, über ihre wahren Intereſſen im 18. Jahr⸗ 
hundert zur Genüge belehrt, würde mich unter⸗ 
ſtützen. Ich habe mich getäuſcht. Ihr wohlver⸗ 
ſtandenes, eigenes Intereſſe, die Ideen und An⸗ 
ſchauungen der Zeit, alles hätte mir ihre Zu⸗ 
ſtimmung, ihre Hilfe ſichern müſſen. Ich habe eben 
mit Rom, mit Geiſtlichen verhandelt wie mit ande⸗ 
ren Menſchen. Ich habe geglaubt, ihr eigenes 
Intereſſe werde mir helfen, ihre Vorurteile zu be⸗ 
ſiegen; mein Irrtum hat mir ſchwere Verlegen⸗ 
heiten bereitet. Die Zeit, ein vernünftiges Nach⸗ 


denken können über große Widerſtände triumphie⸗ 


ren; ſie bringen die widerſpenſtigſten Menſchen zur 
Vernunft; aber nichts vermag etwas über 
einen landfremden Klerus. In Rom küm⸗ 
mert man ſich wenig um die Intereſſen Frankreichs. 
Die Geiſtlichkeit iſt römiſch geſinnt, weil ihr Ober⸗ 
haupt in Rom ſitzt; es iſt eine Nation für 
ſich mitten unter den Völkern. Für die 
Prieſter liegt das Vaterland in Rom: wir können 
uns alſo nicht verſtehen. Vernunftgründe bedeuten 
nichts für den Klerus; ſein Intereſſe iſt alles. Er 
macht ein Dogma aus ſeiner Oppoſition; ſein 
Widerſtand erſcheint ihm als Weg zur 
Palme der Unſterblichkeit, vor allem, 
ſeitdem er weiß, daß er gefahrlos den 
Mutigen ſpielen kann. Die Herren reißen 
ſich um dieſes neue, recht bequeme Mar⸗ 
tyrium. Es wäre freilich ehrenvoller für ſie, wenn 
ich töricht genug wäre, ſie zu martern; aber ich 
laſſe ihren Eifer von ſelber einſchlafen + 

Man durfte dieſe Römlinge nicht in unſere An⸗ 
gelegenheiten ſich einmiſchen laſſen; Ausländer 
haben nichts in ihnen zu ſuchen. 

— 

Aus „Caulaincourt“ (Großſtallmeiſter des Kai⸗ 
ſers) „Unter vier Augen mit Napoleon“. 
Verlag von Velhagen & Klaſing, Bielefeld und 
Leipzig 1937. a 
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Das deutſche Buch 
Alfred Roſenberg: 
„Kampf um die Macht“ 


Auf ſätze von 1921 bis 1932. 


III. Band von „Blut und Ehre“; 797 Seiten, Preis 
6, — MM. in Leinen. 


Zentralverlag der NS D AP., Franz Eher Nachf. 
GmbH., München / Berlin 1937. 


Alfred Roſenberg hat ſeiner Deutung des Lebensmythus 
des deutſchen Menſchen in ſeinen bisher erſchienenen Werken 
einen neuen Band hinzufügen laſſen. Eine Sammlung von 
Aufſätzen aus den Jahren des Kampfes um die Macht 
zeigt das innere Werden der nationalſozialiſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung. Dieſe Aufſätze ſind ſelbſt lebendige Geſchichte. 

Die Idee der Bewegung durfte nicht einer dogmatiſchen 
Erſtarrung erliegen, ſondern mußte totale Weltanſchauung 
bleiben. Grundlegende Bekenntniſſe ſind es, die daher auch 
dieſem Buch das Gepräge geben. Es ſoll keine ſchulgerecht 
ausgearbeitete Philoſophie ſein, ſondern Formulierung der 
Haltung. 


Von bejonderer Bedeutung für die weltanſchauliche Schu⸗ 
lung ſind die richtungweiſenden Formulierungen, in denen Alfred 


Roſenberg den neuen Geiſt im einzelnen beſtimmt. Es iſt dies vor 


allem die Einheit der Weltanſchauung, die gegen jeden 
Verſuch verteidigt werden muß, einzelne Werte aus dem 
Ganzen herauszulöſen und ſie als Höchſtwerte zu prokla⸗ 
mieren. 

Mehrere ſorgfältig vorbereitete Aufſätze behandeln Epochen 
und Perſönlichkeiten, die unſerer Gegenwart etwas beſonderes 
zu ſagen haben. Es ſind dies Themen wie „Bismarck 
und die Juden“, „Friedrich der 
„Deutſche Freimaurerei“, die Abſchnitte über die 
Entwicklung des Bolſchewis mus in Rußland oder 
die Geſchichte des Judentums. 


Damit reiht ſich dieſes Buch an die anderen Werke an, 
die das weltanſchauliche Fundament der Bewegung aus⸗ 
machen. Es iſt eine wertvolle Ergänzung 
des maßgebenden nationalſozialiſtiſchen 
Schrifttums. 


Prof. Dr. Alfred Baeumler: 

„Nietzſche, der Philoſoph und Politiker“ 

183 Seiten; Preis geh. —„80 RM., geb. 1,20 RM. 
Verlag Philipp Reclam jun., Leipzig 1931. . 


Heinrich Härtle: 


„Nietzſche und der Nationalſozialismus“ 
171 Seiten; Preis broſch. 2,80 RM. 


Zentralverlag der NSDAP, 0 Le 
GmbH., München / Berlin 1937. 


Friedrich Nietzſches Werke 


in zwei Bänden, ausgewählt und eingeleitet von Aug uſt 
Meſſer, Profeſſor an der Univerſität Gießen. 
I. Band 581 Seiten, II. Band mit überſichtlichem Regiſter 
612 Seiten; Preis beider Bände in Leinen geb. 5,70 RM. 
Alfred Kröner Verlag, Leipzig 1930. 

Dieſes zweibändige Werk enthält in knapper, überſicht⸗ 
licher Form das Wichtigſte aus dem Lebens- 
werk Nietzſches. 


Nietzſches Werke 

in zwölf Bänden, einzeln käuflich in Kröners Taſchen⸗ 
ausgabe. Jeder Band mit einem Nachwort von Prof. 
Di. Alfred Ren hler, 
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8 219 RM., 


der 5 562 Seiten; Preis 4,— 


ſchon 


Große“, 


Die Geburt der Tragödie / Der griechiſche 
Staat. 382 Seiten; Preis 2,25 RM., 1930. — Un» 
zeitgemäße Betrachtungen. 642 Seiten; Preis 
1930. — Menſchliches / Allzu⸗ 
menſchliches. 348 Seiten; Preis 3,40 RM., 1930, 


— Morgenröte, Gedanken über die moraliſchen Vor⸗ 


urteile. 338 Seiten; Preis 2,25 RM., 1930. — Die 
fröhliche Wiſſenſchaft. 332 Seiten; Preis 
2,25 RM., 1930. — Alſo ſprach Zarathuſtra. 
426 Seiten; Preis 1,70 RM., 1939. — Jenſeits von 
Gut und Böſe, Zur Genealogie der Moral. 
428 Seiten; Preis 2,275 RM., 1930. — Götzen 
da mmerung / Der Antichriſt; Ecce Homo 
(Gedichte). 612 Seiten; Preis 2,98 RM., 1930. — Der 
Wille zur Macht, Verſuch einer Umwertung aller 
Werte. 716 Seiten; Preis 4, — RM., 1930. — I. und II. 
Die Unſchuld des Werdens, Der Nachlaß. 440 
und 514 Seiten; Preis pro Band 3,75 RM., 1931. — 
Nietzſche in feinen Briefen und Berichten 

RM., 
1932. a 
Alfred Kröner e Leipzig. 


Obige Sammlung von Nietzſche-Ausgaben wird hier für 
die genannt, denen unſere in vorliegendem Heft gebrachte 
Einführungsarbeit aus der Feder des Parteigenoſſen 
Härtle Anregung gibt, ſich eingehender mit dieſem viel 
zu wenig bekannten Großen unſeres Volkes zu beſchäftigen. 
Auch für Schulungsbüchereien und dergl. ſind die 
hier genannten Werke und Textbearbeitungen des Weiſen von 
Silsmaria beſonders geeignet. Vorzüglich zu beachten ſind 
dabei die Arbeiten des den Schulungsbrief-Leſern ohnehin 
beſtens bekannten Parteigenoſſen Profeſſor 
Baeumler, dem es wie keinem zuvor gelungen iſt, ſich 
zum Dolmetſch Nietzſches für die Gegenwart zu machen. 


Das im Zentralverlag der NS DA. neu erſchienene Werk 


von Härtle hat das Verdienſt, das ſo oft falſch oder ſchief 
beurteilte Verhältnis des Nationalſozialismus zu Mietzſche 


in weltanſchaulich zuverläſſiger Form erſtmals eingehend 


unterſucht zu haben. Zu Nietzſches politiſcher Gedankenwelt 
in Beziehung geſetzt werden die Fragen: Zweites 
Hein — Demnskratie— Marrismus — 
Krieg — Juden — Raſſe — Zuchtung und 
Züchtung — Volk — Nationalſozialis⸗ 
mus — Die Deutſchen — Europa — Staat 
— Einzelner und Gemeinſchaft — Politik. 


Zu dieſen grundſätzlichen Sachgebieten klärt Härtle die 
Verwandtſchaften und Gegenſätze zwiſchen Mietzſche 
und dem Nationalſozialismus, wobei der Verfaſſer aus⸗ 


drücklich betont, daß er der politiſchen Geſamtdarſtellung 


Nietzſches den Nationalſozialismus „nicht nur als 
Theorie, ſondern aus Wiſſen und Er⸗ 
lebnis“ gegenüberſtellt. 


Erich Gottſchling: 

„Frommer Schein und Wirklichkeit“ 

176 Seiten; Ganzleinen 3,90 RM. 

Theodor Fritſch⸗ Verlag, Leipzig 1936. 
Gottſchling, der uns vor über einem Jahr mit ſeinem 
Buch „Zwei Jahre hinter Kloſtermauern“ überraſchte, hat 
hier den beachtlichen Verſuch unternommen, das Doppel- 


geſicht des Mönchstums, oder — wie der Volksmund es 
ſchlechthin nennt — die Jeſuitenmoral vor aller Öffent- 


lichkeit erneut aufzudecken. Während der Nationalſozialismus, 


darauf bedacht iſt, in jedem Menſchen das Ehrgefühl zu 
wecken und zu ſtärken, begegnet uns hier eine Welt, die das 
Gegenteil erſtrebt. Ein aufſchlußreiches Buch! 


Alfred⸗Ingemar Berndt: 

Gebt mir vier Jahre Zeit 

Dokumente zum erſten Vierjahresplan des Führers. 

256 Seiten; Preis geb. 3,560 RM.; Zentralverlag der 


38 


ir 


NSDAP. Franz Eher Nachf. GmbH., München / Berlin 
1937. | 


Ein Nationalſozialiſt, der die Möglichkeit hat, das 
Werden und Geſtalten des Neuen im Dritten Reich 
zentral zu überſehen, liefert hier in 16 Abſchnitten einen 
ausgezeichneten Querſchnitt durch die erſten vier Jahre 
nationalſozialiſtiſcher Reichsgeſtaltung. Dokumentariſche Be⸗ 
lege, reiches Zahlenmaterial und flüſſige Darſtellungsform 
zeichnen das bereits allgemein ſtark anerkannte Werk aus. 
Ein vortrefflicher Leitfaden für den nationalpolitiſchen 
Unterricht, der Anſpruch darauf erheben darf, in keiner 
brauchbaren Bücherei zu fehlen. = 


Wilhelm Löbſack: 


„Albert Forſter“, Danzigs Gauleiter 

140 Seiten mit 36 Bildern, vielen Dokumenten und Auf⸗ 
rufen; Preis kart. 1,80 RM.; geb. 3, — RM. 
Hanſegtiſche Verlagsanſtalt, Hamburg 1934. 


* 


Das nationalſozialiſtiſche Gewiſſen in 
Danzig. 

Aus ſechs Jahren Kampf für Hitler. Nach Reden und 
Niederſchriften des Gauleiters von Danzig, Albert 
Forſter; bearbeitet und herausgegeben von Wilhelm 
Lö b ſack. | 
278 Seiten mit 64 Abbildungen; Preis geb. 3,50 RM. 
Verlag A. W. Kafemann GmbH, Danzig, 1936. 


Der Nationalſozialismus hatte in dem kürzlich von der 
Alten Garde der Bewegung beſuchten Danzig neben den 
ſtarken marxiſtiſchen und den reaktionären Mächten die be⸗ 
ſonders delikate außenpolitiſche Situation in der durch das 
Verſailler Verbrechen vom Reich losgeriſſenen ſtolzen 
Hanſeſtadt gegen ſich. Es iſt daher klar, daß der hier vom 
Führer eingeſetzte Gauleiter eine für den Kampf der ge⸗ 
ſamten Bewegung bedeutſame und aus der Anfangszeit 
der NSDAP. beſonders hervorragende Perſönlichkeit ift, 
Gauſchulungsleiter Wilhelm Löbſack hat eine vor⸗ 
zügliche Verbindung von Lebensbeſchreibung und politiſchem 
Kampf geſchaffen. N 

„Das nationalſozialiſtiſche Gewiſſen in 
Danzig“ ſchildert die ſechs harten Kampfjahre der Partei 
bis zum Sieg über die Kräfte der Internationale, die 
Bahnbrecher des Bolſchewismus geweſen ſind. Heute ſteht die 
Partei in Danzig als Vorpoſten und Mahner für eine glück⸗ 
lichere Zukunft, und die Standarten Adolf Hitlers bürgen für 
die nationalſozialiſtiſche Haltung der alten Hanſeſtadt. Beide 
Bücher verdienen es nicht zuletzt um Danzigs willen, über⸗ 
all im Reich einen Platz in dem Rüſtzeug zur Ge⸗ 
ſchichte der Bewegung zu erhalten. 


Inge Weſſel: 

„Neuer Geiſt, neue Zeit“ 

266 Seiten; Preis geb. 4,50 RM. 

Zentralverlag der NSDAP. Franz Eher Nachf. 
GmbH., München / Berlin, 1936. 

Dreiundzwanzig verſchiedene Themen aus namhaften 
Federn, darunter Reichspreſſechef Dr. Dietrich, Heinz Ste⸗ 
guweit, Martin Luſerke, Karl Bröger, Götz Otto Stoff⸗ 
regen, Elli Beinhorn und nicht zuletzt Hor ſt Weſſel 
ſind in einer reichbebilderten Zuſammenſtellung durch Inge 
Weſſel zu einem wertvollen Jugendbuch geſtaltet 
worden. Auch die äußere Ausſtattung des ausgezeichneten 


Auflage der Juli⸗Folge 2 Millionen 


Nachdruck, auch auszugsweiſe, nur mit Genehmigung des Verla ges. 


amt. Hauptſchriftleiter und verantwortlich für den Geſamtinhalt: 


Werkes entſpricht ſeiner Beſtimmung. Das Buch iſt heute 
ſchon ein guter Kamerad derer zwiſchen zehn und fünfzehn; 
aber auch älteren bereitet es ſicher Freude. Der Zentral⸗ 


verlag der NSDAP. hat hier eine ebenſo wichtige wie 


dankenswerte Bereicherung des nationalſozialiſtiſchen Schrift- 
tums gebracht. a 


Karl Theodor Weigel: 


Nürnberg Frankenland Deutſchland 


96 Seiten mit zahlreichen Bildern; Preis br. 4,80 RM.; 
Paul Metzner Verlag Berlin 1936. 


Lange, bevor es Spuren eines Bauſtils auf deutſchem 


Boden gibt, finden ſich uralte Sinnbilder als kulturgeſchicht⸗ 


liche Zeugniſſe unſerer Vergangenheit. Die Zähigkeit in der 
Überlieferung dieſer ornamentalen Symbole, die nachweis⸗ 
bar ſchon in der Steinzeit vorhanden, ſich durch 
Bronzezeit, Eiſenzeit und Völkerwande⸗ 
rung auch unter den neuen Einflüſſen der mittelalterlichen 
und neuzeitlichen Kunft- und Kulturgeſchichte in beiſpiellos 
zäher wunderbarer Lebenskraft erhielten, iſt ein Hoheslied der 
unperſönlichen blutbedingten Volkskunſt. „Wir erkennen mit 
ehrfürchtigem Staunen, daß ſich in ihnen ein Stück Welt⸗ 
anſchauung der Vorzeit bis in unſere Zeit erhalten hat“, 
ſagt der Verfaſſer, Pg. Karl Theodor Weigel. 
Er hat ſeinem obigen Werk daher die Aufgabe geſtellt: „den 
vielen Beſchauern der Schönheiten Nürnbergs, unter 
denen es dem einen oder anderen auffällt, daß hier ein 
Hakenkreuz und dort andere Figuren geſtaltet ſind, die er 
ſchon in feiner Heimat geſehen hat, zu zeigen, daß ü ber⸗ 
all in der Heimat die gleichen Sinnbilder 
als Vermächtnis unſerer Ahnen lebendig 
erhalten find. Und gleichzeitig iſt verſucht, die Zu⸗ 
ſammenhänge der Vorzeit aufzuzeigen und die 


überaus hohe Bedeutung dieſes Kulturgutes unter Beweis 


zu ſtellen ..!“ 


Reichsband 
Adreſſenwerk von Partei und Staat 
„Die deutſche Tat“ Verlags-GmbH, Berlin NW 7. 
Preis in Ganzleinen RM. 26,—, 1600 Seiten 
Dieſes unter Aufſicht des Hauptorganiſationsamtes der 


NSDAP. herausgegebene Adreſſenwerk iſt ein guter Führer 
durch die reich gegliederte Organiſation unſeres Volkes. Eine 


überſichtliche Anordnung des Materials erleichtert das Nach⸗ 


ſchlagen, womit dieſes umfangreiche Adreſſenwerk zu einem 
brauchbaren Hilfsmittel wird, deſſen Anſchaffung ſich empfiehlt. 


Aus dem Inhalt: Anſchriften aller Hauptämter und Amter 
des Reiches und der Gauleitungen der NSDAP. ſowie der 


Gliederungen und angeſchloſſenen Verbände. — Anſchriften 


der Kreisleitungen der NSDAP., DAF. und RSB. — 
Kreisweiſe geordnete Aufzählung aller deutſchen Gemeinden 
unter Angabe der Einwohnerzahl und Vermerk über die jeweils 
vertretenen Parteigliederungen — Abbildungen aller Gauleiter 
und Gauwalter — Kartenbilder der einzelnen Gaue mit den 
Kreisgrenzen — Anſchriften der Reichsregierung und der Be⸗ 
hörden — Anſchriften der Reichskulturkammer, des Reichs⸗ 


nährſtandes und der gewerblichen Wirtſchaft. Außerdem ein 


Lexikon⸗Wegweiſer in 1 500 gut gewählten Stichworten. 
—— — — 
Zu Bildſeite 2: 

Goethe⸗Schiller⸗Denkmal in Weimar. Erb. 1857 von 
Rietſchel. Aufn. Hege, Weimar. i 
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krgänzungen jur 1. und 2. Auflage des Organifationsbuches der NSDAP. : 


Mitteilung für die Beſitzer des Organifationsbudjes der NsDgp., 1. und 2. Auflage 


Die Ergänzungen bzw. Anderungen des Organiſationsbuches der NSDAP. können nach folgenden zwei Methoden verwertet werden, entweder 


a) die Nachträge uſw. werden ſeitenweiſe aus den Reichsſchulungsbriefen herausgenommen und in einem Schnellhefter bzw. Hebelo rdner der Reihe nach eingeordnet. (Mit Hebel⸗ 
ordner ſind nicht allein Leitzordner, aſſo Ordner einer beſtimmten Herſtellungsfirma, gemeint, wie in einem früheren Hinweis erwähnt, ſondern die von vielen Firmen hergeſtellten großen Sammel⸗ 


eingezeichnet werden. Bei dieſer Handhabung 
kann der Nachtrag bzw. die een ce im Organiſationsbuch wie auch im Ordner leicht gefunden werden, oder b 


Re 


De ) 
und bejonderen Aufgaben der NS D A P. im Betrieb eingelegt. 


‚— :::: „ — — 2 TE h c ««k„õ„õc „% %„c„„%%%„„„(õ“444õ«õ̊4k„„„„ꝶ. HHH „ch „„ 


b) Die Nachträge uſw. werden aus dem jeweiligen Schulungsbrief herausgeſchnitten und als Deckblätter auf die vorgemerkte Seite am inneren Rand des Organiſationsbuches der NSDAP. 
eingeklebt. ee N 5 


1 2 


Nr. 58, Nachtrag (Seite 210 beginnend, 3. Auflage) betr.: Werkſcharen der DAF. 


— 


Hauptarbeitsgebiet X — Werkſcharen der DA. 

I. Führung. . 5 

Der Reichsorganiſationsleiter der NSDAP. und Leiter der Deutſchen Arbeitsfront führt als 
ichs werkſcharführer die Werkſcharen der Deutſchen Arbeitsfront. 

II. Aufgaben. N 


Die Werkſcharen haben keine eigenen politiſchen Aufgaben. Sie iind der Stoßtru 
utſchen Arbeitsfront im Betrieb und werden für die politiſchen 


III. Weſen. 


äſſig. Entſcheidung durch den 


3. Die Werkſchar eines Bettiebes ſoll im allgemeinen acht bis je Prozent der männlichen 


Gefolgſchaft umfaſſen. In beſonderen Fällen ſind Ausnahmen zu 
Kreisobmann. d 


4. Die Werkſchar eines Betriebes umfaßt nachſtehende Gruppen: 


Gruppe 1: Die alte NSBD. des Betriebes, ſonſtige Walter und Warte der Deutſchen 
e ſowie die Werkſcharmänner vom 30. Lebensjahre ab als Stammann⸗ 
aft; 
Gruppe 2: Die Werkſcharmänner von der Wehrmachtentlaſſung bis zum 30. Lebensjahr als 
der Stoßtrupp; 


Gruppe 3: Die Werkſcharmänner vom 18. Lebensjahr bis zum Eintritt in die Wehrmacht 
als die Jungmannſchaft. 


5. Bei den den gebietlichen Gliederungen der Partei entſprechenden SA.⸗Einheiten iſt ein Referat 


1. Die Werkſcharen ſind die Zuſammenſaſſung aller aktiviſtiſchen nationalſozialiſtiſchen Kräfte im Werkſcharen, vereinigt mit dem bisherigen Sozialreferat, gebildet. Die Wahrnehmung dieſes 

Betrieb. ö ö En. Referates hat der zuſtändige aktive Werkſcharführer. 

2. Die in den Gliederungen der Partei erzogenen und ausgebildeten Männer werden durch die VI 
Werkſchar im Betrieb eingejegt. # N a \ 7 Bieren. 8 
3. Dies ſetzt eine enge Verbindung mit allen Gliederungen der Partei voraus. Dieſe enge Ver⸗ 1. Zentralbüro 

bindung iſt gewährleiſtet dadurch, daß f 4 a Amt Reichswerkſcharführung. 

a) die Führer der Werkſcharen (ausgenommen der Werkſcharſtammführer) grundſätzlich der SA. a) Der Leiter des Amtes Reichswerkſcharführung iſt der Oberſtwerkf char führer; 
entnommen werden, wobei in beſonderen Fällen, wie für Autoinduſtrien uſw., die Verwen⸗ b) zur Erfüllung ſeiner Aufgaben erhält das Amt Reichswerkſcharführung folgende Abteilungen: 
dung von Angehörigen anderer Gliederungen der Partei möglich iſt; . Abteilung Verwaltung, Abteilung Einſatz 

b) dieſe Führer der Werkſcharen Angehörige des Stabes der entſprechenden SA.⸗Einheiten oder Abteilung Ausbildung, Abteilung Verbindung zum Reichsarbeitsdienſt, 
der anderen Gliederungen der Partei ſind. Abteilung Führung, Abteilung Verbindung zu den Reichsbetriebsgemeinſchaften. 

IV. Zugehörigkeit. 2 \ Die Aufgaben der einzelnen Abteilungen werden durch den Oberſtwerkſcharführer feitgelegt. 

1. Die Zugehörigkeit zur Werkſchar beruht auf freiwilliger Grundlage und ſetzt die Bereitſchaft e) In den dafür in Frage kommenden Reichsbetriebsgemeinſchaften wird ein ſelbſtändiges 
voraus, ſich als aktiver Kämpfer für die nationalſozialiſtiſche Auffaſſung von der Arbeit und Referat „Werkſcharen“ errichtet, welches arbeitsmäßig von der Reichswerkſcharführung geleitet 
für ein neues, deutſches Arbeitertum einzuſetzen. N f g wird. 100 ! 
2. In die Werkſchar kann jeder Angehörige einer Gliederung der Partei aufgenommen werden, Dieſem Referat obliegt die Ausarbeitung von Richtlinien zur Durchführung von Betriebs⸗ 
der den arbeitsmäßigen Vorausſetzungen der Werkſchar genügt und Mitglied der Deutſchen appellen, Aufmärſchen und Kundgebungen (in Zuſammenarbeit mit der Unterabteilung Pro⸗ 

Arbeitsfront iſt. | g 0 paganda) und von Richtlinien für den techniſchen Dienſt bei dieſen Veranſtaltungen. Weitere 

3. In der Werkſchar kann bei dieſer Vorausſetzung auch jeder Angehörige einer Betriebsgemein⸗ Aufgaben können von der Reichswerkſcharführung zugeteilt werden. Eine Kommandogewalt 

Ani feine Aufnahme finden, wenn er den politiſchen, raſſiſchen und geſundheitlichen Voraus- beſitzt dieſes Referat nicht. 

etzungen entſpricht. f 5 N 2. Gauwaltung 

4. Far 15 0 NN. 70 e iſt das Einverſtändnis des zuſtändigen Betriebsobmannes Abteilung Gauwerkſcharführung. 
Jene. ee Der Gauobmann erläßt die für den Einſatz und Verwendung der Werkſcharen notwendigen 
5. Die Aufnahme entſcheidet der zuſtändige Werkſcharführer. Anordnungen. Der Gauobmann iſt der Er 1 g 
V. Aufbau. 5 0 a) Der Leiter der Abteilung Gauwerkſcharführung iſt der Gauwerkſcharführer (Oberwerkſchar⸗ 
1. Die Werkſchar iſt der Stoßtrupp der Betriebsgemeinſchaft und kennt über den eigenen Betrieb führer); 9 
hinaus keine Zuſammenfaſſung zu größeren Einheiten. b) die Abteilung Gauwerkſcharführung beſitzt folgende Unterabteilungen: 
2. Werkſchardienſtſtellen ſind: 8 


a) Im Zentralbüro: Reichswerkſcharführung; 
9 bei jeder Gauwaltung: Gauwerkſcharführung; 
0 


ee ü 
d) bei den Ortswaltungen mit mindeſtens zwei Werkſcharen werden dieſe durch den Hauptwerk 


in den Kreiswaltungen, in deren Gebiet eine Aufſtellung von fünf Werkſcharen möglich iſt: 


Ausbildung, Führung und Einſatz. Verbindung zum Reichsarbeitsdienſt; 


822 


c) der Gauwerkſcharführer (Oberwerkſcharführer) iſt Abteilungsleiter der Gauwaltung der Deut« 
ſchen Arbeitsfront. Der Oberwerkſcharführer wird vom Reichswerkſcharführer auf im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Gauobmann erfolgten Vorſchlag des Oberſtwerkſcharführers ernannt. 


Der Gauobmann N ihn als Abteilungsleiter in ſeine Dienſtſtelle ein; 
d) die haupt» und e 


0 e renamtliche Beſetzung der einzelnen Unterabteilungen erfolgt nach Arbeits⸗ 

ſcharführer zuſammengefaßt: Ortswerkſcharführung; N R 95 anfall durch die Gauwerkſcharführung nach Genehmigung durch die Reichswerkſcharführung a 

e) die Werkſchar eines Betriebes wird vom Werkſcharführer geführt. im Einvernehmen mit dem Gauobmann. Fortſetzung folgt. 40 
. 


Zwei wichtige Nenericheinungen! 


Kampf um die Macht 


2 Ein neues Buch von Reichsleiter Alfred Roſenberg 


Die in dieſem Werk zuſammengeſtellten Aufſätze ſpiegeln in überaus 
lebendiger Form Kampf und Aufitieg der NSDOAB, Sie find gefhicht- 
liche Zeugniſſe von ungeheurem Wert beſonders für den Hiſtoriker 
und den Schulenden. Sie geben jedem Deutſchen die Gelegenheit, 
die Entwicklung der Partei wahrhaft zu verſtehen und nachzuerleben. 


Amfang 797 Seiten Preis Leinen 6,— RM. 


Zu beziehen durch jede Buchhandlung! 


zentralverlag der NS A., Franz Eher Nathf. G. m. b. ö. 
München Berlin 


Can b et mir 

vi 5 FE t 
In dieſem Buch des ſtellvertretenden Preſſechefs der Reichs. 
regierung, Alfred Ingemar Berndt, erleben wir noch 
einmal den beiſpielloſen Aufſtieg der vergangenen Zeit mit, 
wir werden Zeugen des verbiſſenen, zähen Kampfes um 
Gleichberechtigung und Frieden, wir verfolgen den Gang der 


Arbeitsſchlacht, das Ningen um wirtſchaftliche Freiheit, die 
Wiederaufrichtung einer ſtarken und kraftvollen Wehrmacht. 


Preisin Leinen 3,60 K M. e Umfang 256 Seiten 


Zentralverlag der NSDAP., Franz Eher Nachf. GmbH., München — Berlin 
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Umifchlagzeichnung: Hans Schirmer, Berlin 
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